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Die neuen Warlords einhegen

Deutschland sollte in Abstimmung mit der Euro-
paischen Union (EU) und Grof3britannien neue
Allianzen anstof3en, die sich einem ,,neuen Kriegs-
furstentum* von Grof3- und Mittelméachten ent-
gegenstellen. Partner kdnnen Lander wie Indien,
Brasilien, Stdafrika, Kanada und Australien sein.

US-Volkerrechtsbriiche beim Namen nennen
Deutschland verspielt seine Glaubwiuirdigkeit, wenn
es Volkerrechtsbriiche nur selektiv anprangert und
durch ausweichende Formulierungen Verstt3e von
Verbiindeten wie den USA und Israel toleriert.

Gewaltsamen Gebietsverschiebungen
entgegenwirken

Jeglicher Anerkennung von Gebietsgewinnen

in der Ukraine, die durch Gewalt oder Gewaltan-
drohung erlangt wurden, sollte Deutschland
entgegenwirken. Auch sind israelische Landnah-
men in Paléstina zu verurteilen.

Multilaterale Institutionen arbeitsfahig halten
Die Bundesregierung sollte sich dafir einsetzen,
die Handlungsféhigkeit der Vereinten Nationen
(VN) in den Bereichen Pravention, Mediation und
Friedenssicherung sowie von Institutionen der
Rustungskontrolle zu sichern und zu starken.

Gerichte und humanitare Hilfe unterstitzen
Deutschland sollte mit Nachdruck den Internatio-
nalen Strafgerichtshof und die humanitéren
Koordinationsstrukturen der Vereinten Nationen
politisch und finanziell stitzen.

VN zur Wahrung des Weltfriedens starken
Gegenstrukturen zu den VN und kurzfristige
Initiativen wie das ,,Board of Peace* von Donald

10

Trump verdienen konsequente Ablehnung durch
alle EU-Staaten. Innerhalb der VN muss die Ge-
neralversammlung gestarkt werden.

Transaktionale Ausrichtung der deutschen
Entwicklungspolitik zuriickweisen

Interessen diirfen nicht gegen Werte ausgespielt
werden. Wo Entwicklungszusammenarbeit bloR3
zur Migrationsabwehr, Rohstoffsicherung oder
geopolitischen Transaktion wird, verliert sie
ihren friedenspolitischen Sinn.

Kunstliche Intelligenz und

digitale Souveranitat starken

Bei Kunstlicher Intelligenz mussen die europé-
ischen Abhangigkeiten von den USA und China
vermindert werden. Der Zugang zu kritischen
Rohstoffen und Rechenressourcen sowie der
Aufbau resilienter Wertschopfungsketten missen
priorisiert werden.

Grundlagen fur Ristungskontrolle schaffen
Deutschland sollte sich dafir einsetzen, auch

in einer Phase neuer Rustungswettlaufe Grund-
lagen belastbarer Rustungskontrolle zu schaffen
und zu erhalten. Dafur braucht es eine flexiblere
Rustungskontrolle, die neue Waffentechnologien
und digitale Systeme einbezieht.

Die innenpolitischen Folgen des war on terror
evaluieren

25 Jahre nach 9/11 ist eine transparente und
schonungslose Evaluation der umfassenden
Sicherheitsgesetzgebung Uberféllig. Neben der
Angemessenheit und Wirksamkeit der Mal3-
nahmen sollte auch Gberprift werden, ob, wie
und wo Rassismus befordert wurde.
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Die Weltordnung zerfallt. Der Krieg ist wieder auf der Tagesordnung der
internationalen Politik, und mit ihm tritt auch ein neuer Gewaltakteur auf:
Der staatliche Warlord, der Gewalt einsetzt und androht, um Macht- und
Profitinteressen durchzusetzen. Die neuen Warlords, maf3geblich Autokratien
oder Staaten im demokratischen Niedergang, profitieren von der Schwache
existierender Regeln und Institutionen und verscharfen sie. Ihre Entfesselung
militarischer Gewalt muss gestoppt werden, um den endgultigen Zerfall

der Weltordnung und ihrer Regelwerke aufzuhalten.

Die internationale Politik befindet sich in einer Phase tiefgreifender Umbriiche. Demokra- Die internationale
tien sind weltweit unter Druck geraten. Sowohl die Zahl an Demokratien als auch die orenang dede
Qualitat von Demokratie nimmt weltweit ab. Zugleich zerfallt die Nachkriegsordnung, die  zweiten Weltkrieg
diese Demokratien maBgeblich mitaufgebaut haben: Die Vereinten Nationen (VN) sind ~ ©¢"e aben zerfalt
blockiert oder werden gar nicht erst in laufende und drohende Konflikte einbezogen,

Friedensmissionen werden zuriickgedrangt. Entwicklungszusammenarbeit (EZ) und huma-

nitare Hilfe verzeichnen drastische Mittelkiirzungen. Das System der Riistungskontrolle

gerat immer mehr ins Abseits, wahrend Riistungsmodernisierung und Riistungsausgaben

kontinuierlich steigen. Militarische Gewalt oder die Drohung damit ist heute wieder pro-

bates Mittel internationaler Politik: GroB- wie Mittelmachte agieren zunehmend unilateral

und sind bereit, militdrische Gewalt zur Durchsetzung eigener Interessen ohne Riicksicht

auf das Volkerrecht einzusetzen. Die Folge ist eine Entfesselung von Gewaltdynamiken.

Sie ist besonders sichtbar in Europa (russischer Angriffskrieg gegen die Ukraine), im Nahen

und Mittleren Osten (Gaza-Krieg, US-israelische Iran-Intervention) und in Subsahara-

Afrika (Sudan, Ostkongo). Aber auch in Lateinamerika (US-Intervention in Venezuela)

oder in Asien (Myanmar, afghanisch-pakistanische Grenze, Spannungen im Siidchinesi-

schen Meer) sind die Auswirkungen spiirbar. Kurzum: Militarische Gewalt ist im Zentrum

der Weltordnung angekommen.

In dieser Schwachekonstellation der Weltordnung tritt ein neuer Gewaltakteur auf die
weltpolitische Biihne: der staatliche Warlord. Urspriinglich fiir lokale, nichtstaatliche
Gewaltunternehmer in Rdumen fragiler Staatlichkeit entwickelt, muss der Begriff heute
auch auf staatliche Akteure angewendet werden.
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DIE GLOBALISIERUNG DES KRIEGSFURSTENTUMS

Klassische Warlords sind nichtstaatliche oder semistaatliche Gewaltakteure, die bewaff-  immer mehr Grog-
nete Gruppen kontrollieren, um durch den Einsatz von Gewalt Profite fiir sich und ihre :;:r'\e/'r:t;fi:”\ﬂirds
Anhanger:innen zu erwirtschaften. Ihr primares Ziel ist nicht, politische Kontrolle (iber ein  und setzen krieg
Staatsgebiet zu erreichen, sondern Ressourcenmaximierung durch Gewalt und Patronage. ™€

Ihr Herrschaftsmodell ist auf sie zugeschnitten, wahrend (supra-)staatliche Institutionen

und Legitimationsverfahren kaum eine Rolle spielen. Dieses Verhaltensmuster, Gewalt

zur personlichen Bereicherung und Machtausdehnung einzusetzen, wurde lange mit

Blick auf die Gewaltékonomien im Globalen Siiden beschrieben. Heute ist es langst auch

im Globalen Norden bei GroB- und Mittelmachten beobachtbar.

Wie ihre nichtstaatlichen Vorbilder konzentrieren die neuen Warlords politische Herrschaft
auf sich, nutzen Gewaltmittel expansiv und setzen staatliche Ressourcen fiir personliche,
klientelistische oder imperiale Zwecke ein. Sie operieren in der Grauzone zwischen staat-
licher Ordnung und deren Auflésung — und sie tun dies nicht aus Notwehr, sondern als
bewusste Strategie. Wahrend lokale Warlords in Rdumen fragiler Staatlichkeit Oligopole
der Gewalt bilden und Ressourcen pliindern, sind die neuen Warlords weitaus gefahrlicher,
denn sie verfiigen Giber ganze Armeen, Geheimdienste und High-Tech-Waffen. Diese
neuen Warlords sind nicht Rebellenfiihrer, sondern Prasidenten, Generale, Monarchen.
Sie agieren nicht im Schatten des Staates, sondern durch den Staat hindurch. Und sie
verfolgen nicht nur lokale Beuteinteressen, sondern expansionistische, imperiale Projekte.

Die Beispiele fiir diese Form von Kriegsfiirstentum haufen sich: Am deutlichsten Iasst sich
das an den GroBmachten — beziehungsweise jenen, die sich dafiir halten — beobachten:
Russlands Prasident Putin hat einen Angriffskrieg gegen die Ukraine entfesselt, der nun
bereits ins fiinfte Jahr geht, um seine Ideen eines groBrussischen Reiches verwirklichen
zu kénnen. Donald Trump hat bereits in seiner Antrittsrede als Prasident angekiindigt, die
USA wieder vergroBern zu wollen und hat seitdem Freund und Feind gleichermaBen mit
Gewalt bedroht, um seine Interessen durchzusetzen, und sie auch angewandt. Ganz offen
reklamieren die USA wieder ein Interventionsvorrecht in der westlichen Hemisphare und
bekennen sich zu ihrem Wunsch nach Zugriff auf Ressourcen.

Aber auch Mittelméachte wie Israel, die Tiirkei oder die Golfstaaten gehen in diese Richtung. Nicht systemische zwange,
sondern politische

Entscheidungen treiben
periale Gewaltunternehmer, die ihre Machtzonen ausweiten und internationale Regeln die neuen Warlords an

selektiv instrumentalisieren. Entscheidend ist: Diese Entwicklung ist nicht das Ergebnis
unvermeidlicher systemischer Zwange. Sie ist das Ergebnis politischer Entscheidungen.
Akteure eignen sich Gewaltmittel aktiv an und nutzen sie zur Durchsetzung politischer,
o6konomischer oder territorialer Interessen. Sie kdnnten anders handeln - sie entscheiden
sich bewusst dagegen. In dieser Welt wird Krieg wieder zu einer normalen Handlungs-
alternative, die keiner weiteren Legitimation bedarf. Donald Trumps Aussage, er erwage
die Bombardierung der iranischen Insel Kharq ,aus SpaB* fortzusetzen, ist kein Ausrutscher,
sondern Symptom einer politischen Kultur, in der Gewalt enttabuisiert und beinahe spie-
lerisch als Form demonstrativer Lustinszenierung prasentiert wird.

Diese Staaten handeln immer weniger wie klassische Nationalstaaten, sondern wie im-
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Warlords fiihren nicht nur Kriege - sie betreiben Politik mit militdrischen Mitteln. Sie
nutzen Gewalt, um politische, 6konomische und rechtliche Vorteile zu erzwingen. Dabei
zerstoren sie teils gezielt, teils aber auch als Kollateralschaden internationale Organisa-
tionen und Regelwerke. Diese Entwicklung ist nicht alternativlos: Sie kann politisch ein-
gehegt, verlangsamt und unter Umstanden auch zuriickgedrangt werden. Gegenwartig ist
eine rasche Trendumkehr allerdings nicht in Sicht. Vorrangig wird es darum gehen missen,
die aktuelle Eskalationsspirale der Gewalt zumindest zu bremsen und ihre weitere Dynamik
zu begrenzen.

NORMALISIERUNG VON MACHTPOLITIK

Die Dynamik und die Methoden der neuen Warlords zeigen sich besonders deutlich in Die Golfmonarchien
setzen militérische

den Interventionen der USA, Russlands und Israels, aber auch in den regionalen Macht- _
Interventionen und

projektionen Pakistans, der Tiirkei, Athiopiens oder der Golfmonarchien. So befinden sich  Friedensvermittiung
als Instrumente
fur ihre Interessen ein

alle drei Golfmonarchien in einem Konkurrenzverhéltnis untereinander und mischen in den
Biirgerkriegen im Nahen Osten wie am Horn von Afrika mit: Ob in Libyen, Gaza, Syrien,
Sudan, Jemen oder Somalia - in all diesen Biirgerkriegen fiihrt die Unterstiitzung der einen
Kriegspartei durch eine Golfmonarchie dazu, dass eine andere Golfmonarchie die Gegen-
partei fordert. Dabei reicht das Portfolio von der eigenen militarischen Prasenz liber die
finanzielle und militarische Unterstiitzung von Biirgerkriegsparteien bis hin zur Vermitt-
lung in Friedensgesprachen. Ob Kriege gefiihrt werden oder Frieden vermittelt, ist dabei
nicht normativ unterlegt, sondern wird allein als wirkungsvolles Instrument gesehen, um
geopolitische, strategische oder wirtschaftliche Interessen durchzusetzen. Die Beach-
tung volkerrechtlicher Normen spielt keine Rolle; Krieg ist allein Mittel zum Zweck. Auch
diese Mittelmachte agieren wie Warlords und werden durch das jiingste Verhalten der
USA in ihrem Vorgehen weiter ermutigt. Eine Einflussnahme von auBen, um die Politik der
drei Golfmonarchien in den verschiedenen Konfliktregionen zu andern, gestaltet sich als
immens schwierig. Die Europaische Union (EU) kdnnte allerdings Einfluss nehmen, wenn
sie ihre Riistungsexporte in die Golfstaaten starker konditionalisieren wiirde, damit keine
in Europa hergestellten Waffen mehr ihren Weg in Biirgerkriegslander finden.

WARLORD-LOGIKEN AUFBRECHEN — FRIEDENSUBERGANGE GESTALTEN

Warlords ziehen aus dem Krieg nicht nur ihren Profit, sondern auch ihre Legitimation. Friedenstibergénge

] 5 - 3 QM8 b hen Sicherheits-
Um der Logik des Kriegsfiirstentums entgegenzuwirken, bedarf es deshalb tragfahiger g;f:;lz: hfone:toer'lnsg
Friedensiibergange. In der Ukraine hieBe das: keine Normalisierung russischer Gebietser- Entwa nung, kiuge
Sanktionspolitik und

oberungen, sondern rechtsverbindliche Sicherheitsgarantien, technikgestiitzte Uber- Wiederau au

wachung und ein nachhaltiger Wiederaufbau, der diesen Namen verdient und international
gestiitzt wird. In Gaza wird sichtbar, wie unzuldnglich ein top-down entworfener ,Friedens-
plan® ist, wenn er paldstinensische Selbsthestimmung missachtet und keine politische
Perspektive bietet: Ohne Einhegung und Entwaffnung der Hamas, aber auch ohne Be-
grenzung staatlicher und Siedler-Gewalt auf Seiten Israels, bleiben Waffenruhen zerbrech-
lich, und es profitieren auf beiden Seiten militante und extreme Akteure. Syrien wiederum
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zeigt, dass Nachkriegsordnungen anfallig fiir ein Scheitern sind, wenn Milizen lediglich
kooptiert, aber Gewaltapparate nicht reformiert werden — und wenn legitime Autonomie-
anspriiche bekampft, statt beriicksichtigt werden. Frieden beginnt dort, wo die Methoden
der Warlords und unbegrenzte Machtpolitik — lokal, national oder international — ihre
Attraktivitat verlieren: durch glaubwiirdige Sicherheitsgarantien, internationale Kontrolle,
friith verhandelte Entwaffnung und Demobilisierung, rechtsgebundene Sanktionspolitik
und einen Wiederaufbau, der klare Prioritdten setzt und weder Selbstbereicherung noch
neue Gewaltokonomien beglinstigt.

DIE SICHERHEITSPOLITISCHEN KOSTEN DES RUCKZUGS
AUS DER ENTWICKLUNGSZUSAMMENARBEIT

Parallel dazu verscharft der Riickzug groBer Geber aus der EZ die Krisendynamiken. Der  Entwickiungs-

zusammenarbeit
verteidigt Raume fur
Basisdienstleistungen erodieren. In fragilen Gesellschaften, wie etwa im Siidsudan, steigt kooperative Politik

dadurch das Risiko organisierter Gewalt. Die EZ kann ein Gegenpol zur neuen Willkir der
Macht sein — aber nur, wenn sie ihren normativen Kern verteidigt. Wo die EZ bloB zur

Abbau humanitéarer Hilfe zerreiBt Schutznetze, verscharft Ernahrungskrisen und lasst

Migrationsabwehr, Rohstoffsicherung oder geopolitischen Transaktion wird, verliert sie
ihren friedenspolitischen Sinn. Wo sie dagegen auf Inklusivitat, Menschenrechte, ,do no
harm“, multilaterale Kooperation und eine ernsthaft finanzierte Friedensdimension im
Zusammenhang von Humanitarer Hilfe, Entwicklung und Frieden (HDP-Nexus) setzt, ver-
teidigt sie Raume fiir kooperative Politik. Deutschland als bedeutender Akteur in der welt-
weiten EZ muss auf eine starkere Koordination multilateraler Entwicklungspolitik pochen
und zu einer besseren Biindelung von bereits vorhandenen Ressourcen beitragen.

TECHNOLOGISCHE DISRUPTION

Neue Technologien verandern die internationale Sicherheit in einem Tempo, das politische Neue Technologien

in der Rustung sind
kaum zu regulieren —
starkt jene Regierungsstile, die auf Personalisierung, Willkiir und demonstrative Macht-  und geben den Warlords

ausiibung setzen. Ihr Dual-Use-Charakter macht Kiinstliche Intelligenz (KI), autonome Z:fé:z:zhe Hebelin

Regulierungsbemiihungen kaum einholen kénnen — und genau diese Beschleunigung

Systeme, Cyberfahigkeiten und moderne Biotechnologie zugleich zu Motoren ziviler wie
militarischer Innovation und zu Quellen neuer Risiken. Dual-Use-Giiter verschieben
Machtverhaltnisse, unterlaufen klassische Riistungskontrollmechanismen und setzen
nukleare, chemische und biologische Regime zusatzlich unter Druck. Tech-Mogule, Auto-
kraten und extremistische Gruppen nutzen diesen technologisch erzeugten Graubereich,
um staatliche Institutionen zu entkernen, ihre Handlungsspielraume auszuweiten und
Gewaltmittel als Ausdruck personlicher Autoritdt zu inszenieren. Die sinkende Eintritts-
schwelle fiir intransparente oder informelle Machtprojektion — von Cyberoperationen bis
zu prazisen kinetischen Signalen — begiinstigt eine politische Kultur, in der Regeln oppor-
tunistisch (also: eigennutzorientiert) genutzt werden. Eskalationen werden performativ
eingesetzt, sprich: AuBerungen sollen Tatsachen schaffen. SchlieBlich werden institutio-
nelle Kontrollen umgangen. Zugleich eréffnen technologische Fortschritte in Sensorik,
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Satellitenaufklarung und Kl-gestiitzter Datenanalyse neue Moglichkeiten der Verifikation;
allerdings entfalten diese Innovationen ihr Potenzial nur dort, wo politische Akteure bereit
sind, sich an Gberpriifbare Regeln zu binden. Zurzeit entsteht eine internationale Ordnung,
in der technologische Beschleunigung den Warlords der Gegenwart zusatzliche Hebel in

die Hand gibt.

DIE VEREINTEN NATIONEN IN DER DEFENSIVE

Die VN stehen fiir alles, was die neuen Warlords verachten: Vélkerrecht, Gewaltverbot,
multilaterale Kooperation zur Losung globaler Probleme. Doch die Weltorganisation
steckt seit langem in der Krise. Ihr friedens- und sicherheitspolitisch zentrales Entschei-
dungsgremium, der Sicherheitsrat, ist seit Jahren blockiert. In den aktuellen Konflikten in
Iran, Gaza, der Ukraine, Venezuela, Jemen oder Sudan spielen die VN kaum mehr eine Rolle.
Die Instrumente der VN im Bereich Frieden und Sicherheit — Friedensschaffung, Friedens-
sicherung und Friedenskonsolidierung — werden immer seltener genutzt und sind dras-
tisch unterfinanziert; zudem geréat ihre liberale Ausrichtung an Demokratie und Menschen-
rechten zusehends in die Kritik. Die USA, bislang der wichtigste Geber, haben nicht nur
radikal ihre finanzielle Unterstiitzung fiir die VN zusammengestrichen, sondern planen
offenbar alternative internationale Strukturen: den sogenannten ,Friedensrat” unter Fiih-
rung von Donald Trump. Um diesem institutionellen Kahlschlag entgegenzuwirken, sind
Reformen der VN nétig, von denen man weiB, dass sie nur schwer durchsetzbar sind.
Realistisch ist am ehesten eine Starkung der Generalversammlung und eine strategische
Koalition mittlerer und kleiner Staaten, die die VN politisch und finanziell stabilisieren.

DER SCHATTEN DES WAR ON TERROR

Die Kriege der neuen Warlords werden haufig mit dem Kampf gegen Terrorismus legitimiert.
Das gilt insbesondere fiir den Krieg gegen das iranische Regime, das {iber Jahrzehnte
diverse dschihadistische Gewaltakteure der sogenannten ,,Achse des Widerstands® gegen
den Staat Israel finanziell und politisch unterstiitzt hat. Diese Rechtfertigungsmuster
tragen deutliche Reminiszenzen an den war on terror, den die USA vor mehr als 25 Jahren
nach den Terroranschlagen vom 11. September 2001 erklarten. Dieser Krieg gegen den
Terrorismus hatte nicht nur international gravierende Auswirkungen, er ist bis heute auch
innerhalb von Gesellschaften folgenreich. In seinem Schatten fiihrten viele Staaten -
darunter Deutschland - eine Vielzahl von weitreichenden MaBnahmen ein, um Terrorismus
und Radikalisierung im Inland zu bekdmpfen. Dabei gerieten vor allem Menschen, denen
eine muslimische ldentitdt zugeordnet wird, pauschal in den Verdacht, eine Bedrohung
fuir die Sicherheit zu sein. Es ist an der Zeit, diese MaBnahmen einer griindlichen Evalua-
tion zu unterziehen und zu untersuchen, welche beabsichtigten und unbeabsichtigten
Auswirkungen sie hatten. Antimuslimischer Rassismus hat sich in die gesellschaftliche
Mitte ausgedehnt und ist dort wie Antisemitismus und andere Rassismen verankert.

All diese Phanomene miissen als gesellschaftliche Probleme ernstgenommen und bear-
beitet werden.

In der bislang schwersten
Krise der Vereinten
Nationen braucht es
strategische Koalitionen
der Mittelméchte zur
Stabilisierung

Der war on terror hat
eine Verdachtslogik
gegenuiber Muslim:in-
nen befordert — seine
MaRnahmen missen
evaluiert werden
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Schlussfolgerungen

Ohne entschiedene GegenmaBnahmen ist der gegenwartige Zerfall der multilateralen
Ordnung und ihrer Regelwerke nicht mehr aufzuhalten. Was nach ihr kommt, lasst sich
bereits jetzt im Gebaren der neuen Warlords beobachten: Militarische Gewalt als reguldres
Mittel der Politik, das denjenigen strukturelle Vorteile verschafft, die bereit und in der
Lage sind, es einzusetzen. Wer diese Moglichkeiten nicht besitzt oder sie nicht nutzt,
konnte auf Dauer seine Sicherheit und Selbstbestimmung einbiiBen.

Diese Entwicklung ist abwendbar, es muss aber jetzt und entschieden gehandelt werden.
Das beginnt damit, dass eklatante Regelbriiche als solche benannt und skandalisiert werden,
egal ob sie von Verbiindeten oder von Gegnern begangen werden. Nur dann kann die
Geltung von Regeln behauptet werden. Wenn man hingegen selektiv Volkerrechtsbriiche
toleriert, wie dies die Bundesregierung im Falle der US-Intervention gegen das venezola-
nische Maduro-Regime und bei der Intervention der USA und Israels gegen den Iran
getan hat, verspielt man das diplomatische Kapital der Glaubwiirdigkeit und beférdert —
ob mit Absicht oder nicht — den Verfall der internationalen Ordnung.

Allerdings erwachst aus Verurteilung noch keine Regeleinhaltung. Dafiir braucht es Insti-
tutionen und Verfahren der Konfliktregulierung, die von der Mehrheit der Staaten aner-
kannt und genutzt werden. Dazu zéhlen die VN. Der VN-Sicherheitsrat wird in absehbarer
Zukunft nicht als Kraft fiir Friedenspolitik nutzbar sein. Die VN-Generalversammlung
kénnte das aber durchaus, wenn sich jene Staaten, die an der Ordnung festhalten wollen,
mit ihren Ressourcen fiir ihre Starkung einsetzen. Dazu zahlt auch, die Kiirzungen in der
EZ zu stoppen. Natiirlich muss auch die EZ unter dem Gesichtspunkt der Strategie be-
trachtet werden; ihr Mehrwert besteht in dieser Hinsicht darin, das Vertrauen in Partner-
schaften und in die internationale Ordnung zu starken. Nicht zuletzt muss es darum gehen,
auch und gerade in einer Phase zunehmender Riistungswettldufe wieder Grundlagen

fuir belastbare Riistungskontrolle zu schaffen und zu erhalten, indem die Riistungskontrolle
technologisch aufgewertet und flexibler wird.

Deutschland und Europa kénnen in all diesen Bereichen gestaltend wirken — vorausgesetzt,
sie halten bei der Einhaltung von Vélkerrecht und internationalen Regeln Kurs. Verteidi-
gungs- und riistungspolitische Abhangigkeiten gegeniiber den USA miissen reduziert
werden. Bei der Erforschung, Entwicklung und Anwendung von Kiinstlicher Intelligenz
sowie dem Zugang zu kritischen Rohstoffen und Rechenressourcen ist europaische
Autonomie, nicht zuletzt gegeniiber China, notwendig.
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Keep the new warlords in check

Germany should work with the European Union
and the United Kingdom to initiate new alliances
enabling states to counter the “new warlordism”
we are seeing among major and middle powers.
Potential partner countries could be India, Brazil,
South Africa, and Canada.

Call out violations of international law by

the United States

By selectively denouncing breaches of international
law while, through evasive language, appearing

to tolerate violations by allies such as the United
States and Israel, Germany risks undermining its
credibility as an international actor.

Counter violent territorial shifts

Germany must firmly oppose any recognition of
territorial gains in Ukraine achieved through
the use or threat of force. Israeli land seizures in
Palestine must likewise be condemned.

Ensure multilateral institutions remain functional
The German government must work with like-
minded states to preserve and strengthen the
United Nations’ (UN) capacity to act in the fields of
prevention, mediation, and peace, and to enhance
the e ectiveness of arms control institutions.

Support courts and humanitarian assistance
Germany must provide strong political and
financial support to the International Criminal
Court and United Nations humanitarian
coordination mechanisms.

Strengthen the UN’s role for world peace
Rival structures to the UN and short-term initia-
tives such as Donald Trump’s “Board of Peace”

10

must be categorically rejected by all EU member
states. Within the UN, the General Assembly must
be strengthened.

Reject the transactional approach in German
development policy

Interests must not be pitted against values. When
development cooperation becomes merely a

tool to curb migration, secure raw materials,

or make geopolitical deals, it can no longer fulfil
its purpose of building and sustaining peace.

Strengthen artificial intelligence and

digital sovereignty

In the field of artificial intelligence, Europe must
reduce its dependence on the USA and China.
Priority must be given to securing access to critical
raw materials and computing resources, as well
as to building resilient value chains.

Lay the groundwork for arms control

Germany must work to establish and maintain the
foundations for robust arms control, especially
in this era of new arms races. This requires

a flexible arms control framework that takes
emerging weapons systems and digital capabilities
into account.

Assess the domestic policy implications of the
“war on terror”

Twenty-five years after 9/11, a transparent and
uncompromising evaluation of the security
legislation introduced since then is long overdue.
Besides assessing the appropriateness and
effectiveness of these measures, it is also import-
ant to examine whether, where, and how racism
has been perpetuated.
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The world order is becoming increasingly fragmented. War is back on the
international political agenda, and with it a new type of violent actor: the
state warlord, who resorts to the threat and use of force to advance power and
profit interests. These new warlords—primarily autocracies or states in
democratic decline—exploit the weaknesses of existing rules and institutions,
further deepening them. They have unleashed forms of military violence

that must be stopped if we are to prevent the collapse of the world order and
its rules-based framework.

International politics is undergoing a period of profound upheaval. Democracies around  The international
the world are increasingly under pressure, with both the number of democratic states and fﬁ:ﬁ??&iﬁ?ﬁc.es
the quality of democracy in global decline. At the same time, the postwar order they after the Second World
helped to establish is disintegrating. Decision-making within the United Nations (UN) is /"' colapsing
deadlocked or the organization is not involved in ongoing and looming conflicts at all,

while UN peacekeeping missions are being scaled back. Development cooperation and

humanitarian aid are facing drastic budget cuts. Arms control regimes are increasingly

being sidelined, while arms modernization and defense spending continues to rise. Today,

the use or threat of military force has once again become an effective instrument of

international politics, with both major and middle powers increasingly acting unilaterally

and showing that they are prepared to use military force to advance their interests, often

with no regard for international law. The result is an escalation of violent conflict. This

development is particularly visible in Europe (Russia’s war on Ukraine), the Middle East

(the war in Gaza and US-Israeli intervention in Iran), and sub-Saharan Africa (Sudan

and eastern Congo). But its effects can also be felt in Latin America (US intervention in

Venezuela) and in Asia (Myanmar, clashes on the Afghan-Pakistan border, and tensions

in the South China Sea). In short: military force has taken center stage in the global order.

Amid this ailing world order, a new type of violent actor is emerging on the global political
stage: the state warlord. Originally used to describe local, non-state actors engaged in
violence in areas of fragile statehood, the term warlord now has to be extended to include
state actors, too.
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THE GLOBALIZATION OF WARLORDISM

Traditionally, warlords are non-state or quasi-state violent actors who control armed groups More and more major
and middle powers are
behaving like warlords,
main objective is not to gain territorial control in the conventional political sense, but to  usingwar as ameans

accumulate resources using violence and patronage. Governance structures are shaped  © "™
around private interests, with (supra)national institutions and processes of legitimization
playing no more than a marginal role. This pattern of behavior—where leaders use violence

for personal gain and to expand their power and influence—has long been associated

with economies of violence in the Global South. Yet, for quite some time now, similar

dynamics have also been witnessed among major and middle powers in the Global North.

in order to generate profits for themselves and their supporters by means of force. Their

Like their non-state counterparts, these new warlords concentrate political power in their
own hands, make extensive use of force, and deploy state resources for personal, clientelist,
or imperial purposes. They operate in the gray area between state order and its break-
down—and they do not employ these tactics out of self-defense, but as a deliberate strategy.
While local warlords form oligopolies and plunder resources in fragile states and regions,
the new warlords are far more dangerous, as they command entire armies and have in-
telligence services and high-tech weapons at their disposal. These are not rebel leaders,
but presidents, generals, and monarchs. They do not act in the shadow of the state, but
through it. And they are not driven merely by local self-interests, but expansionist, imperial
projects.

Examples of this type of warlordism are becoming increasingly widespread, the clearest
being among the major powers—or at least those who see themselves as such. Russia’s
President Putin launched a war of aggression against Ukraine which has just entered its
fifth year—his aim being to make his vision of a restored Greater Russian Empire reality.
In his inaugural address as president, Donald Trump announced his intention to make
America great again, and has since threatened both allies and adversaries with the use of
force—frequently also resorting to it—to advance his interests. The United States is once
again openly asserting its prerogative to intervene in foreign affairs across the Western
Hemisphere, while signaling its interest in securing access to resources.

But middle powers such as Israel, Tiirkiye, and the Gulf States are showing similar tenden- The new warlords are not
the product of systemic
pressures or constraints,
imperial power brokers, expanding their spheres of influence and selectively instrumen-  but of political decisions

talizing international rules in pursuit of their own interests. The key point here is that this
development is not the result of unavoidable systemic constraints but a consequence

of political decisions. The new warlords are actively appropriating instruments of violence
and using them to pursue political, economic, or territorial interests. They could act
differently, but deliberately choose not to. In this world, war is once again becoming a
normalized course of action that requires no further legitimation. Donald Trump’s state-
ment that he was considering bombing Iran’s Kharg Island again “just for fun” was not a
slip of the tongue, but a symptom of a political culture where violence is no longer taboo
but presented almost playfully as a form of performative self-indulgence.

cies. These countries are acting less and less like traditional nation-states and more like
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These new warlords do not only wage wars—they conduct politics by military means. They
use violence to secure political, economic, and legal advantages. In the process, they
undermine international organizations and regulatory frameworks—sometimes intentionally,
sometimes as collateral damage. This development is not inevitable. It can be politically
contained, slowed, and in some cases even rolled back. For now, however, there is little
indication of a rapid reversal of this trend. The main focus will therefore have to be on at
least slowing the current spiral of escalating violence and limiting its continued progress.

THE NORMALIZATION OF POWER POLITICS

The rise of the new warlords, and the way they operate, is particularly evident in the The Gulf monarchies
actions of the United States, Russia, and Israel, as well as in the way Pakistan, Tiirkiye, :;Z ?;!f:ae;yuiﬁi:;e”“o”
Ethiopia, and the Gulf monarchies project power in their respective regions. For example, as tools to pursue their
the three Gulf monarchies are in competition with one other, involving themselves in civil
wars in the Middle East and the Horn of Africa—be that in Libya, Gaza, Syria, Sudan, Yemen,
or Somalia. In all these conflicts, when a Gulf monarchy supports one side, another backs
their opponents. Their actions range from maintaining their own military presence to pro-
viding financial and military support to civil war factions, and mediating in peace talks.
Whether wars are being waged or peace is being brokered, none of this is guided by
normative considerations. Instead, these actions are seen solely as an effective means of
advancing geopolitical, strategic, or economic interests. Compliance with international law
plays no meaningful role; war is merely a means to an end. These middle powers are thus
increasingly acting in ways reminiscent of warlords, a pattern further reinforced by recent
US behavior. Yet external efforts to influence the policies of the three Gulf monarchies in
the various conflict regions have proven extremely challenging. The European Union (EU),
however, could exert greater influence by imposing stricter conditions on EU arms exports
to the Gulf states, thereby helping to prevent European-made weapons from reaching
countries embroiled in civil war.

own interests

DISMANTLING WARLORDISM—SHAPING TRANSITIONS TO PEACE

Warlords derive not only their profit but also their legitimacy from war. To counteract War-to-peace transitions
state warlordism, sustainable transitions to peace are therefore needed. For Ukraine this Egz::zrslicg”;'zs:j::ses
would mean refusing to recognize Russia’s territorial gains, instead providing binding disarmament, targeted
security guarantees, technology-based monitoring, and sustainable and effective recon- "t and reconstruction
struction supported by the international community. In Gaza it has become clear just how

inadequate a top-down “peace plan” that disregards Palestinian self-determination and

offers no political vision is. Without containing and disarming Hamas, while also limiting

Israeli state and settler violence, ceasefires will remain fragile, and the militant and hard-

line actors on both sides will be the ones that stand to gain. The situation in Syria, in turn,

demonstrates that postwar arrangements are prone to failure if militias are merely co-opted

without reforming the apparatus of state violence—and if legitimate claims to autonomy

are rejected rather than addressed. Peace begins where the warlords’ methods and
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unconstrained power politics—whether local, national, or international—lose their appeal.
This can be achieved through credible security guarantees, international oversight, early
disarmament and demobilization, legally binding sanctions, and reconstruction plans
that set clear priorities and prevent both personal enrichment and the emergence of new
economies of violence.

THE SECURITY COSTS OF WITHDRAWING
FROM DEVELOPMENT COOPERATION

At the same time, the withdrawal of major donors from development cooperation has Development cooperation
heightened crisis dynamics. Cuts to humanitarian aid are destroying safety nets, exacer- forreizrllvae;;’ﬁfve;polmcs
bating food crises, and eroding basic services. In fragile societies such as South Sudan,

this also increases the risk of organized violence. Development cooperation can serve as

a counterweight to the growing arbitrariness of power—but only if its normative core is

preserved. Where it is reduced to a tool for curbing migration, securing raw materials, or

making geopolitical deals, it can no longer contribute to building and sustaining peace.

Where it prioritizes inclusivity, human rights, the “do no harm” principle, and multilateral

cooperation, and is supported by a properly funded peace dimension within the humani-
tarian-development-peace (HDP) nexus, however, it can help preserve spaces for collab-

orative politics. As a major player in international development cooperation, Germany

must advocate for stronger coordination of multilateral development policy and facilitate

more effective pooling of existing resources.

DISRUPTIVE TECHNOLOGY

New defense technologies are transforming international security at such a pace that New defense technologies
political efforts to regulate them can barely keep up—and it is precisely this momentum f(:er:ngzgiyd' cult
that strengthens forms of governance that rely on personalized political authority, and give warlords

arbitrariness, and the demonstrative projection of power. Due to their dual-use nature, ~ 2¢¢tionalleverage

artificial intelligence (Al), autonomous systems, cyber capabilities, and modern biotech-
nology are driving both civilian and military innovation, while also generating new risks.
Dual-use technologies shift the balance of power, undermine conventional arms control
mechanisms, and place additional pressure on nuclear, chemical, and biological nonpro-
liferation regimes. Tech moguls, autocrats, and extremist groups exploit this technology-
generated gray area to weaken state institutions, expand their room for maneuver, and
use violence as a way of asserting their personal authority. The declining threshold for
opaque or informal projections of power—from cyber operations to the calibrated use of
kinetic force designed to send strategic signals—fosters a political culture in which rules
are exploited opportunistically (i.e., for self-interest). Escalations are used for performative
purposes, with statements designed to create facts on the ground. Over time, institutional
safeguards are circumvented. At the same time, technological advances in sensor tech-
nology, satellite reconnaissance, and Al-powered data analysis are opening up new
possibilities for verification and monitoring. But these innovations can only realize their
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full potential where political actors are willing to commit to verifiable rules. An inter-
national order is currently taking shape in which rapid technological progress is giving
today’s warlords additional leverage.

THE UNITED NATIONS ON THE DEFENSIVE

The UN represents everything the new warlords reject: international law, the prohibition  Facing its most serious

crisis to date,

the UN needs strategic
international organization has long been in crisis. Its main peace and security decision-  coalitions of middle 17

making body, the Security Council, has been deadlocked for years. In the current conflicts Sxﬁ:fyto bring about
in Iran, Gaza, and Ukraine, Venezuela, Yemen, and Sudan, the UN barely plays a role. Its

of the use of force, and multilateral cooperation to address global problems. Yet this

core peace and security instruments—peacemaking, peacekeeping, and peacebuilding—
are being used less and less frequently and remain chronically underfunded. Moreover,
its liberal focus on democracy and human rights is increasingly under fire. The United
States, until recently the organization’s most important donor, has not only drastically cut
its financial support for the UN, but is apparently also planning to establish alternative
international frameworks, such as the “Board of Peace” under Donald Trump’s leadership.
Countering this institutional dismantling requires UN-wide reforms that are extremely
difficult to achieve. The most realistic approach is to strengthen the UN General Assembly
and build a strategic coalition of middle and small states capable of providing the UN
with political and financial stability.

THE LONG SHADOW OF THE WAR ON TERROR

The wars being waged by the new warlords are often justified as supporting the fight The war on terror has
against terrorism. This is particularly evident in the war against the Iranian regime, which, ZZS:;E(;::OUV'J:E ,‘\)/lfus“msy
for decades, has provided financial and political support to a variety of jihadist groups and its policies require
within what is commonly referred to as the “Axis of Resistance,” a coalition committed to *s'ematic reevaluation
the destruction of the State of Israel. These patterns of justification for military conflict

closely resemble the logic of the war on terror that the United States declared more than

25 years ago following the attacks of 9/11. Not only did this campaign, officially the Global

War on Terrorism, have serious international repercussions; its impact continues to be felt

within societies to this day. In its wake, many countries—including Germany—introduced

extensive counterterrorism and counter-radicalization measures. As a result, the entire

Muslim community fell under blanket suspicion of posing a collective security threat. It is

time to conduct a thorough evaluation of these measures and examine their intended,

and unintended impact. Anti-Muslim racism has spread to the mainstream where it is now

as deeply entrenched as antisemitism and other forms of racism. All of these phenomena

must be recognized as serious social problems and addressed as a matter of urgency.
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Conclusions

Without decisive countermeasures, it will no longer be possible to prevent the continued
erosion of the multilateral order and its regulatory frameworks. The behavior of the new
warlords has already given us a glimpse of what will come next: the normalization of
military force as a routine political instrument and structural advantages for those actors
who are willing and able to use it. Those who lack access to such means—or who choose
not to employ them—risk permanently losing their security and autonomy.

This trajectory is not inevitable. But preventing it requires decisive action now. We must
begin by clearly identifying and publicly condemning blatant violations of rules, regard-
less of whether these are committed by allies or adversaries. Only then can a rules-based
order be upheld. If breaches of international law are tolerated—as in the German govern-
ment’s response to the US intervention in Venezuela and the US-Israeli strikes on Iran—
this undermines the credibility on which its foreign policy rests. Such inconsistency may,
whether intentionally or not, contribute to the continued erosion of the international order.

That said, condemnation does not necessarily lead to compliance with the rules. This
requires institutions and mechanisms of conflict regulation that are both recognized and
utilized by the majority of states. The United Nations is one such institution. While the UN
Security Council will no longer be a viable force for peace in the foreseeable future, the UN
General Assembly could very well be, provided that those member states committed to
upholding the international order are willing to use their resources to strengthen it. This
includes putting a stop to cuts to development cooperation. At the same time, development
cooperation must also be understood in strategic terms; its added value in this regard lies
in strengthening trust in partnerships and the international order. An equally important task,
especially in this era of escalating arms races, is to rebuild and sustain the foundations
needed for a robust arms control regime. This requires modernizing arms control systems
and making arms control mechanisms more flexible and adaptable.

Germany and Europe can play a key role in addressing these challenges—provided that
they remain committed to upholding international law and global norms. Reducing
dependence on the United States in defense and arms policy will be essential in this
context. At the same time, strengthening European autonomy in the field of artificial
intelligence is crucial—not only in research and development, but also in its application
and in securing access to critical raw materials and computing resources, particularly
in relation to China.









Fried
FOKUS

F.1 Frieden ist mehr als ein ,,Deal* oder eine blol3e Wa enruhe
F.2  Zielkonflikte und Handlungsdilemmata beim Ubergang zum Frieden
F.3  Aktuelle Konfliktlagen



2026 / Friedensiibergange / Fokus

Empfehlungen
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Volkerrechtskonforme Friedenspolitik verfolgen
Nur mit konsequenter Orientierung am Volkerrecht
kann Deutschland die regelbasierte internationale
Ordnung glaubwirdig verteidigen. Friedens- und
Konfliktlésungen mussen auf freiwilliger Zustim-
mung der betro enen Staaten und Bevoélkerungen
beruhen.

Sicherheitsgarantien missen rechtsverbindlich
und glaubwiirdig sein

Gerade im Fall der Ukraine braucht es institutio-
nelle statt persénlicher Zusagen des Beistands,
um Russland im Falle eines Wa enstillstands
keinerlei Anreiz zur erneuten Gewaltanwendung
Zu geben.

Sanktionsinstrumente nicht vorschnell

aus der Hand geben

Sanktionen sollten als Verhandlungsmasse genutzt
und schrittweise statt auf einen Schlag beendet
werden. Die Au ebung multilateraler Sanktionen
sollte eng koordiniert erfolgen.

Rechtsstaatliche Institutionenbildung fur
Wiederaufbau zentral

Um extern finanzierte Projekte zum Beispiel in
den Bereichen Infrastruktur und Daseinsvorsor-
ge wirksam umsetzen zu kdnnen, mussen Regie-
rungsfunktionen rechtsstaatlich kontrolliert
werden, um Selbstbereicherung entgegenzuwirken.

5 Malgeschneiderte Lésungen bei DDR & SSR

Prozessen

Security Sector Reform (SSR) sowie Entwa nung,
Demobilisierung und Reintegration (DDR) sollten
fraher als bislang in Verhandlungsprozessen
beriicksichtigt werden. Uber eine konditionierte
Finanzierung kdnnen Profitstrategien ehemaliger
Kombattant:innen eingedammt werden.

Keine Anerkennung gewaltsam erlangter
Gebietsverschiebung

Deutschland sollte jeglicher Anerkennung von
Gebietsgewinnen, die durch Gewalt oder Gewalt-
drohung erlangt wurden, konsequent entgegen-
wirken.

Demilitarisierung in Gaza konkret unterstitzen
Deutschland sollte die Entsendung von Fach-
personal fir Entwa nung und Demobilisierung
prufen, so etwa im Rahmen der bestehenden
EU-Missionen vor Ort.

Palastinensischen Staat anerkennen
Deutschland sollte ebenso wie andere EU-Lander
den paléstinensischen Staat anerkennen und
damit den Weg bahnen fur die friedliche Koexis-
tenz Israels und Palastinas.

Inklusion und Machtteilung in Syrien einfordern
Inklusive politische Arrangements (unter anderem
Machtteilung) sind notwendig fur einen Ausgleich
zwischen Zentralregierung und ethno-religiésen
Minderheiten. Die Normalisierung der diploma-
tischen Beziehungen zu Syrien ist an Fortschritte
bei Rechenschaftspflicht und lokaler Teilhabe zu
binden.
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Frieden ist mehr als ein ,,Deal“ oder ein Wa enstillstand. Vielmehr ist der Weg
vom Krieg zum nachhaltigen Frieden steinig. Erfolg ist an verlassliche Sicher-
heitsgarantien gebunden. Territoriale Regelungen mussen volkerrechtskonform
sein. Sanktionen sollten nur schrittweise aufgehoben werden. Der Umgang

mit (friheren) Kampfer:innen und die Reform des Sicherheitssektors mussen
frihzeitig Verhandlungsgegenstand sein. Prioritdtensetzungen beim Wieder-
au au sind gleichermalR3en notwendig wie schmerzhaft.

F.1 Frieden ist mehr als ein ,,Deal* oder eine blofe Wa enruhe

ann Frieden erreicht werden, wenn die Fiihrer:innen von Konfliktparteien unter

hohem politischem und 6konomischem Druck zu einem ,,Deal* gedréangt werden?
Diese Annahme liegt der Politik von US-Prasident Trump zugrunde. Diese Vorstellung
erweist sich jedoch oft als Trugschluss, wie Erfahrungen der jingeren Vergangenheit
etwa im sudlichen Kaukasus oder in Zentralafrika zeigen. Nachhaltiger Frieden muss
vielmehr auf unterschiedlichen gesellschaftlichen Ebenen — von der politischen Flihrung
bis zur Zivilgesellschaft — verankert und durch internationale Institutionen abgesichert
werden. Eine Blaupause existiert nicht.

Frieden ist mehr als eine blof3e Wa enruhe. Wird letztere néamlich nicht in eine trag-
fahige Friedensordnung Uberfiihrt, drohen der Rickfall in die Gewalt oder aber ein
Uber Jahre eingefrorener Konflikt, der oftmals auf kleiner Flamme weiter kdchelt und
jederzeit wieder ausbrechen kann. Gerade in solchen Situationen untergraben ,,Stéren-
friede" (spoiler) Wa enstillstands- oder Friedensvereinbarungen, und es fehlt den
Konfliktparteien das Vertrauen, eigene Positionen zu rdumen oder Zugestéandnisse zu
machen.
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Friedensubergange verlaufen nicht linear, sondern sind durch vielfaltige und wider- Friedenstibergénge
spriichliche Dynamiken — Stocken, Riickschritte, Fortschritt — gepragt. Es geht zunéchst ji?je‘:;f:ch“che
um die Beendigung von Kamp andlungen (negativer Frieden) im Rahmen des VOlker- Dynamiken gepragt
rechts sowie um Sicherheit nach innen fur die Bevolkerung und nach aufR3en etwa fir

die Nachbarstaaten. Positiver und nachhaltiger Frieden verlangt aber mehr, nicht zu-

letzt legitime innerstaatliche und internationale Institutionen. Wir stellen finf Aspekte

in den Vordergrund:

- Sicherheitsgarantien und internationale Uberwachung
- Anerkennung von Staaten und gegebenenfalls von Gebietsgewinnen
- Wiederaufnahme von zuvor sanktionierten Staaten in die internationale Ordnung

- Entwa nung, Demobilisierung und Reintegration (DDR)
und Sicherheitssektorreform (SSR)

- Prioritaten des Wiederau aus

Mit dem russischen Angri skrieg auf die Ukraine und den Konflikten in Gaza/lsrael
und Syrien betrachten wir drei Konflikte eingehender, die besondere politische Auf-
merksambkeit erhalten haben und auf den ersten Blick sehr unterschiedlich sind: Erste-
rer entspricht einem klassischen zwischenstaatlichen Krieg; letzterer einem internatio-
nalisierten Birgerkrieg; Gaza/lsrael stellt eine komplizierte Mischform verschiedener
Typen dar. Dennoch spielen die oben genannten Aspekte in allen drei Konflikten eine
wesentliche Rolle.
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F.2  Zielkonflikte und Handlungsdilemmata beim Ubergang
zum Frieden

SICHERHEITSGARANTIEN UND INTERNATIONALE UBERWACHUNG

icherheitsgarantien konnen den Ubergang vom Krieg zum Frieden erleichtern,
wenn sie das Risiko eines erneuten Gewaltausbruchs verringern und beiden Seiten —
insbesondere der militérisch schwécheren Konfliiktpartei — eine verlassliche Perspektive
auf Sicherheit erd nen. Ein Friedensschluss ist nur dann wahrscheinlich, wenn er fur 25
beide Konfliktparteien vorteilhafter erscheint als die Fortsetzung der Gewalt. Die schwaé-
chere Seite muss darauf vertrauen kdnnen, nicht erneut Ziel eines Angri s zu werden.

Sicherheitsgarantien sind Versprechen von Staaten, Staatengruppen oder internationalen  nur glaubwirdige
Organisationen, einem Dritten (sei es ein Staat oder ein nicht-staatlicher Akteur) im i;cnh:er:ij;:;;':”
Fall einer Bedrohung oder eines Angri s Schutz zu gewahren. Sie sind dann erfolgreich, abschrecken
wenn ein potenzieller Angreifer durch die Aussicht auf kollektiven Widerstand von einer

Aggression abgeschreckt wird. Dabei ist Glaubwiirdigkeit das Hauptproblem. Bestehen

Zweifel an der Einlésung des Versprechens, kann dies einen Angri  sogar begiinstigen.

Das Budapester Memorandum von 1994 zeigt dies deutlich: Die Ukraine erhielt im Ge-

genzug zur Aufgabe sowjetischer Kernwa en politische Zusicherungen von Russland,

den USA und Grof3britanniens, die sich bei den russischen Aggressionen 2014 und 2022

als nutzlos erwiesen.

Verschiedene Mal3nahmen kénnen die Glaubwauirdigkeit von Sicherheitsgarantien erhohen.
Vertraglich fixierte Beistandsverpflichtungen wie Artikel 5 des NATO-Vertrags gelten
als besonders verlasslich. Aber auch sie bieten keine absolute Sicherheit: Der Vertrag
verlangt keinen automatischen Einsatz des Militérs. AuRerdem kénnen Staaten Zusagen
brechen und sich sogar gegen die eigenen Alliierten wenden, wie zuletzt die USAim
Falle Gronlands. Sicherheitsgarantien gewinnen auch an Glaubwurdigkeit, wenn eine
Garantiemacht eigene Truppen auf dem Territorium des Garantienehmers stationiert,
wie gegenwartig Deutschland in Litauen. Informelle Sicherheitsgarantien, die lediglich
auf politischen Erklarungen beruhen, sind rechtlich zwar nicht bindend, kénnen aber
durch Rustungstransfers, gemeinsame Militéaribungen oder enge wirtschaftliche Ver-
flechtungen untermauert werden. In Krisenzeiten gelten sie jedoch als weniger stabil.

Staaten, die Sicherheitsgarantien geben, gehen ein hohes Risiko ein. Im Falle eines
Konflikts missen sie die Kosten eines militdrischen Engagements oder den Reputations-
verlust durch das Brechen eines Versprechens in Kauf nehmen. Angesichts dieses
Dilemmas sind viele Staaten zurtickhaltend, formelle Garantien zu geben. Stattdessen
setzen sie auf Malinahmen, die die Selbstverteidigungsfahigkeit gefahrdeter Staaten
starken — durch Ausbildung, Wa enlieferungen oder gemeinsame Manbéver —, ohne
sich rechtlich zu militérischen Hilfeleistungen bei einem Angri zu verpflichten.
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STRITTIGE ANERKENNUNG VON STAATEN UND GEBIETSVERSCHIEBUNGEN

Durch die Anerkennung eines anderen Staates bringt ein Staat zum Ausdruck, dass er
ein bestimmtes Gemeinwesen als Volkerrechtssubjekt behandelt. Die Anerkennung
kann ausdricklich oder konkludent erfolgen, etwa durch die Aufnahme diplomatischer
Beziehungen oder den Abschluss vilkerrechtlicher Vertrage. Von der Anerkennung
eines Staates ist die Anerkennung einer Regierung zu unterscheiden, da letztere nur
die Frage der akzeptierten Vertretung eines Staates betri t.

Nach klassischer volkerrechtlicher Lehre setzt die Existenz eines Staates das Vorliegen
eines Staatsvolkes, eines Staatsgebiets und e ektiver Staatsgewalt voraus (Drei-Elemente-
Lehre nach Georg Jellinek). Streitig ist, ob die Anerkennung durch andere Staaten
Voraussetzung der Staatlichkeit ist oder lediglich zu deren Feststellung dient. Die ganz
herrschende Meinung geht von einer deklaratorischen Wirkung aus: Ein Staat existiert
unabhéngig von seiner Anerkennung. Andernfalls ware Staatlichkeit relativ und zu sehr
von politischen Bewertungen Dritter abhéngig. Diese Au assung wird durch Art. 1 lit. d
der Montevideo-Konvention von 1933 gestutzt, der lediglich die Féhigkeit zur Aufnahme
internationaler Beziehungen verlangt.

Demgegentber unterliegt die Anerkennung von Gebietsverschiebungen strengen volker-
rechtlichen Grenzen. Ein Gebietsgewinn infolge der Androhung oder Anwendung von
Gewalt, insbesondere durch Annexion, ist volkerrechtlich unzulassig. Dies folgt aus dem
Gewaltverbot des Art. 2 Nr. 4 der Charta der Vereinten Nationen (VN) und aus dem Prin-
zip der territorialen Integritat souveraner Staaten. Auch der Internationale Gerichtshof
stellte klar (- Internationaler Gerichtshof 2004), dass das Verbot der gewaltsamen Geh
bietsaneignung Teil des Volkergewohnheitsrechts ist. Daraus ergibt sich eine Pflicht
aller Staaten, solche Gebietsgewinne nicht anzuerkennen. Diese Pflicht reflektiert den
allgemeinen Rechtsgrundsatz des ex iniuria ius non oritur (,,Aus Unrecht erwéchst kein
Recht*) und ist sowohl vom Sicherheitsrat (Res. 662/1990) als auch von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen (Res. 2625 v. 24.10.1970) ausdriicklich anerkannt
worden. Gebietsveranderungen sind im Volkerrecht aber nicht grundséatzlich verboten.
Sie kdnnen rechtmalig erfolgen, etwa durch vélkerrechtliche Vertréage, Sezession (Ab-
spaltung) mit anschlieRendem Anschluss an einen anderen Staat oder durch Fusion von
Staaten. Zentrale Voraussetzung ist dabei aber stets die freie Zustimmung des betro enen
Staates sowie, nach Uberzeugender Meinung, auch der betro enen Bevolkerung. Un-
wirksam ist eine solche Zustimmung insbesondere, wenn sie unter Zwang oder unter
Androhung von Gewalt erfolgt. Das Wiener Ubereinkommen tiber das Recht der Ver-
trage (WVK) erklart in Art. 52 WVK entsprechende Vertrage ausdricklich fir nichtig.

Beim Ubergang von bewa neten Konflikten in Friedenszeiten spielen insbesondere
Wa enstillstandsabkommen und Friedensvertrége eine zentrale Rolle. Wa enstillstdénde
suspendieren regelméRig lediglich die Kamp andlungen, ohne den bewa neten Kon-
flikt als solchen zu beenden. Friedensvertrage hingegen zielen auf dessen dauerhafte

Die Anerkennung von
Gebietsverschiebungen
unterliegt strengen
volkerrechtlichen
Grenzen
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Beendigung und auf die umfassende Regelung der sich aus dem Konflikt ergebenden
Fragen, etwa Grenzfestlegungen oder Reparationen. Wie alle Vertrage dirfen sie nicht
gegen zwingendes Volkerrecht, also besonders wichtige Volkerrechtssatze, verstof3en,
wie das Genozidverbot oder das Gewaltverbot. Ein Friedensvertrag, in dem eine Seite nur
durch Androhung oder Anwendung von Gewalt Zugestandnisse gemacht hat, ist nichtig.

Die praktische Relevanz dieser Grundsatze zeigt sich deutlich in aktuellen Konflikten.
Jede Losung des Palastinakonflikts bedirfte der Zustimmung der Palastinenser:innen.
Im Krieg gegen die Ukraine waren Gebietsabtretungen in einem Friedensvertrag ohne
freiwillige Zustimmung der Ukraine und der Ukrainer:innen volkerrechtswidrig. Und
ein Vertrag zwischen Déanemark und den USA Uber einen ,,Kauf* Grénlands wére nur
dann volkerrechtskonform, wenn Danemark diesem Kauf freiwillig zustimmt und auch
die Gronléander:innen positiv dartiber abstimmen wirden. Andere Staaten dirften
durch Zwang erwirkte Vertrége nicht anerkennen.

DIE REINTEGRATION VON ZUVOR SANKTIONIERTEN AKTEUREN
IN DIE INTERNATIONALE ORDNUNG

Die Au ebung von Sanktionen kann den Ubergang zu einem friedlichen Miteinander
beguinstigen, indem sie einen Anreiz setzt, von Maximalforderungen abzusehen und
Kompromisse einzugehen. Beispiele der Annédherung oder Wiederaufnahme in die
internationale Gemeinschaft sind Westdeutschland und Japan nach 1945, Sudafrika
nach dem Ende der Apartheid 1990, die Kuba-Strategie der zweiten Obama-Regierung
2015—17 oder aktuell Syrien mit Prasident Ahmed al-Sharaa, der in verschiedenen
Hauptstadten vorstellig wird.

Sanktionen kénnen erstens eine direkte Verhaltensanderung des sanktionierten Akteurs
beabsichtigen, zweitens seinen Handlungsspielraum einschréanken und drittens inter-
nationale Normen markieren und damit symbolische Wirkung entfalten. Westliche
Staaten verhangen oft Sanktionen, um auf3enpolitischen Druck auszuliben — allerdings
sind sie weitaus ,,einfacher verhangt als aufgehoben* (- Attia/Grauvogel 2019).

Die Verhangung von Sanktionen geht oft mit politischem Optimismus einher — auch weil  Weniger als die Halfte
das notwendige Durchhaltevermdgen mobilisiert werden soll (etwa bei den Russland- f/i::;:::so;ed”efi'sgn
sanktionen 2022). Dennoch ist die Bilanz von Sanktionen durchwachsen: Weniger als die haufig verschlechtern sie
Halfte enden mit Zugestandnissen durch den sanktionierten Staat (- Attia/Grauvogel ¢ ensehenrechtsiage
2023). Zudem verschlechtern Sanktionen im Schnitt die Menschenrechtslage (- Peez

2025). Durch die normative Wirkung von Sanktionen ergibt sich oft das Dilemma, dass

durchihre Au ebung gleichsam die urspringliche Tat rehabilitiert wird. Besonders risiko-

reich ist eine Lage, in der sanktionierte nichtstaatliche Akteure die Macht erlangen, wie

etwa die Taliban in Afghanistan. Humanitére Sanktionsausnahmen sind dann oft mit

regulatorischen Ungewissheiten behaftet, sodass Banken, Versicherungen und Logistik-

unternehmen prinzipiell legalen Handel dennoch vermeiden.
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Sanktionen kénnen in zwei idealtypischen Situationen aufgehoben werden: Einerseits
kann der sanktionierende Staat seine Ziele erfolgreich durchgesetzt haben, andererseits
kann er kapitulieren (- Attia et al. 2020). Oft enden Kriege und Sanktionen jedoch in
einem Patt. Dennoch lassen sich Richtlinien formulieren. Erstens sollten sie schrittweise
und als ,Verhandlungsmasse* aufgehoben werden, statt auf einen Schlag (- Grauvogel/
Attia 2023). Hervorzuheben ist hier etwa die westliche Iran-Politik um 2015. Zweitens
sollten Entscheider:innen sich auf die urspriinglichen Ziele der Verhdngung beziehen.
Nicht selten &ndern Sanktionen schleichend und ohne politische Steuerung ihre Zwecke.
Auch Exitstrategien sollten von vornherein mitgeplant werden. Drittens sollten multi-
lateral verhéngte Sanktionen koordiniert aufgehoben werden.

ENTWAFFNUNG, DEMOBILISIERUNG, REINTEGRATION
SOWIE REFORM DES SICHERHEITSSEKTORS

DDR-Prozesse kdnnen bei richtiger Umsetzung den Ubergang zu nachhaltigem Frieden
fordern, indem sie Wa en und Munition reduzieren und Konflikttreiber einddmmen.
Ihr Erfolg setzt jedoch funktionierende Friedensabkommen, Vertrauen in den Prozess,
wirtschaftliche Stabilitéat und Sicherheitsgarantien voraus — Bedingungen, die haufig
fehlen. Kombattant:innen nutzen Wa en als politisches Druckmittel und zum Schutz der
eigenen Sicherheit, besonders in Situationen schwacher Staatlichkeit und anhaltender,
oft asymmetrischer Konflikte (- Breitung/Berks 2026). Die Kosten fuir die Niederlegung
der Wa en Uberwiegen die wahrgenommenen Vorteile, besonders dort, wo organisierte
Kriminalitat integraler Bestandteil einer Gewaltokonomie ist.

Wa enstillstands- oder Friedensabkommen gestalten DDR-Prozesse hdufig unzureichend entwa nung,

aus. Entweder legen sie unrealistische Ziele fest und bieten keine operative Klarheit, ~ 2¢moP!isierungund
Reintegration werden

oder sie spiegeln politische Realitaten nicht adaquat wider, weil sie DDR als rein tech-  naufig unzureichend

nische Aufgabe behandeln. Die frithzeitige Einbindung von DDR-Expert:innen in i Wa enstillstands-

Mediations- und Verhandlungsprozesse ist daher eine Mdglichkeit, Friedensabkommen  bericksichtigt

und -lUibergdnge nachhaltiger zu gestalten.

Die in vielen Ubergangskontexten zu beobachtende Fragmentierung bewa neter Gruppen
sowie die Beteiligung externer Akteure — darunter Staaten, auslandische Milizen und
private Sicherheitsfirmen — erschweren die Konzeption und Umsetzung wirksamer DDR-
Prozesse. Hinzu kommt die Ausbreitung dschihadistischer Gruppen. Insbesondere
dann, wenn bewa nete Gruppen als Terrororganisationen gelistet sind, wie etwa in
Nigeria oder Somalia, schrankt dies Verhandlungsspielraume ein und setzt hohe Anfor-
derungen an die Bereitstellung materieller Unterstiitzung im Rahmen von DDR.

Zugleich bergen DDR-Prozesse ein hohes Potenzial fur politischen oder wirtschaftlichen
Missbrauch. Daraus resultiert der ,,Drehtiire ekt“: Kombattant:innen nutzen die Pro-
zesse fur voriibergehende Vorteile. Sobald diese erschdpft sind, mobilisieren sie erneut.
Damit ziehen sich DDR-Prozesse oft Uiber Jahrzehnte hin, ohne dem Frieden ein Stiick

und Friedensabkommen
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néher zu kommen. Vor allem die Integration bewa neter Gruppen in nationale Armeen
birgt hohe Risiken des politischen Missbrauchs. Diese scha t Anreize fiir bewa nete
Gruppen, verstarkt zu rekrutieren, um ihre Présenz in den neu entstehenden Streit-
kraften zu sichern. Die Ausgestaltung des Sicherheitssektors, dessen Reform und DDR
sind also eng miteinander verknipft. Werden sie nicht sorgfaltig und schrittweise um-
gesetzt, besteht die Gefahr, dass SSR/DDR zum erneuten Ausbruch von Gewalt fuhren.
Eine unzureichend gesteuerte Integration kann etwa fragmentierte, kaum reformier-
bare nationale Armeen mit parallelen Befehlsketten hervorbringen.

PRIORITATEN DES WIEDERAUFBAUS

Der Wiederau au kriegszerritteter Gesellschaften ist weit mehr als eine technokratische
Herausforderung. Vielmehr handelt es sich um ein politisch umstrittenes Projekt. Das
Spannungsverhéltnis besteht dabei unter anderem zwischen kurzfristigen ,,quick-win*-
MalRnahmen, die die Akzeptanz der Bevolkerung im Blick haben, mittelfristiger Stabili-
sierung und langfristig angelegten, strukturellen Anderungen von Wirtschaft, Politik
und Gesellschaft. Schnelles und entschlossenes Handeln von auf3en droht regelméRig,
lokale Selbstverantwortung (local ownership) auszuhebeln. Eine kluge Sequenzierung
von Mal3nahmen kann Zielkonflikte entschéarfen; allerdings verlaufen Friedenstibergénge
nicht linear, sondern sind durch Rickschlége charakterisiert, nicht zuletzt in eingefro-
renen Konflikten (frozen conflicts).

Was sind die zentralen Prioritdten des zivilen Wiederau aus? Unumganglich ist die Die Infrastruktur
ziigige Wiederherstellung einer Infrastruktur fiir die elementare Daseinsvorsorge wie |7 Peeeinsvorsoree
Wasser, Strom, Wohnen, Transport, Gesundheit, Erndhrung und Bildung. Die an Wirk- beim wiederau au
samkeit und E zienz orientierte Projektlogik internationaler Akteure l&auft schnell

Gefahr, nationale und kommunale Strukturen zu umgehen und zu untergraben. Die

enormen physischen und sozialen Wiederau aukosten lassen sich angesichts einer

kriegsbedingt verminderten Wirtschaftsleistung zudem oftmals nicht allein von innen

mobilisieren.

Zweitens mussen hartnackige Kriegs- und Gewaltékonomien tberwunden und die
wirtschaftliche Entwicklung in Gang gesetzt werden. Dies nicht zuletzt, um Arbeits-
platze zu scha en — gerade auch fiir junge Manner, die relativ leicht von Konfliktparteien
rekrutiert werden kénnen. Insofern sind MalBhahmen zur Reintegration von Ex-Kom-
battant:innen zentral.

Projekte und Programme lassen sich drittens nur dann wirksam umsetzen, wenn Re-
gierungsfunktionen ein Mindestmal? an Akzeptanz und Legitimitét besitzen. Sie sollten
rechtsstaatlich kontrolliert sein sowie Korruption in Grenzen halten. Entwicklungs-
hilfe, 6 entliche Unterstiitzung und private Investitionen kdnnen ansonsten leicht von
politékonomischen Eliten fir Selbstbereicherung und die Bevorzugung regionaler,
ethnischer oder politischer Klientelgruppen missbraucht werden.
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Viertens ist schlieRlich im Rahmen einer Ubergangsjustiz (transitional justice) die
Aufarbeitung von Repression, Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen erfor-
derlich, die eng mit Fragen von Wiedergutmachung und Reparationen verbunden ist.
Einer auf Gerechtigkeit und Wahrheit ausgerichteten Politik sind dabei haufig die Hande
gebunden, wenn Gewaltanreize fur die Kriegsparteien fortbestehen oder etwa Amnestie-
mafnahmen eine umfassende Strafverfolgung einschréanken.

F.3  Aktuelle Konfliktlagen

ie schlagen sich die Zielkonflikte beim Ubergang zum Frieden in konkreten
W Kriegen und Konflikten nieder? Wie kénnen die Handlungsdilemmata in norma-
tiver wie auch politisch-pragmatischer Hinsicht aufgeltst werden? Unser Fokus liegt an-
gesichts aktueller Relevanz diesbeziglich auf Russland/Ukraine, Gaza/lIsrael und Syrien.

1 Frontverlauf in der Ukraine (Februar 2026) Quelle — F/43
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RUSSLAND/UKRAINE: GLAUBWURDIGE SICHERHEITSGARANTIEN ZENTRAL

Ein realistischer Friedensprozess im Russland-Ukraine-Konflikt muss auf eine umfas-
sende, technisch gestiitzte internationale Uberwachung setzen. Verandern sich die der-
zeitigen militarischen Positionen nicht substanziell, ist ein briichiger Wa enstillstand
wahrscheinlich, dessen Absicherung in raumlicher Ausdehnung und technischer Kom-
plexitat deutlich schwieriger als die der Minsker Abkommen sein dirfte. Die Lange der
Kontaktlinie (ungefahr 1.200 km,) - 1 und neue Militartechnologien (unter anderem
Drohnen sowie unbemannte Systeme) erschweren die Beobachtung und erfordern mo- 31
derne Verifikationslosungen. Diskutiert wird eine US-geflihrte Monitoring- und Verifi-

kationsarchitektur, flankiert durch européische ,,Reassurance*-Kontingente, die fur die

Ukraine eine Ruckversicherung darstellen und auch in benachbarten Landern statio-

niert wirden. Dies zeigt, dass eine multilaterale, technologiegestiitzte Struktur poli-

tisch gewollt, aber operativ heikel ist.

Der Ubergang von einer Wa enruhe zu dauerhaftem Frieden verlangt mehr: Er ist ein  sicherheitsgarantien
institutionelles und gesellschaftliches Projekt, in dem glaubwiirdige Sicherheitsgaranti- ;ur:dd'zee:t‘:;?'”e

en fur die Ukraine zentral sind. Trotz zahlreicher Initiativen bleiben konkrete Sicher-  fireinen Ubergang
heitszusagen vage: Die von der Koalition der Willigen im Januar 2026 verabschiedete 2 dauerhaftem Frieden
»Paris Declaration* (- European Council 2026) enthélt zwar politische Absichten und
Solidaritatsbekundungen, liefert jedoch wenig operationalisierbare Details zu Mandat,
Einsatzumfang, Verifikationsmechanismen und Dauer. Die USA haben Bereitschaft zur

Mitwirkung, beziehungsweise zu einer Flihrungsrolle (backstop) signalisiert, doch deren

Umfang, Rechtsform und Bindungswirkung bleiben o en. Auch die dauerhafte Einbin-

dung der Ukraine in die europaische Sicherheitsarchitektur ist strittig. Innerhalb der

NATO wird das Ziel einer Integration gerne bekraftigt, aber zugleich auf mangelnden

alliierten Konsens daftr verwiesen.

Die Anerkennung neu gezogener Grenzen ist volkerrechtlich klar begrenzt: Gebietsge-
winne durch Gewalt sind nicht zuléssig (VN-Charta Art. 2(4)), sondern bedirfen der
Zustimmung beider Parteien. Sie lassen sich weder durch Scheinreferenden noch durch
Zwang legitimieren. Dennoch sind interimistische Arrangements denkbar (befristete
Autonomiestatute, gestufte Wiedereingliederung, temporare Treuhandmodelle), sofern
sie die ukrainische Souveranitéat nicht unterminieren und verifizierbar ausgestaltet sind.
Politisch gilt: Territorialfragen durfen nicht isoliert verhandelt werden, sondern missen
Teil eines belastbaren Gesamtpakets aus Sicherheitsgarantien und Uberpri  aren mili-
tarischen Begrenzungen sein — sonst droht eine strategische Atempause Russlands.

Die Reintegration Russlands in die internationale Ordnung ist politisch hoch problema-
tisch, da die Au ebung von Sanktionen 6konomischen Druck vom Aggressor nehmen
wirde und es sich auch um ein normativ problematisches Signal handeln kann. Eine
Normalisierung der Beziehungen sollte die Bundesregierung an verbindliche Rechts-
und Sicherheitskriterien, sowie realistisch Gberpri are Bedingungen kniipfen — etwa
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den Rickzug der Truppen auf den Status quo ante (Februar 2022), glaubhafte Entschadi-
gungsmechanismen fur die Ukraine sowie belastbare Monitoring- und Umsetzungs-
arrangements. Parallel sollte Deutschland die auf EU-Ebene eingefrorenen russischen
Vermogenswerte (beziehungsweise deren Zinsertrage) als praktischen Hebel in Ver-
handlungen weiter nutzen, insbesondere zur Finanzierung von Wiederau au und
Reparationsansprichen der Ukraine (- European Commission 2025). Da ein Grol3teil
dieser Mittel in Europa liegt, kommen der EU und insbesondere Belgien, das rund

180 Mrd. € von insgesamt ca. 290 Mrd. € verwaltet (- BBC 2025), eine Schlusselrolle zu.
Jede Entscheidung Uber die Freigabe oder Nutzung muss rechtlich robust abgesichert
und mit ,,snap-back*“-Mechanismen verknUpft werden, damit bei Vertragsverletzungen
durch Russland gelockerte Sanktionen schnell und wirksam wieder in Kraft gesetzt
werden kénnen.

Eine weitere zentrale Frage des Friedenslibergangs ist die Entwa nung vielfaltiger be-
wa neter Gruppen auf beiden Seiten des Konflikts. In der Ukraine betri t dies nicht nur
regulére Streitkrafte, sondern auch ein Geflecht aus fritheren Freieilligenformationen
und territorialen Verteidigungsverbanden, auf russischer Seite kommen zusétzlich vor-
herige paramilitarische Einheiten hinzu (teilweise aus Gefangnissen rekrutiert). DDR-
Programme sind nur tragfahig, wenn gleichzeitig glaubwuirdige Sicherheitsgarantien
bestehen und konkrete Alternativen angeboten werden (Beschéftigung, Sozialleistungen,
Rechtsstatus). Erfahrungen im postsowjetischen Raum zeigen, dass eine unzureichend
geplante Demobilisierung ,,Drehtiiren* beglnstigen kann. Das zeigte sich etwa nach
der Afghanistan-Invasion und den Tschetschenienkriegen, als Kombattant:innen erneut
gewalttatig wurden. Fur die Bundesregierung empfiehlt es sich deshalb, auf einen inte-
grierten Ansatz zu drangen, der DDR-Mechanismen bereits in Wa enstillstands- oder
Friedensabkommen verankert und systematisch mit internationaler Beobachtung und
Verifikationskapazitaten koppelt.

Nach Kriegsende sind Wiederau auprioritaten festzulegen: kurzfristige ,,quick wins*
(Energie, Wasser, Transport, Gesundheit, Bildung) zur Stabilisierung von Staatlichkeit
und Legitimitat, mittelfristig Ownership, Governance und Antikorruption samt Kapa-
zitéatsau au in Verwaltung und Justiz. Deutsche Beitrage sollten starker entlang der
Ergebnisse der Ukraine Recovery Conferences (unter anderem London 2023, Berlin
2024, Rom 2025) gebtindelt und als mehrjahrige Finanzierungs- und Reformpakete orga-
nisiert werden. Schatzungen verorten den Bedarf weiterhin in der Gré3enordnung von
mehr als 500 Mrd. US-$ (-~ Reuters 2025).

Wiederau au ist eng mit européischer Integration verknipft: Bundeskanzler Merz hat
Anfang 2026 einen schnellen EU-Beitritt der Ukraine (zum Beispiel zum 1. Januar 2027)
ausgeschlossen. Gerade weil Wiederau au Investitionen und institutionelle Verlasslich-
keit braucht, sollte Deutschland diese Skepsis nicht in strategische Unklarheit kippen
lassen, sondern die EU-Perspektive als Reform- und Sicherheitsanker prézisieren.
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ISRAEL/GAZA: ,,FRIEDENSPLAN* ZU VAGE

Der US-Plan fur die Beendigung des Gaza-Konflikts, dem der VN-Sicherheitsrat in
Resolution 2803 zugestimmt hat - 4, sieht in seiner zweiten Phase zwei multinationale
Gremien vor. Der sogenannte Friedensrat, mit Donald Trump an der Spitze, einem Exe-
kutivrat und einem Hohen Vertreter, soll den Ubergangsprozess und den Wiederau au
Gazas steuern. Eine Internationale Stabilisierungstruppe (ISF) soll Sicherheit gewahr-
leisten, die Demilitarisierung voranbringen und palastinensische Polizeieinheiten
ausbilden. Das palastinensisch besetzte Nationale Komitee fur die Verwaltung Gazas
(NCAG) — ein unpolitisches, technokratisches Gremium — soll das Gebiet verwalten,
bis die Palastinensische Autonomiebehdrde (PA) Reformen abgeschlossen hat und Re-
gierungsverantwortung tragen kann.

Der US-Plan firmiert unter dem Titel ,,Friedensplan®, doch seine gravierenden Defizite
rechtfertigen die Bezeichnung nicht. Der Plan wurde ohne Beteiligung der Konflikt-
parteien konzipiert, was seine Akzeptanz erheblich schwachen durfte. Vor allem die
paldstinensische Seite hat kaum Einfluss. Wenn etwa das NCAG erfolgreich arbeiten
soll, darf Israel keine zivilen Einrichtungen mehr angreifen, das NCAG muss flr das
gesamte Territorium zustandig sein und Teile des zivilen Personals des 6 entlichen
Dienstes von Hamas tibernehmen kénnen (- Sayigh 2026). Doch der US-Plan nennt
weder mit Bezug auf das NCAG noch in anderen Punkten zeitliche Zielmarken, Mecha-
nismen und Bedingungen. Vor allem aber I&sst er eine politische Zielvorstellung ver-
missen, die beiden Seiten gerecht wiirde; stattdessen scheint Trumps Plan von 6kono-
mischen Interessen getrieben.

Dass der US-Plan vage bleibt, zeigt sich an den Sicherheitsgarantien. Regionale Partner
sollen dafir sorgen, dass die Hamas keine Bedrohung mehr darstellt —weder fir Israel
noch flr die Paléastinenser:innen. Doch wer diese Partner sind, wird nicht gesagt. Wie
schwierig es ist, Partner zu gewinnen, zeigen die Probleme bei der Zusammenstellung
der ISF. Deren Aufgaben und Einsatzregeln sind unklar, und Staaten scheuen den ris-
kanten Einsatz in einem Gebiet, in dem die Hamas bislang ihre Wa en nicht abgeben
will. Der Plan sieht zudem keine Sicherheitsgarantien fur die paléstinensische Bevolke-
rung vor, die sie vor erneuten Angri en der israelischen Armee schiitzen kénnten.

Unabhéngige Institutionen sollen die Umsetzung des Plans Giberwachen — doch es bleibt
o en, welche gemeint sind. Gegenwartig nimmt das zivil-militarische Koordinations-
zentrum des US-Militars (Civil Military Coordination Center, CMCC) mit Sitz in Israel
diese Aufgabe wahr. In Zusammenarbeit mit der israelischen Armee, der israelischen
Verwaltung der besetzten Gebiete (Coordinator of Government Activities in the Terri-
tories, COGAT) sowie weiteren Partnerstaaten, den VN und Nichtregierungsorganisati-
onen soll das CMCC den Wa enstillstand Giberwachen und die humanitére Hilfe
koordinieren. Palastinensische Akteure sind nicht beteiligt. Diese Zusammensetzung
widerspricht der Idee eines unabhangigen Monitorings.

Der US-Plan fir den
israelisch-paléstinensischen
Konflikt Gbergeht

die Akteure vor Ort

und bleibt in der Umsetzung
und in den Zielen vage
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Der Teilungsplan der VN von 1947 (Resolution 181 des VN-Sicherheitsrats) sah die Eta-
blierung von zwei Staaten im vormaligen britischen Mandatsgebiet vor — einen judischen
und einen arabischen. Seit der Grindung des Staates Israel im Jahr 1948 geniel3t dieser
internationale Anerkennung. Paléstina wird von 157 Staaten als Volkerrechtssubjekt
anerkannt. Die palastinensische Staatlichkeit bleibt dennoch prekéar. Unter den Bedin-
gungen der Besatzung ist eine ,,Ein-Staaten-Realitat” entstanden (- Barnett et al. 2023).
Zwar hat die israelische Regierung das Westjordanland nicht o  ziell annektiert, aber
sie treibt den Siedlungsbau und die 6konomische und militarische Nutzung des Gebiets
in solch einem Tempo und Ausmalf voran, dass es de facto langst zum israelischen
Herrschaftsgebiet zahlt. Auch fiir den Gazastreifen gibt es in Teilen der israelischen Politik
Plane, das Gebiet dauerhaft zu besetzen und erneut zu besiedeln. Stand Méarz 2026
kontrolliert die israelische Armee noch mehr als 50 % des Territoriums.

Die EU, die USA und weitere Staaten haben die Hamas, den Islamischen Dschihad und
teilweise auch Einzelpersonen aus diesen Gruppen mit Sanktionen belegt. Dazu zahlen
Vermaogenssperren, Reiseverbote und das Verbot finanzieller und materieller Unterstit-
zung. Sollte die Entwa nung, Demobilisierung und Wiedereingliederung der Hamas
und anderer Gruppen gelingen, kbnnten die sanktionierenden Staaten tiberlegen, unter
welchen Bedingungen Sanktionen schrittweise aufgehoben werden — auch wenn diese
Zielperspektive mit Risiken verbunden ist. Ahnliches gilt fir die Sanktionen, die die
USA, die EU und weitere Staaten gegen jidische Siedler:innen verhangt haben, die an
gewaltsamen Ubergri en gegen Palastinenser:innen beteiligt waren: Auch sie kénnten
schrittweise aufgehoben werden, wenn die Siedlergewalt beendet und eine Lésung

fur die Siedlungen gefunden wurde.

Anders ist die Sachlage bei den derzeit anhangigen Verfahren vor dem Internationalen
Strafgerichtshof (IStGH) und dem Internationalen Gerichtshof (IGH). Auch wenn sie
volkerrechtlich nicht als Sanktion gilt, hatte etwa die Verurteilung Benjamin Netanjahus
vor dem IStGH wegen Kriegsverbrechen sanktionsahnliche Folgen. Wahrend Staaten
und internationale Organisationen Sanktionen politisch verhdngen und au eben, um
Verhaltensdnderungen zu bewirken, ahndet der IStGH begangenes Unrecht: sein Urteil
ware unumkehrbar gultig.

Ein neuralgischer Punkt des US-Plans ist die Entwa nung der Hamas. Bislang hat sie die
vollstandige Entwa nung abgelehnt. Vereinzelt gab es Aussagen von Hamas-O ziellen,
dass sie unter Aufsicht Agyptens dazu bereit waren, ihre militarischen Wa en und die
Wa enproduktion stillzulegen (decommissioning) (- Shehada 2025). Das wiirde fir einen
gestuften Prozess sprechen. Rickkaufprogramme fir zuriickgegebene Wa en sind
ebenso wie eine erzwungene Entwa nung keine geeigneten Instrumente. Erstere bergen
die Gefahr des illegalen Wa enhandels; letztere kénnten flr eine erneute Eskalation
sorgen. Langfristig kann die Entwa nung nur gelingen, wenn die Konfliktursachen be-
arbeitet werden und Sicherheitsgarantien fir alle Parteien bestehen. Fir den Ubergang
kénnten Missionen wie EUBAM Rafah und EUPOL COPPS ausgebaut werden, um DDR
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Agypten

AusmalB der Zerstérung im Gazastreifen (Februar 2026)

Schadensstufen* (davon bewohnte Fliche**)
Zerstort (69,5%)

Schwer beschadigt (3,9%)

Mifig beschadigt (6,4%)

Israelische Militdrprasenz***
Gouvernements

(2]

Mittelmeer
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Israel
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sowie die Reform des Sicherheitssektors (SSR) zu unterstlitzen (- Breitung/Berks 2005).
Zugleich kdnnten auch andere Gewaltakteure entwa net werden — etwa die judischen
Siedler:innen im Westjordanland und Ost-Jerusalem.

Eine Studie der VN hat die Kosten fur den Wiederau au des Gazastreifens im Februar
2025 auf 70 Mrd. US-$ geschétzt (- United Nations Conference on Trade and Develop-
ment 2025). Die hohe Zahl ziviler Opfer, die Vertreibung der Bevolkerung und die Zer-
storung der Infrastruktur und der Wirtschaft haben das Gebiet in eine extreme humani-
tére Krise gestirzt - 2. Vorrangig mussen die Bereiche Gesundheit und Bildung sowie
Dienstleistungen wie Elektrizitat, Wasser und Kommunikation wiederhergestellt werden.
Der Schutt muss beseitigt, Wohnraum gescha en und die Versorgung mit Lebensmitteln

gewahrleistet werden. Fir all das sind o ene Grenzuibergange die notwendige Bedingung.

Nicht zuletzt braucht die Bevolkerung angesichts der Kriegserfahrung psychosoziale Unter-
stutzung.

SYRIEN: UBERGANG OHNE KONSOLIDIERUNG

Der Zusammenbruch des Assad-Regimes im Dezember 2024 markierte einen tiefgrei-
fenden politischen Einschnitt und weckte Erwartungen an einen strukturierten Friedens-
und Staatsau au. Ein Jahr spéater hat der Regimewechsel jedoch keinen konsolidierten
Friedensprozess hervorgebracht. Stattdessen vollzieht sich Syriens Transformation un-
ter fragmentierten Sicherheitsstrukturen, umstrittener Autoritat und anhaltenden ex-
ternen Interventionen — ein Beispiel dafiir, wie Regimekollaps Machtverhaltnisse neu
ordnen kann, ohne nachhaltigen Frieden zu konsolidieren.

Sicherheit bleibt die drangendste Herausforderung des Ubergangs. Die inneren Sicher-
heitsstrukturen sind zersplittert, und glaubwirdige externe Sicherheitsgarantien — also
verlassliche Zusagen Dritter zur Verhinderung erneuter grof3flachiger Gewalt — fehlen
weitgehend. Den Ubergangsbehdrden ist es nicht gelungen, das staatliche Gewaltmo-
nopol vollstandig durchzusetzen. Die Folge ist ein fragiles Umfeld, in dem sporadische
Gewalt anhalt, insbesondere in Regionen mit gemischter Bevolkerungsstruktur, in de-
nen konfessionelle und kommunale Identitéaten weiterhin Bedrohungswahrnehmungen
pragen - 3.

Die Integration bewa neter Akteure in staatliche Strukturen verlauft uneinheitlich.
Wéhrend Fraktionen, die die neue Regierung unterstiitzen, eingebunden wurden, behalten
andere erhebliche Autonomie und unterhalten parallele Befehlsketten. Besonders konflikt-
trachtig ist das Verhaltnis zwischen der Regierung und den Kurd:innen im Nordosten
Syriens. Di erenzen Uber Dezentralisierung, den Umfang kurdischer Selbstverwaltung
und die Integration der Syrischen Demokratischen Kréfte (SDF) in eine einheitliche
Kommandostruktur verhindern eine dauerhafte Sicherheitsregelung.

Der neuen Regierung
ist es bislang nicht ge-
lungen, das staatliche
Gewaltmonopol
durchzusetzen und
Sicherheit zu gewahr-
leisten
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Externe Interventionen erschweren die sicherheitspolitische Stabilisierung zuséatzlich.
Israelische Militaraktionen im Stiden sowie das strategische Engagement der Tirkei im
Norden haben immer wieder den sicherheitspolitischen Handlungsspielraum begrenzt.
Die enge Abstimmung Ankaras mit Damaskus bei gleichzeitiger Ablehnung kurdischer
Selbstverwaltung verengt den Raum fir verhandelte Sicherheitsarrangements. In Er-
mangelung glaubwiirdiger internationaler Uberwachungsmechanismen setzen regionale
Akteure wechselnde ,,rote Linien®, statt stabilisierende Garantien bereitzustellen. Sicher-
heitszusagen bleiben damit schwach, umstritten und jederzeit widerru ar — und machen
den Ubergang anfallig fur erneute Eskalation.

Syriens Dilemma betri t weniger die vblkerrechtliche Anerkennung staatlicher Souvera-
nitat, die unbestritten ist, als vielmehr die Legitimitat der Regierungsautoritat. Die Uber-
gangsregierung hat in westlichen Hauptstadten pragmatische Gesprachskandle etabliert,
was auf eine vorsichtige Akzeptanz der Post-Assad-Fuhrung als zentralen Ansprech-
partner hindeutet. Dieses Engagement ist jedoch an Bedingungen gebunden und spiegelt
Vorbehalte hinsichtlich Inklusivitat, Rechenschaftspflicht und institutioneller Stabilitéat
wider.

3 Territoriale Kontrolle in Syrien (Januar 2026) Quelle — F/43
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Tatsachlich tbt die Regierung heute mehr zentrale Kontrolle aus als in der spaten Assad-
Phase, in der mehrere de-facto-Machtakteure weite Landesteile regierten. Diese Rezen-
tralisierung ist jedoch fragil. Insbesondere kurdische Anspriiche auf Selbstverwaltung
kollidieren mit der Betonung territorialer Einheit durch die Regierung. Das Fehlen einer
verfassungsrechtlichen Einigung, die diese konkurrierenden Anspriiche miteinander in
Einklang bringt, begrenzt die praktische Konsolidierung staatlicher Souveranitéat. Auch
Teile des Sudens sind weiterhin durch fragmentierte Regelungen im Sicherheitsbereich
und externe Einflussnahme gekennzeichnet — 3. Im Zuge des Ubergangs sind konfessio-
nelle und kommunale Konfliktlinien erneut in den Vordergrund gertickt. Hierzu zahlen
etwa die Spannungen zwischen der Bevolkerungsmehrheit der arabischen Sunniten
und den Alawiten (die unter Assad die Regimeelite stellten), die Auseinandersetzungen
der derzeitigen Regierung mit den Drusen, nicht zuletzt aber auch der ethnisch-kom-
munale Streit tiber den Status der kurdisch dominieren Regionen im Norden und Nord-
osten des Landes. Identitat bleibt ein zentraler Bezugspunkt politischer Mobilisierung
und gegenseitigen Misstrauens. Minderheiten befliirchten erneute Marginalisierung,
und begrenzte Beteiligungsmechanismen schwachen die gesellschaftliche Zustimmung.
Souveranitat bleibt damit eher programmatischer Anspruch als konsolidierte Realitat.

Die Wiedereinbindung Syriens in die internationale Ordnung verlauft vorsichtig und
schrittweise. Trotz der Vorgeschichte von Hay’at Tahrir al-Sham (HTS), die 2017 aus der
Al-Nusra-Front, dem friiheren syrischen Al-Qaida-Ableger, entstand, hat sich das externe
Engagement hin zu selektivem Dialog und gezielter Lockerung wirtschaftlicher Restrik-
tionen entwickelt. Die Aussetzung zentraler US-amerikanischer und europaischer
Sanktionen sowie die diplomatische Annéaherung an Ahmed al-Sharaa im Jahr 2025
zeugen von pragmatischer Anpassung, nicht vorbehaltloser Anerkennung. Die Revision
des Sanktionsregimes macht ein strukturelles Dilemma sichtbar: Eine zu friihe Rein-
tegration kann eine neue Elitenherrschaft und Machtasymmetrien zwischen den ver-
schiedenen konfessionellen und kommunalen Gruppen verfestigen; anhaltende Isolation
hingegen untergrébt die nachhaltige wirtschaftliche Erholung und den institutionellen
Wiederau au.

Entwa nung und Demobilisierung erweisen sich im Ubergangsprozess als besonders
kritische Aspekte. Die Sicherheitssektorreform entstand nicht aus einem kohéarenten
und inklusiven DDR-Programm, sondern durch pragmatische und ad-hoc-Vereinba-
rungen, die Kooptation, formale Integration und selektiven Zwang kombinierten. Mehrere
bewa nete Gruppen verfiigen trotz der formalen Unterordnung unter zentrale Behérden
weiterhin tber operative Handlungsspielrdume. Besonders sichtbar wird dieses Muster
am gescheiterten Integrationsprozess der kurdischen SDF (Demokratischen Kréfte
Syriens): Das Abkommen vom Marz 2025 scheiterte. Anfang 2026 folgten grof3angelegte
Militaroperationen gegen die SDF, die den Ubergang von gegenseitiger Duldung zu er-
zwungener territorialer Kontrolle vollzogen. DDR diente damit weniger der Demilitari-
sierung als der hierarchischen Konsolidierung durch Zwang.
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Der Wiederau au ist zugleich Projektionsflache von Erwartungen und Quelle neuer
Spannungen. Trotz milliardenschwerer Geberzusagen nach dem Sturz des Regimes —
etwa auf der Brisseler Konferenz 2025 (- European Commission 2026) — bleiben die
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen prekar und stehen in deutlichem Miss-
verhéltnis zu dem auf mehrere hundert Milliarden Dollar geschatzten Finanzbedarf
(- World Bank 2025). Diese Diskrepanz resultiert nicht nur aus begrenzten Mitteln,
sondern auch aus umstrittenen Prioritaten: Externe Akteure fokussieren bislang auf
kurzfristige Stabilisierung und sichtbare Projekte, wahrend inklusiver institutioneller
Wiederau au und produktive Kapazitaten vernachlassigt werden.

Diese Dynamiken haben unmittelbare Auswirkungen auf die Riickkehrprozesse. Zwar
kehrten nach dem Regimewechsel einige Gefllchtete zurtick, doch wurden viele Ent-
scheidungen stérker von sich verschlechternden Bedingungen in den Aufnahmelédndern
als von nachhaltigen Verbesserungen in Syrien bestimmt. Riickkehrende sehen sich
weiterhin mit unzureichendem Wohnraum sowie Méangeln in der Infrastruktur und der
Grundversorgung konfrontiert — Faktoren, die das Risiko erh6hen, dass sie erneut ihre
Lebensgrundlage verlieren. Ohne rechtsbasierte und sozial eingebettete Wiederau au-
strategien bleibt Riickkehr fragil und letztlich nicht nachhaltig.
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4 Trends und Herausforderungen fiir Friedensiibergange
im Ukraine-, Gaza- und Syrien-Krieg (Mdrz 2026)

Sicherheitsgarantien
und internationale
Uberwachung

Territoriale Integritat

Au ebung
von Sanktionen

DDR/SSR

Wiederau au

Ukraine-Krieg

Europaische Staaten sind bei
ihren Sicherheitsgarantien von
US-Bereitschaft abhangig.

USA verhalten sich ambivalent mit
Blick auf Reichweite und institutio-
nelle Verlasslichkeit von Garantien.

Ukrainisches Begehren nach NATO-
Mitgliedschaft stoBt auf Widerstande
Moskaus, aber auch Washingtons
sowie von einigen europdischen
NATO-Verbiindeten.

Ukraine beharrt mit EU-Unterstiitzung
auf territorialer Hoheit tiber die
gesamte Ukraine (inklusive Krim).

Druck der USA auf die Ukraine,

sich mit Blick auf die von Russland
volkerrechtswidrig annektierten
Gebiete (zumindest auf Teile davon)
kompromissbereit zu zeigen.

Spannungsverhaltnis: Nennenswerte
Aufhebung von Sanktionen als
Anreiz flir Moskau vs. selektive und
konditionierte Riicknahme von
Sanktionen, um den Waffenstillstand
zu sichern.

Konflikt Giber die Freigabe eingefro-
rener russischer Vermogenswerte
(ca. 210 Mrd. € allein in Europa) fiir
die Nutzung etwa fiir den Wieder-
aufbau der Ukraine.

Aufldsung nichtregularer Streitkrafte
und paramilitarischer Verbande

(auf beiden Seiten) als bislang

nicht hinreichend beachtete
Herausforderung

Finanzierungs- und Reformpakete

in Hohe von mehr als 500 Mrd. US-$
notwendig (das bezieht sich allein
auf den Wiederaufbau der zerstorten
Infrastruktur etc.)

Gefahr strategischer Unklarheit mit
Blick auf EU-Perspektive der Ukraine
als Reform- und Sicherheitsanker

Gaza-Krieg

Die Sicherheitsgarantieren fir
die palastinensische Bevolkerung
sind schwach.

Ungeklart bleibt, wie genau sich eine
Internationale Stabilisierungstruppe
fiir Gaza zusammensetzen und wie sie
mandatiert sein soll.

Die internationale Uberwachung ist
aktuell nicht unabhangig organisiert
und mit Blick auf die Zukunft ungeklart.

Die immer offensivere Durchsetzung
einer ,Einstaatenrealitat” durch
Israel lasst einen paldstinensischen
Staat in weite Ferne riicken.

Ungeklart ist, ob und inwiefern Gaza
als Territorium Bestand haben wird.

Sanktionen gegen die Hamas und
israelische Extremist:innenen
(Siedler:innen) sind noch in Kraft.

Verfahren vor dem IStGH und dem
IGH dauern an und sind unabhangig
von politischen Entscheidungs-
trager:innen.

Entwaffnung der Hamas ist
eine zentrale Vorbedingung fir
einen dauerhaften Frieden,
kommt aber nicht voran.

Die Kosten fiir den Wiederaufbau
des Gazastreifens werden
auf ca. 70 Mrd. US-$ geschétzt.

Die MaBnahmen befinden sich noch
in der Vorbereitung und werden von
den USA dominiert.

Die Prioritatensetzungen bleiben vage.

Quelle — F/43

Syrien-Krieg

VN-Resolution 2254 sichert den
politischen Prozess ab, bleibt aber
unverbindlich beziiglich Sicherheits-
garantien.

Zusagen Dritter zur Verhinderung
erneuter groBflachiger Gewalt
fehlen.

Internationale Dimension: Die
Tiirkei besetzt im Norden, Israel im
Siidwesten syrisches Territorium. Im
Siidosten ist US-Militar stationiert.

Innerstaatliche Dimension: Der
Zentralstaat versucht, gewaltsam
sein Gewaltmonopol vor allem

in den kurdisch kontrollierten
Gebieten durchzusetzen. Dies birgt
die Gefahr, dass sich die territoriale
Fragmentierung entlang ethnisch-
kommunaler Grenzen verhartet.

Pro-Argumente: Die syrische
Regierung wird als Stabilitatsfaktor
gesehen, der Wiederaufbau kann
unterstiitzt werden.

Contra-Argumente: Vorschnelle
Legitimierung der Regierung

steht im Widerspruch zu deren
dschihadistischer Orientierung und
zu ihrem aggressiven Vorgehen

im Konflikt mit den Kurd:innen.

Milizen, die die neue Regierung
unterstiitzen, wurden in den
Aufbau der Sicherheitsorgane
eingebunden.

Minderheiten wie die Kurd:innen
vertrauen dem neuen
Sicherheitsapparat nicht und
lehnen eine Integration ihrer
Milizen ab.

Der Wiederaufbau Syriens lauft an.
Die Kosten werden auf mehr als
200 Mrd. US-$ geschétzt.

Geber priorisieren kurzfristige
Stabilisierungsprojekte, wahrend
ein inklusiver institutioneller
Wiederaufbau und die Schaffung
produktiver Kapazitdten vernach-
lassigt werden.

kritisch (ungeltste Probleme, fehlende Regelungen)

in der Schwebe bzw. umstritten

keine Vorkehrungen
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Schlussfolgerungen

In allen drei diskutierten Konflikten stellen Sicherheitsgarantien, die territoriale Integritt,
die Reintegration von Konfliktakteuren in die internationale Gemeinschaft, die Entwaffnung,
Demobilisierung und Reintegration von Kombattant:innen sowie der zivile Wiederaufbau
zentrale Herausforderungen dar - 4. Im Fall der Ukraine stehen Sicherheitsgarantien sowie
die Zugehorigkeit des Donbas und der Krim an erster Stelle. In Gaza sind die Anerkennung
eines palastinensischen Staates, die Frage der Entwaffnung der Hamas sowie die Etab-
lierung einer internationalen Stabilisierungstruppe grundlegend. In Syrien ist die Balance
zwischen Zentralstaat und Minderheiten zentral, besonders mit Bezug auf die kurdischen
Gebiete. Syrien ist von den drei Landern vielleicht dasjenige, bei dem die Frage der Weichen-
stellungen fiir den Wiederaufbau am weitesten gediehen ist.

Friedensiibergdnge miissen, wenn sie erfolgreich gestaltet werden sollen, die Aufrecht-
erhaltung internationaler Rechtsnormen und die Einbeziehung gesellschaftlicher Realitdten
adressieren. Diesem Ansatz stehen politische Dynamiken entgegen: So stellen die USA
wie auch viele autoritdre Staaten die globale Ordnung entlang des Vélkerrechts in Frage.
Staatliche Souveranitat und territoriale Integritat erfahren nur a la carte Anerkennung.
Auch ist unklar, ob es die NATO in der bestehenden Form in einigen Jahren noch gibt -
wodurch ihre Rolle als Sicherheitsgarant fiir die Ukraine in Frage steht. Insgesamt steht
zu befiirchten, dass alle drei Konfliktherde eher durch ein Einfrieren der Gewalt als durch
einen Ubergang zu nachhaltigem Frieden geprégt sein werden.

Die Bundesregierung kann — im Verbund mit der EU und verbiindeten Staaten — dennoch
in allen drei Konflikten Akzente setzen, beispielsweise iiber Sicherheitsgarantien fiir die
Ukraine, die Anerkennung eines palastinensischen Staates und das Beharren auf Inklusion
und faire Machtteilung in Syrien. Dariber hinaus sollte sie keinen Zweifel an ihrem Einsatz
fiir eine regelbasierte internationale Ordnung lassen und der Unterh6hlung internationa-
ler Organisationen wie der Vereinten Nationen ideell wie materiell entgegenwirken - 4.
Andernfalls droht das Scheitern von Friedensiibergangen und das Abdriften in eine noch
kriegerischere Welt, in der sich der Einsatz von Gewalt fiir Konfliktparteien auszahlt.
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Multilaterale Konfliktregelung wiederbeleben
Angesichts der Dominanz interessengetriebener
Diplomatie sollte die Bundesregierung gemeinsam
mit ihren europdischen Partnern bestehende multi-
laterale Mechanismen starken, um Friedenspro-
zesse nachhaltig zu gestalten.

Volkerrechtsbriche klar benennen

Die US-Intervention in Venezuela sowie die US-
amerikanischen und israelischen Militarschlage
gegen den Iran sind vélkerrechtswidrig. Derartige
Rechtsbriiche muss die Bundesregierung gegen-
Uber den USA und Israel auch dann deutlich
machen, wenn die angegri enen Regime repressiv
oder diktatorisch sind.

Regime change im Iran nicht gewaltsam
erzwingen

Wenngleich die Ho nungen auf einen demokrati-
schen Wandel im Iran grof3 sind, sollte die Bundes-
regierung keine militérische Unterstiitzung (unter
anderem Wa en) leisten, um das Terrorregime im
Iran zu bekampfen.

Okonomische Kooperation starker an
Konfliktdeeskalation koppeln

Die EU sollte eine gemeinsame Position entwickeln,
wie wirtschaftliche Kooperation, Investitions-
partnerschaften und Energiebeziehungen mit den
Golfstaaten starker genutzt werden kdnnen, um
Anreize fir eine konstruktive Rolle dieser Staaten
in regionalen Konflikten zu scha en.

Auf die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE)
einwirken

Die VAE haben sich zu einem der wichtigsten
Forderer von Kriegsparteien im Nahen Osten und
am Horn von Afrika entwickelt. Deutschland und
die EU mussen auf die VAE einwirken, die Unter-
stitzung von Stellvertretern in Gewaltkonflikten
einzustellen.

Weiterverbreitung von Waffen verhindern

Die Golfstaaten leiten illegal europaische Wa en
an Kriegsparteien weiter, die bei Verstt3en gegen
das humanitére Volkerrecht méglicherweise An-
wendung finden. Ausfuhrgenehmigungen an die
Golfstaaten sollten nur dann erteilt werden, wenn
Endverbleibkontrollen gewéhrleistet sind.

Vermittlungsinitiativen der Golfstaaten
konstruktiv einbinden

Die Bundesregierung und die EU sollten versuchen,
die Vermittlungsinitiativen von Saudi-Arabien,
Katar und der VAE in multilaterale Formate einzu-
binden, um Transparenz zu erhéhen und Friedens-

prozesse institutionell abzusichern.

Maritime Sicherheit im Roten Meer absichern
Angesichts der geopolitischen Konkurrenz am
Bab al-Mandab und im Roten Meer sollte die EU
auf regionale Dialogformate zwischen Anrainer-
staaten und Golfmonarchien hinwirken, um eine
weitere Militarisierung dieser Handelsroute

zu verhindern und maritime Sicherheit und Kon-
fliktpravention zu férdern.
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Das weltweite Konfliktgeschehen fordert vor allem in der Ukraine, in Gaza
und im Sudan Zehntausende Tode. Zudem wird durch die Angri e der USA
und Israels auf den Iran, die gewaltsame Entfiihrung des venezolanischen
Prasidenten Maduro durch die USA und Trumps Forderung nach der
Annexion Gronlands das Volkerrecht untergraben. Immer deutlicher wird,
dass Staaten wie Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate oder
Katar in den Gewaltkonflikten im Nahen Osten und am Horn von Afrika als
konkurrierende Mittelmachte auftreten.

1.1 Analyse der weltweiten Konfliktsituation

as globale Konfliktgeschehen bleibt auf einem historisch hohen Niveau und inten-
D sivierte sich jingst sogar noch. Das Armed Conflict Location & Event Dataset
(ACLED) dokumentiert fur das Jahr 2025 204.000 konfliktbezogene Ereignisse — dar-
unter militarische Gefechte, gewaltsame Proteste und einseitige staatliche Gewalttaten.
Das ist eine Steigerung um 25 % gegentiber 2023 (- ACLED 2025). Das Uppsala Conflict
Data Program (UCDP) verzeichnet fur 2024 (das letzte Jahr, fir das UCDP-Daten der-
zeit verfigbar sind) 61 aktive bewa nete Konflikte in 36 Landern, an denen mindestens
ein staatlicher Akteur beteiligt war. Das sind zwei mehr als im Vorjahr (- UCDP 2026).
Es ist zudem die htéchste Zahl seit Beginn der systematischen Erfassung im Jahr 1946.

Elf der 61 Konflikte erreichten mit jahrlich Gber 1.000 durch Kamp andlungen getéteten 2024 iiberschritten
Personen den Status eines Kriegs — im Vorjahr waren es neun. Die zwei grof3ten waren Z'Ifeiiﬁvvav';ﬁznzfu“n'fineg
der fortdauernde Angri skrieg Russlands gegen die Ukraine mit etwa 75.000 Gettteten

sowie die Kémpfe Israels in und um Gaza mit schatzungsweise 26.000 Todesopfern

(- Rustad 2025). Beide Kriege pragten sowohl die globale Statistik als auch die intera

nationale Berichterstattung. Der Burgerkrieg im Sudan entwickelte sich zu einer der

weltweit groRten humanitiren Krisen. Uber 30 Mio. Menschen sind dort auf Nothilfe

angewiesen — die Halfte von ihnen Kinder.
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Ein Drittel der weltweiten Burgerkriege ist dem UCDP zufolge ,internationalisiert®.
Es handelt sich dabei um innerstaatliche Gewaltkonflikte mit externer militarischer
Beteiligung. Diese finden sich vor allem im Nahen und Mittleren Osten sowie in Teilen
Afrikas — Regionen, die im Fokus dieses Kapitels stehen. Dort verflechten sich lokale und
nationale Machtkdmpfe mit regionalen und internationalen Interessen, insbesondere
von aufstrebenden Mittelméchten. Diese treten als militarische Unterstitzer, finanzielle
Forderer, politische Vermittler und wirtschaftliche Unternehmer auf. Vor diesem Hinter-
grund nehmen wir in diesem Kapitel die Rolle dreier wichtiger Golfstaaten — Saudi-
Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) und Katar — als externe Akteure,
Forderer und Mediatoren in bewa neten Konflikten weltweit in den Blick. Vorher geben
wir noch einen Uberblick tiber die wichtigsten globalen Konflikttrends.

WELTWEITE OPFER KRIEGERISCHER GEWALT

Der Zeitraum zwischen 2021 und 2024 markiert die gewalttatigste Phase seit Ende

des Kalten Krieges - 6. Insgesamt kamen 891.000 Menschen gewaltsam ums Leben
(- UCDP 2026). Fur einen erheblichen Teil davon waren drei Kriege verantwortlich:
der Burgerkrieg in Athiopien (vor allem 2021—2022), der russische Angri auf die Ukraine
(seit 2022) sowie die Eskalation der Gewalt in Gaza (seit 2023). Hinzu traten die Burger-
kriege im Sudan, in Myanmar und in der westlichen Sahelregion.

2024 betrug die Zahl der getdteten Gewaltopfer rund 192.000. Davon verloren 159.000
Personen in militarischen Kamp andlungen ihr Leben. 18.000 Menschen fielen nicht-
staatlicher Gewalt und 15.000 einseitiger staatlicher Gewalt zum Opfer (-~ UCDP 2026).
Im Vergleich zu den Vorjahren erreichte der weltweite Gewaltgrad zwar nicht den ex-
tremen Ausschlag des Jahres 2022 mit tber 310.000 Getdteten (zum grof3en Teil verur-
sacht durch den Buirgerkrieg in Athiopien). Gleichwohl stieg er um rund 25 % gegeniiber
2023 an und stabilisiert damit ein besorgniserregendes Gewaltniveau, das deutlich tber
die Intensitéat vorangegangener Jahrzehnte hinausgeht.

5 Opferzahlen
Bei den genannten Opferzahlen handelt es sich um das tatsachliche AusmaB der Gewaltintensitat und in-
konservative Naherungswerte. Es besteht eine hohe direkte Folgen der Konflikte, wie etwa Hungersnoéte und

Dunkelziffer, da nur Opfer erfasst werden, die mindestens  Krankheiten. Zahlen tiber das AusmaB dieser Opfer sind
zwei voneinander unabhédngige Quellen bestatigen. Je  jedoch nicht valide, zumal mit Blick auf Verwundete oft
nach gewahlter Methodik und in Abhangigkeit von der  nur diejenigen erfasst werden, die eine medizinische

zu Grunde gelegten Konfliktdefinition finden zudem Versorgung erhalten. SchlieBlich wirken sich Konflikte
Opferzahlen unterhalb eines Schwellwertes (im Falle auch auf die langfristige Lebenserwartung betroffener
der UCDP Daten 25 durch Kampfhandlungen Getotete)  Gesellschaften aus. Im Irak ist etwa ein Drittel des An-
keinen Eingang in die Berechnungen. Die Opferzahlen stiegs der Sterblichkeitsrate auf die Folgen des Krieges

von Kampfhandlungen allein beschreiben zudem nicht  zuriickzufiihren.
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Die vom UCDP erfassten Zahlen stellen konservative Mindestwerte dar. In schwer zu-
ganglichen Konfliktgebieten, in denen unabhéngige Verifikation kaum maglich ist, durfte
die Zahl der Getdteten hoher liegen. Das ACLED (- 2025) rechnet fiir den Zeitraum
zwischen Dezember 2024 und November 2025 mit etwa 240.000 gewaltsam getdteten
Menschen. Der Trend setzte sich 2025 weiter fort und verschérfte sich womdglich sogar
- 5.

Parallel zu den Todesopfern erreichte auch die Zahl der gewaltsam vertriebenen Menschen
neue Rekordstédnde - 6. Nach Angaben des Hohen Fliichtlingskommissars der Vereinten

Nationen (UNHCR) befanden sich Ende April 2025 weltweit 123,2 Mio. Menschen auf
7 Konflikttypen nach Regionen (2024) Quelle — 1/67
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der Flucht. Darunter waren 72,1 Mio. Binnenvertriebene (- UNHCR 2025a) — also
Menschen, die innerhalb ihres eigenen Landes auf der Flucht sind. Die Mehrheit der
Gefliichteten verlie3 demnach nicht ihr Herkunftsland. Von den Gefllchteten, die ihre
Landesgrenzen Uberschritten, verblieben 73% in Landern mit niedrigem oder mittlerem
Einkommen, 67 % fanden Schutz in Nachbarstaaten (- UNHCR 2025a). Wohlhabende
Staaten mit hohem Einkommen nehmen nur einen geringen Anteil der weltweit vertrie-
benen Menschen auf. Neuere Daten von UNHCR deuten darauf hin, dass sich die Anzahl

der Gefluchteten im Laufe des Jahres 2025 auf hohem Niveau stabilisierte, allerdings

gegen Mitte des Jahres mit rund 122 Mio leicht ricklaufig war (-~ UNHCR 2025b). 5l

GLOBALE KONFLIKTTRENDS

2024 registrierte das UCDP vier gewaltsame zwischenstaatliche Konflikte — das ist der 2024 9abesvier

hochste Wert seit den 1980er Jahren. Neben dem Krieg zwischen Russland und der

zwischenstaatliche
Gewaltkonflikte

Ukraine gehorten hierzu bewa nete Auseinandersetzungen zwischen Iran und Israel,
zwischen den Vereinigten Staaten sowie dem Vereinigten Koénigreich gegen die Huthi
im Jemen und zwischen Pakistan und Afghanistan. 2025 kam es zudem zu einer mili-
tarischen Eskalation des pakistanisch-indischen Grenzkonflikts Uber die Kaschmir-
Region sowie zu einem Grenzkonflikt zwischen Thailand und Kambodscha. Zwar bleibt
die absolute Zahl bewa neter Konflikte zwischen Staaten gering, méglicherweise deutet
die jungste Entwicklung jedoch bereits darauf hin, dass normative Hemmnisse fir die
Anwendung zwischenstaatlicher Gewalt zu erodieren beginnen - 6.

Bei 57 der vom UCDP dokumentierten Gewaltkonflikte handelt es sich um bewa nete
innerstaatliche Auseinandersetzungen — mit oder ohne internationale Beteiligung - 6.
Ein strukturelles Merkmal des gegenwartigen Konfliktgeschehens ist die Konzentration
mehrerer Konflikte in denselben Landern. 2024 fanden 61 Konflikte mit staatlicher Be-
teiligung in lediglich 36 betro enen Staaten statt (- Rustad 2025). Mehr als die Halfte
dieser Lander war von mehreren Konflikten betro en. Neun Staaten verzeichneten drei
oder mehr gleichzeitig ausgetragene bewa nete Auseinandersetzungen.

9 Daten zu Gewaltkonflikten

Das Friedensgutachten stiitzt sich bei den Angaben zur
Anzahl von Konflikten und Todesopfern auf Definitionen
und Daten des Uppsala Conflict Data Program (UCDP).
Wir halten UCDP fiir die verlasslichste Quelle in diesem
Bereich. Die vorliegenden Datensatze dokumentieren
Kriege, Konflikte, Konfliktakteure und Kriegsopfer der
vergangenen Jahrzehnte bis einschlieBlich 2024. Daten
fiir das Jahr 2025 veroffentlicht UCDP erst im Sommer
2026. Die Daten enthalten Informationen tiber Kriege
(gemaB UCDP: Beteiligung mindestens eines Staates am
Konflikt und jahrlich mehr als 1.000 durch Kampfhand-
lungen Getotete) und Gewaltkonflikte (gemaB UCDP:

im Jahresverlauf mehr als 25 durch Kampfhandlungen
Getotete). Es ist auch zu beachten, dass UCDP die Daten
zu weltweiten Konfliktopfern riickwirkend korrigiert.

Die Daten, die wir im Friedensgutachten 2026 verwenden,
entsprechen damit nicht unbedingt den Daten, die wir
im letzten Friedensgutachten angegeben haben. Fiir
aktuellere Angaben zum Jahr 2025 nutzen wir das Armed
Conflict Location & Event Dataset (ACLED). ACLED er-
fasst umfangreiche Informationen zu Daten, Akteuren,
Schauplatzen, Todesopfern und Kategorien samtlicher
dokumentierter politischer Gewaltakte und Protestver-
anstaltungen in rund 250 Landern und Territorien.
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2024 konzentrierte sich das Konfliktgeschehen weiterhin stark auf Subsahara-Afrika
- 7]8. 28 innerstaatliche Gewaltkonflikte entfallen auf diese Region, also etwa die
Halfte aller weltweiten Auseinandersetzungen dieses Typs. Besonders ausgepréagt ist die
Gewalt im Sahel und in der Region des Tschadsees, wo militarische Konflikte mit dschiha-
distischen Milizen in Nigeria und Burkina Faso 2024 die Schwelle von mindestens
1.000 getdteten Menschen tberschritten. Weitere Kriege fanden im Sudan, in Somalia
und in der Demokratischen Republik Kongo statt. In Asien gelten der andauernde Bur-
gerkrieg in Myanmar sowie diverse bewa nete Aufstéande in Pakistan als die schwersten
Gewaltkonflikte. Vor allem im Nahen Osten bleibt die Konfliktdichte hoch. Das UCDP
klassifiziert dort fiir 2024 die israelischen Angri e gegen die Hamas in Gaza und gegen
die Hisbollah-Miliz im Stidlibanon sowie die anhaltenden gewaltsamen Auseinander-
setzungen in Syrien als Kriege. Im April sowie Oktober 2024 kam es zu hunderten Luft-
angri en zwischen dem Iran einerseits und Israel und den USA andererseits.

10 Gewaltkonflikte und multilaterale Militar- und Beobachtungsmissionen (2024/2025) Quelle - 1/67
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Zugunsten der besseren Lesbarkeit sind einige Laindernamen nicht dargestellt.
Die dargestellten Grenzen und Namen entsprechen nicht der offiziellen Auffassung des bicc.



friedensgutachten / 2026
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Zugunsten der besseren Lesbarkeit sind einige Landernamen nicht dargestellt.
Die dargestellten Grenzen und Namen entsprechen nicht der offiziellen Auffassung des bicc.
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Am 27. Februar 2026 begannen die USA und Israel volkerrechtswidrig den Iran zu bombar-
dieren. Diesem Angri fiel die iranische Fihrungsspitze (unter anderem der Revolutions-
fuhrer Ali Khamenei) zum Opfer. Der Iran reagierte mit Raketenangri en—nicht nur gegen
Israel, sondern auch gegen Ziele im gesamten Nahen Osten, darunter Saudi-Arabien, VAE,
Katar, Kuwait. Vom Iran unterstitzte schiitische Stellvertreterkréafte stiegen in den Kon-
flikt ein. Auf die Raketenangri e der Hisbollah reagierte Israel mit Luftangri en sowie
mit der Entsendung von Bodentruppen zur Einrichtung einer Pu erzone im Stuidlibanon.

Neben Konflikten mit staatlicher Beteiligung erfasst das UCDP auch bewa nete Aus-  Nichtstaatliche
einandersetzungen, zwischen nichtstaatlichen Akteuren — etwa zwischen kriminellen ~ Seeontiee
Banden oder rivalisierenden Milizen - 6. Mit 74 Fallen im Jahr 2024 Uberstieg die Zahl  subsahara-Afrika
dieser Konflikte sogar die Anzahl der Auseinandersetzungen, an denen Staaten teil- " -teinamenka
nahmen. Gleichwohl ging die Anzahl gegentiber 2023 (75) und 2022 (80) leicht zuriick,

ebenso die Zahl der Todesopfer von rund 21.000 im Jahr 2023 auf 18.000 ein Jahr spéter.
Nichtstaatliche Gewaltkonflikte sind besonders in Subsahara-Afrika und Lateinamerika

verbreitet. Bewa nete Gruppen kontrollieren dort Territorien und Wirtschaftsstrukturen.

Die Gewalteskalation in Mexiko nach dem Tod des Kartellchefs ,,El Mencho* am

22. Februar 2026 verdeutlicht, wie kriminelle Akteure zur Destabilisierung beitragen.

Seit September 2025 bekampfen die USA den Drogenhandel im 6stlichen Pazifik und

in der Karibik militéarisch mit Luftangri en auf zivile Schi e.

12 Friedensmissionen und deutsche Beteiligung

Multilateraler Friedensmissionen, die vor allem die Jahr 2025 auf dem Niveau des Vorjahres - 11| 13. Der

Vereinten Nationen (VN), der Nordatlantikpakt (NATO), Fokus deutscher Auslandseinsatze liegt unverandert

auf

die Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeitin ~ der MENA-Region (Mittlerer Osten und Nordafrika) und
Europa (OSZE), die Europaische Union (EU) oder die auf Subsahara-Afrika - 11| 13. Der personelle Umfang
Afrikanische Union (AU) mandatierten, sind 2025 mit der Beteiligung an den Missionen sank erneut: Waren es

73 Missionen gegeniiber dem Vorjahr leicht riicklaufig 2025 (Stand: Februar 2025) 1.158 Personen, beteiligt s

ich

- 10.Im Jahr 2025 unterhalten die VN wie im Vorjahr elf Deutschland 2026 (Stand: Februar 2026) nur noch mit

Friedenssicherungsmissionen. Das Engagement Deutsch- 971 Personen an den Missionen und bleibt damit deutl

ich

lands blieb mit einer Beteiligung an neun Missionenim  unterhalb der Mandatsobergrenze von 2.854 Personen.

13 Aktuelle Einsatze der Bundeswehr (Marz 2026) Quelle - 1/67
Einsatz Kirzel Einsatzgebiet Starke Obergrenze
Counter Daesh/Capacity Building Iraq CD/CBI Irak (Jordanien) 297 500
EU Force Operation Althea EUFOR OP Althea Bosnien und Herzegowina 36 50
EU Naval Force Mediterranian Irini EUNAVFOR MED Irini  Mittelmeer 9 300
EU Naval Force Aspides EUNAVFOR Aspides Rotes Meer 13 700
Kosovo Force KFOR Kosovo 307 400
NATO-Mission Sea Guardian Mittelmeer 86 550
UN Interim Force in Lebanon UNIFIL Libanon (Zypern) 208 300
UN Mission for the Referendum in Western Sahara  MINURSO Westsahara 4 4

UN Mission in South Sudan UNMISS Siidsudan 11
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1.2  Die Golfstaaten zwischen Krieg und Frieden

ie dieser kursorische Uberblick (iber das weltweite Konfliktgeschehen zeigt, ver-
W schieben sich gegenwartig zentrale Parameter der Konfliktaustragung. Westliche
Staaten vermeiden bei ihren jingsten Interventionen den Einsatz von eigenen Boden-
truppen und wenden sich von nation building ab. In Venezuela verfolgt die US-Regierung
die Strategie, nicht das politische System komplett zu sttirzen (regime change), sondern
die Ausrichtung des bestehenden Regimes zu dndern (regime alteration). Mit Blick auf
den Iran gab es zu Beginn der US-amerikanischen und israelischen Angri e widerstrei- 55
tende Positionen, ob und wie ein regime change zu erreichen sei. In vielen Konflikten
gewinnen infolge dieser militérstrategischen Entwicklung miteinander konkurrierende
Mittelméchte an Bedeutung. Diese nutzen ihren wachsenden Handlungsspielraum pro-
aktiv fur eigene strategische Ziele. So préagt eine Vielzahl externer Akteure gegenwartige
Kriege, die in wechselnden Konstellationen militéarisch, diplomatisch und finanziell
Einfluss auf deren Verlauf nehmen. Zwei Dimensionen sind dabei hervorzuheben:

Erstens entstehen durch diese Interventionen komplexe geopolitische Geflige, in denen
zwischenstaatliche Rivalitéaten — etwa zwischen Indien und Pakistan, Iran und Saudi-
Arabien oder Agypten und Athiopien — in innerstaatliche Konflikte hineingetragen werden.
Externe Méchte unterstitzen dabei — nicht immer konsistent — verfeindete Akteure in
unterschiedlichen Konfliktkontexten. Zweitens sind solche Interventionen haufig von
strategischer Ambiguitat gepragt: Die Grenzen zwischen militarischer Unterstiitzung,
Konfliktmediation und Friedensférderung verschwimmen.

Auf der Arabischen Halbinsel lasst sich wie unter einem Brennglas der Einfluss von An den Golfstaaten
Mittelméachten auf regionale Konfliktdynamiken beobachten: Saudi-Arabien, die VAE ';Isjt“;'z’e:’n‘ifs;hte”
und Katar sind zeitgleich — vom westlichen Sahel bis Afghanistan — in eine Vielzahl Konfliktdynamiken

beeinflussen

von Konflikten involviert, verfolgen dabei unterschiedliche Strategien und stehen in
anhaltender Konkurrenz zueinander. Fur die Bundesregierung ist es wichtig, diese
komplexe Gemengelage zu verstehen — gerade, da diese drei Lander bevorzugte Energie-
und Wirtschaftspartner darstellen, wie die Reise von Bundeskanzler Friedrich Merz
im Februar 2026 an den Golf verdeutlichte.

AUSSENPOLITIK DER GOLFSTAATEN IM WANDEL

Seit dem Arabischen Friihling verfolgen die Golfmonarchien — darunter Saudi-Arabien,
die VAE und Katar — eigene Sicherheitspolitiken. Der Sturz von Hosni Mubarak in
Agypten und Muammar al-Gaddafi in Libyen hinterlieR ein Filhrungsvakuum in der
arabischen Welt. Zugleich fihrten die BUrgerkriege in Syrien, im Jemen und im Irak
sowie die Fragmentierung staatlicher Strukturen im Libanon zum (zeitweisen) Aufstieg
islamistischer Milizen (- Lynch 2016). Parallel dazu weitete der Iran seinen Einfluss

in Konfliktarenen im Nahen Osten aus, was in Saudi-Arabien und den VAE die Wahr-
nehmung strategischer Einkreisung und Verwundbarkeit verstarkte.
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Beide Entwicklungen nahmen die Golfstaaten als Bedrohung wahr, was das ,,Streben
nach strategischer Autonomie* (- Samaan 2023) auslOste. Anstatt ausschliel3lich auf
externe Sicherheitsgarantien zu setzen, begannen alle drei Staaten in unterschiedlicher
Weise damit, ihre finanzielle Stérke gezielt einzusetzen, um die Politik im Nahen Osten
und am Horn von Afrika aktiv zu gestalten.- * Zugleich wuchs die Bereitschaft, neben
Diplomatie, wirtschaftlicher Einflussnahme und Desinformationskampagnen milita-
rische Gewalt einzusetzen (- Roberts 2023). Ein Generationenwechsel an der Spitze
der politischen Fihrung — in den VAE durch Mohammed bin Zayed (MbZ), in Saudi-
Arabien durch Mohammed bin Salman (MbS) und in Katar durch Tamim bin Hamad Al
Thani — verstarkte diese Dynamik.

Die Folge waren erhebliche Spannungen innerhalb des Gol ooperationsrats (GCC),"?
die entlang mehrerer sich Uberlagernder Konfliktlinien verliefen. Diese legten die be-
grenzten institutionellen Mechanismen zur Beilegung regionaler Konflikte o en. Eine
zentrale Konfliktlinie im GCC war die Politisierung religioser und konfessioneller Unter-
schiede. Der Machtkampf um regionale Vorherrschaft zwischen Saudi-Arabien und
den VAE einerseits sowie dem Iran andererseits trug zu einer Konfessionalisierung
regionaler Politik bei. Die historisch gewachsene Spaltung zwischen Sunnit:innen und
Schiit:innen entwickelte sich zu einem politischen Ordnungselement im Nahen Osten.
Katar hingegen pflegte vergleichsweise kooperative Beziehungen zu Teheran — nicht
zuletzt, um sich den Ruf eines glaubwirdigen und neutralen Vermittlers zu erhalten
(- Roberts 2017).

Die Spannung zwischen den Konfessionen tberlagerte eine zweite Konfliktlinie. Ins-
besondere die VAE betrachten die Muslimbruderschaft als existenzielle Bedrohung ftir
ihre Monarchie. Sie verfolgen eine regional ausgerichtete Strategie, um den Einfluss
der Muslimbrider einzuddmmen, indem sie Allianzen mit autoritaren Regimen und
paramilitarischen Akteuren eingehen (etwa in Agypten, Libyen und Sudan), die islamis-
tische Bewegungen ablehnen (- Steinberg 2020). Saudi-Arabien teilt diese Position
weitgehend, wahrend Katar gute Beziehungen zur Muslimbruderschaft und anderen
islamistischen Akteuren unterhélt. Gemein haben alle drei Staaten das Interesse, demo-
kratische Tendenzen im Nahen Osten zu unterdricken, um die eigene Machtlegitima-
tion nicht in Frage zu stellen.

Die auRenpolitischen Strategien der drei Monarchien stellen sich wie folgt dar: Die Aul3en-
politik Saudi-Arabiens pragt gegenwartig ein selektiver Deeskalationsansatz, verbunden
mit einer Diversifizierung internationaler Partnerschaften. Riad positioniert sich als
neutraler Vermittler, wahrend das Konigreich zugleich, wie etwa im Jemen, militarisch
aktiv bleibt. In den vergangenen Monaten brachte sich Riad als Vermittler in Konflikten
wie im Sudan, in Gaza, zwischen Pakistan und Indien sowie im Krieg in der Ukraine
ein. Gegentber Russland und China nimmt Saudi-Arabien eine neutralere Haltung ein.
Diese Rolle unterstreicht das Kénigreich durch umfangreiche humanitére Hilfsleistun-
gen in KonfliktlAnder (unter anderem Ukraine, Sudan, Jemen) - 16.

In der Golfregion
Uberlagern

sich verschiedene
Konfliktlinien
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Im Unterschied dazu verfolgen die Vereinigten Arabischen Emirate einen interventio-
nistischen Kurs in verschiedenen Konflikten und nehmen politischen Einfluss auch jen-
seits ihres unmittelbaren regionalen Umfelds (unter anderem in der Zentralafrikanischen
Republik, Marokko, Burkina Faso, Tschad und Mauretanien). Die Eindammung islamis-
tischer Kréfte, die Sorge um regionale Instabilitét sowie wirtschaftliche Interessen pragen
das militarische Engagement sowie (0 ziell bestrittene) Partnerschaften mit nicht-
staatlichen Gewaltakteuren. Die VAE setzen auf die Unterstiitzung lokaler Stellvertreter,
wenngleich auch Konfliktmeditation zu einem wichtigen Bestandteil emiratischer Auf3en-
politik gehort. Die Vermittlung mehrerer Gefangenenaustausche zwischen Russland
und der Ukraine nutzten die VAE, um sich international als Mediator zu profilieren.

Die Aul3enpolitik Katars unterscheidet sich deutlich von jener Saudi-Arabiens und der
VAE. Sie spiegelt seine geringere wirtschaftliche Starke als auch seine spezifischen
sicherheitspolitischen Herausforderungen wider. Dohas Strategie besteht darin, Kom-
munikationskanéale zwischen verfeindeten Akteuren bereitzustellen — etwa durch das
Doha Forum — und sich damit strategisch unentbehrlich zu machen. Katars Dienste
nahmen etwa Iran, die USA, die Taliban, die Hamas und Israel in Anspruch - 14. Katar

tritt zudem in der Regel im Verbund mit der Tirkei auf.

14 Friedensvermittlungen der Golfstaaten
Katar Saudi-Arabien
USA/Taliban Palastina
2014,2020 2007

Jemen Jemen

2004, 2008, 2009, 2010 2011,2019
Sudan Sudan

2008, 2009, 2010, 2011, 2017 2023
Sudan/Chad Athiopien/Eritrea
2009 2018
Dschibuti/Eritrea Libanon

2011 2007,2017-2022
Syrien Ukraine/Russland
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2021 2023

Libyen Somalia
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Somalia
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Quelle -~ 1/67
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GLOBALE SCHAUPLATZE VON KONFLIKT UND MACHTKONKURRENZ

Das Binnenverhéltnis zwischen diesen drei Staaten hat sich in rasanter Geschwindig-
keit veréandert: Bis vor kurzem bildeten Saudi-Arabien und die VAE ein Blindnis gegen
Katar, gegen das sie von 2017 bis 2021 gemeinsam mit Bahrain und Agypten eine Land-
und Seeblockade errichteten.~* Demgegeniber stellt sich gegenwaértig in den meisten
Konflikten ein deutlicher Gegensatz zwischen den VAE und Saudi-Arabien heraus.
Letzteres naherte sich seither partiell der Position Katars und anderer Staaten (unter
anderem der Turkei) an. So dominiert keine feste Lagerbildung, sondern es entstehen
fluide, konfliktbezogene Koalitionen, deren Zusammensetzung je nach regionalem
Schauplatz und Interessenlage variiert.

Machtpolitische Einflussnahme, die Konkurrenz zwischen den drei Monarchien sowie pie Golfstaaten unter-
tibergeordnete Allianzen mit anderen Mittelmachten — 16|17 18 leiten die AuRen- i:;;esr;;::::nﬁ:nde
politik der drei Golfmonarchien. Dies fiihrt dazu, dass sie rivalisierende Kriegsparteien verschiedenen Konflikten
auf verschiedenen Kriegsschaupléatzen unterstitzen. Frieden zu scha en, erscheint

hierbei eher als ein zufalliges Nebenprodukt denn als eigenstandiges Ziel (-~ Dworkin,

Loss und Puglierin 2026).

NAHER OSTEN UND NORDAFRIKA

Die NATO-Intervention in Libyen 2011 hinterliel3 ein Land in den Handen zahlreicher  pie vAE haben in
bewa neter Gruppen. Unterstiitzt von den VAE, Russland und Agypten entwickelte téiyfg”eiﬂean fnruj'gif
sich General Khalifa Haftar zum Fuhrer sdkularer Kréfte, bestehend aus ehemaligen den Konflikte in der
Gaddafi-Soldaten, anti-islamistischen Milizen und lokalen Stammen. Diese bekampfen fvaetzgjgion angeheizt
die Ubergangsregierung in Tripolis, die unter anderem von Katar und der Turkei unter-

stutzt wird. Libyen zerfiel dadurch faktisch in zwei Einflusszonen — den Westen, der

von der international anerkannten Regierung und diversen Milizen kontrolliert wird,

und den von Haftar kontrollierten Osten. Letzterer dient als strategische Basis fur mili-

tarische Aktivitaten der VAE und Russlands in Afrika (unter anderem Zentralafrikani-

sche Republik, Mali). Die VAE trugen damit nicht nur zur Destabilisierung Libyens bei,

sondern schufen einen Brickenkopf, Giber den Konflikte in der Sahelregion angeheizt

und autoritare Regime unterstiitzt werden. Dies geschieht vor allem durch emiratisch

finanzierte Transfers russischer Wa en und Sdldner.

In Gaza - F verfolgt Katar einen diplomatischen Balanceakt. Uber Jahre fungierte es
als zentraler Kommunikationskanal zwischen der Hamas einerseits und westlichen
Staaten und Israel andererseits. Trotz seiner Neutralitéat beherbergt Katar die politische
Flhrung der Hamas und finanzierte Uber lange Zeit parastaatliche Strukturen in Gaza.
Dennoch akzeptiert Israel Katar als Vermittler, weshalb sich nach dem 7. Oktober 2023
Vertreter von Hamas und Israel wiederholt in Doha trafen. Die VAE hingegen verfolgen
eine entgegengesetzte Politik. Seit dem Abraham-Abkommen von 2020, die weder Katar
noch Saudi-Arabien unterzeichneten, unterhalten die Emirate diplomatische Beziehungen
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zu Israel — auch wahrend des Gaza-Krieges — und nutzten diese Kontakte zur Lieferung
humanitérer Hilfe nach Gaza. Saudi-Arabien wiederum positionierte sich als regionaler
Flrsprecher einer pro-palastinensischen Agenda und kntipfte die Perspektive einer Nor-
malisierung der Beziehungen zu Israel an politische Zugestéandnisse mit dem Ziel einer
Zweistaatenldsung. Eine Anndherung zwischen den Golfstaaten zeigte sich in der Erkla-
rung der Arabischen Liga vom 29. Juli 2025, die alle drei L&ander unterstitzten. Sie forderte
die Entwa nung der Hamas und das Ende ihrer Herrschaft in Gaza. Katar kntipfte seine
Unterstutzung fur die Hamas stérker an Bedingungen und ruckte trotz langjéhriger Riva-
lititen néher an die Position Saudi-Arabiens und der VAE heran.

Ein dhnliches Spannungsverhéltnis zwischen Intervention und Stabilisierung zeigt sich
in Syrien, das fir geopolitische Verschiebungen im Nahen Osten von zentraler Bedeutung
ist » F. Wahrend des Kriegs (2011—2025) unterstitzten insbesondere Saudi-Arabien
und Katar sowohl verschiedene sékulare als auch islamistische und salafistische Kréafte,
darunter Jabhat al-Nusra (den Vorlaufer der Hay’at Tahrir al-Sham - HTS), mit (euro-
paischen) Wa en und Geld. Dabei war Dohas Unterstttzungsprofil deutlich starker auf
islamistische Fraktionen ausgerichtet. Die VAE unterstitzten vereinzelt politisch ge-
mafigtere Krafte gegen Assad, Uberwiegend mit Finanz- und Wa enhilfe. Fur alle drei
Lander war das vorrangige Ziel, Assad zu stlirzen, eigenen Stellvertretern zur Macht zu
verhelfen und den Einfluss des Irans zuriickzudréangen. Nach den zwischenzeitlichen
militarischen Erfolgen des Assad-Regimes — nicht zuletzt infolge der Intervention
Russlands — setzten Saudi-Arabien und die VAE auf regionale Stabilitéat und nicht mehr
auf Regimewechsel.- * Katar lehnte als einziger arabischer Staat eine Normalisierung
der Beziehungen zu Syrien ab. Nach dem Sturz Assads durch die von der Turkei unter-
stitzte HTS im Dezember 2024 reagierten Saudi-Arabien und die Emirate trotz Vor-
behalten gegeniiber den Dschihadisten pragmatisch. Um eine Riickkehr Irans nach Syrien
zu verhindern und zugleich den wachsenden Einfluss der Turkei einzudammen, beteiligen
sie sich finanziell am Wiederau au und Uben so politischen Einfluss auf die neuen
Machthaber in Damaskus aus.

Gegenuber dem Iran ist Katar aufgrund des gemeinsam betriebenen O shore-Gasfeldes
North Dome/South Pars auf gute Beziehungen angewiesen. Auch Saudi-Arabien naher-
te sich — unter Vermittlung Chinas — 2023 an den Iran an, was wohl weniger als Aus-
s6hnung denn als Form kalkulierten Risikomanagements bewertet werden muss. Die
Normalisierung der diplomatischen Beziehungen der VAE mit dem Iran ab 2022 geht
auf ein ahnliches Kalkul zuriick. So belasten territoriale Konflikte — insbesondere um
die vom Iran besetzten Inseln Abu Musa und Tunb — die Beziehungen zwischen Iran
und den VVAE dauerhaft. Nach der Bombardierung iranischer Nuklearanlagen im Juni
2025 rieten alle drei Golfstaaten den USA (und auch Israel) von weiteren Angri en auf
den Iran ab. So sahen sie die regionale Sicherheit und ihren wirtschaftlichen Wohlstand
(unter anderem Olindustrie, Tourismus, Investitionen) vor allem durch eine drohende
iranische Blockade der Stral3e von Hormus gefahrdet.

Die Politik der
Golfstaaten schwankt
zwischen Intervention
und Stabilisierung
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Der Angri der USA und Israels auf den Iran seit Februar 2026 wirkt sich nun direkt Die Golfstaaten rieten

auf alle drei Golfstaaten aus. So hat der Iran nicht nur US-amerikanische Basen bom-

den USA von weiteren
Angri en auf den Iran ab

bardiert, sondern auch kritische Energieinfrastruktur und zivile Ziele in allen drei Golf-
staaten. Diese reagierten zurtickhaltend, beschrankten sich auf die Verteidigung ihres

Staatsgebiets und sahen (bislang) von Gegenschldgen auf Ziele im Iran ab. Trotz auf3en-
politischer Divergenzen scheint der Iran-Krieg zu einer gewissen Anndherung unter den
GCC-Staaten zu fuhren. Inwiefern diese Konvergenz nachhaltig ist, bleibt abzuwarten.

DER MARITIME KORRIDOR BAB AL-MANDAB UND DAS ROTE MEER

Bab al-Mandab ist eine strategisch bedeutsame Meerenge fir den globalen Handel, die
das Rote Meer mit dem Indischen Ozean verbindet - 15. Mit dem Sudan, dem Jemen,
Athiopien und Somalia grenzen mehrere Lander mit anhaltenden Biirgerkriegen an
einen der weltweit meistbefahrenen Schi fahrtswege. Seit 2024 hat die EU die Militar-
mission Aspides gegen Angri e der Huthis in die Region entsandt, an der sich auch
Deutschland beteiligt. Dieser maritime Korridor steht auch im Zentrum der geopoliti-
schen und geo6konomischen Konkurrenz der drei Golfmonarchien, die in erheblichem
Umfang in die benannten Konflikte involviert sind (- International Crisis Group 2019).

15

Bab al-Mandab und Rotes Meer Quelle - 1/67
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Im Jemen wird das Spannungsverhéltnis zwischen den Golfstaaten besonders deutlich
- 16. Saudi-Arabien und die VAE bekampfen seit 2015 militarisch die vom lran unter-
stUtzten schiitischen Huthi. Durch Luftangri e, eine Seeblockade, eigene Bodentruppen
sowie die Unterstitzung lokaler Milizen — auch mit europdischen Wa en — trugen sie
zur Fragmentierung des Jemen bei und verschérften die humanitére Notlage, die laut
den VN zu den schlimmsten der Welt gehort. Zugleich ist Riad einer der gréf3ten huma-
nitéren Geber im Jemen (- Mutschler und Bales 2024). Saudi-Arabien unterhélt mehrere
Militarstitzpunkte im Jemen, die der Ausbildung und Koordination lokaler Milizen
dienen. Seit 2022 verfolgt Riad gegentiber dem Jemen eine gewisse Deeskalationspolitik,
indem es bilaterale Verhandlungen mit den Huthi fihrt.

Die VAE unterhalten ebenfalls Militarstitzpunkte im Jemen. Dabei stiitzen sie sich auf
Stellvertreterkrafte, darunter auch Kampfer der sudanesischen Rapid Support Forces
(RSF). Diese gehen seit 2018 auch gegen Milizen vor, die Saudi-Arabien unterstitzt —
darunter die National Security Forces sowie die mit der Muslimbruderschaft assoziierten
al-Islah Krafte. Wahrend saudische Vermittlung interne Di erenzen innerhalb des anti-
Huthi-Bundnisses friher beilegen konnte (etwa im Rahmen des Riad-Abkommens von
2019), kommt es seit 2022 zu schweren Gefechten. Diese intensivierten sich im Dezember
2025, als der von den VAE unterstiitzte Siidliche Ubergangsrat (STC) seine Kontrolle in
Richtung der dlreichen Regionen Hadramaut und Al-Mahra ausweitete. Damit tber-
schritt er eine von Saudi-Arabien gezogene rote Linie. Riad reagierte mit Luftangri en
auf Positionen des STC sowie auf Marineschi e der VAE. Die Emirate kiindigten den
Ruckzug ihrer Truppen an, ohne aber die Verbindungen zu ihren lokalen Verblindeten
einzustellen. Die aktuellen Spannungen zwischen Saudi-Arabien und den VAE o enbaren
die geopolitische Konkurrenz um die zukiinftige Nachkriegsordnung im Jemen.

Spannungen zwischen
Saudi-Arabien und den VAE
0 enbaren geopolitische
Konkurrenz im Jemen
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In Somalia kontrollieren die VAE zwei Hafen und zwei Militaranlagen (unter anderem
Berbera in Somaliland), die strategische Bedeutung fiir Lieferungen von (auch in der
EU produzierten) Wa en in den Jemen und den Sudan haben (- France24 2025). Die
Emirate finanzieren zudem die Ausbildung lokaler Sicherheitskrafte in Puntland zur
Bekdmpfung von Piraterie und Terrorismus. Somaliland und Puntland streben nach
nationaler Unabhangigkeit und befinden sich im Konflikt mit Mogadischu. Die jiingste
Anerkennung Somalilands durch Israel belastet die Beziehungen zwischen Mogadischu
und den VAE, da Letztere VerblUndete Israels sind - 17. Mogadischu wirft den Emiraten
vor, die staatliche Souveranitat Somalias zu untergraben, und warnt vor einem Abbruch
der diplomatischen Beziehungen. Gleichzeitig intensiviert Somalia seine Partnerschaft
mit Katar, welches auf die somalische Zentralregierung setzt, um dartber seine maritimen
Handelsrouten am Horn von Afrika abzusichern. Katar bildet somalische Streitkrafte in
Mogadischu aus. Daruber hinaus hegt die somalische Regierung — &hnlich wie Katar —
Sympathie fur die Muslimbruderschaft und kooperiert mit der Tiirkei, einem der engsten
Partner Katars. Aufgrund der Spannungen zwischen den VAE und Mogadischu baute
jungst auch Saudi-Arabien seine Kooperation mit der Zentralregierung aus und pocht

auf die territoriale Integritat Somalias.~®
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Auch im Sudan sind Saudi-Arabien, Katar und die VAE militérisch, finanziell und diplo-
matisch involviert. Der Sudan besitzt aufgrund seiner Lage am Roten Meer und seines
Ressourcenreichtums (Gold, Erddl und landwirtschaftliche Flachen) strategische Be-
deutung. Saudi-Arabien unterstitzt die Sudanese Armed Forces (SAF) der sudanesischen
Regierung.~° In klarer Konkurrenz leisten die VAE, die {iber drei Militarstiitzpunkte im
Sudan verfugen, unter dem Deckmantel humanitérer Hilfe militérische und finanzielle
Unterstutzung fir die Rapid Support Forces (RSF) - 18. Diese sind fur Hungersnote
und schwere Gewaltexzesse gegen die Zivilbevolkerung in Darfur verantwortlich, was
sich negativ auf das internationale Ansehen der Emirate auswirkte. Katar spielt im Sudan
eine nachgeordnete Rolle und unterstitzt die islamistischen Krafte innerhalb der suda-
nesischen Regierung. Neben humanitarer Hilfe leistet Katar vermutlich auch militérische
Unterstitzung fiur die SAF, um den Einfluss der VAE zu begrenzen. 2008 war Katar als
Vermittler im Darfur-Konflikt aktiv. Im gegenwartigen Konflikt fallen die Golfstaaten
aufgrund ihrer Parteilichkeit und ihrer Uberwiegend negativen Wahrnehmung in der
sudanesischen Bevolkerung als Vermittler aus (- Horner 2025).

18 Allianzen im Sudan Quelle - 1/67
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Das Gesamtbild in der Region runden die Beziehungen der Golfstaaten mit Eritrea und
Athiopien ab (- Ding 2024). In der Vergangenheit waren alle drei Golfstaaten in Friedensi
gesprache involviert: 2010 vermittelte Katar im Grenzkonflikt zwischen Dschibuti und
Eritrea, wahrend Saudi-Arabien und die VAE 2018 zwischen Athiopien und Eritrea ver-
mittelten. Die VAE unterhielten in Eritrea einen Militarstitzpunkt im Hafen von Assab,
den sie bis 2021 fur militarische Operationen im Jemen nutzten. Allerdings liefen jlingst
Saudi-Arabien und Katar den VAE in den wirtschaftlichen Beziehungen (vor allem Inves-
titionen) zu Eritrea den Rang ab. Ein Grund hierfir ist, dass die VAE jlngst eine Vertei-
digungskooperation mit Athiopien eingingen, das wiederum den eritreischen Hafen von
Assab als strategischen Zugang zum Roten Meer beansprucht. Die VAE belieferten zudem
Addis Abeba im Krieg gegen die Tigray People's Liberation Front (2020—2022) mit Kriegs-
gerat (unter anderem Drohnen). Da Athiopien auf den Meerzugang in Somaliland an-
gewiesen ist, ergibt sich zudem eine Allianz zwischen Athiopien, den VAE, Israel und
Somaliland. Saudi-Arabien verfolgt hingegen eine Allianz mit Eritrea, der somalischen Zen-
tralregierung und Agypten, das sich wegen des Baus des Nilstaudamms mit Athiopien
im Konflikt befindet - 17. Die strategische Spaltung entlang eines der wichtigsten glo-
balen Schi fahrtskorridore birgt das Potenzial, Weltmérkte zu stdren und bestehende
Konflikte zu verscharfen. Es ist mit einer weiteren Zunahme dieser Spannungen zu
rechnen — wie etwa gegenwirtig das Sébelrasseln zwischen Athiopien und Eritrea ver-
deutlicht. Infolgedessen scheint sich die Kooperation zwischen den VAE und Israel
(etwa in Gaza und Somaliland) zu vertiefen.

Schlussfolgerungen

Die drei Golfstaaten haben sich auf unterschiedlichen Kriegsschauplatzen als unverzicht-
bare und miteinander konkurrierende externe Machte positioniert. Das Engagement eines
Golfstaates tangiert unmittelbar die Interessen der beiden anderen. Alle drei Golfstaaten
betrachten zudem die gleichzeitige Unterstiitzung einer Kriegspartei und die Férderung von
Friedensverhandlungen nicht als Widerspruch, sondern als bloBe Instrumente, um ihre
divergierenden geopolitischen und wirtschaftlichen Interessen voranzutreiben.

Unter den drei Staaten verfolgen die VAE die aggressivste Agenda (-~ Ardemagni 2023).
So befordert ihre Unterstiitzung von Milizen (Sudan, Jemen), Séldner:innen (Zentral-
afrikanische Republik) und abtriinnigen Machtzentren (Libyen, Somalia) die Kontinuitat
von Gewaltkonflikten und lasst friedliche Beilegungen in weite Ferne riicken.

Wenngleich wir uns in diesem Beitrag auf den Nahen Osten und das Horn von Afrika
konzentrieren, zieht vor allem die Konkurrenz zwischen Saudi-Arabien und den VAE immer
weitere Kreise.” ' So stehen die VAE vor dem Abschluss eines Verteidigungsabkommens
mit der Nuklearmacht Indien. Sie reagieren damit auf das Verteidigungsabkommen, das
Saudi-Arabien jiingst mit der Nuklearmacht und dem indischen Erzrivalen Pakistan schloss
(- Nereim 2026).
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Trotz dieser Rivalitdten gibt es auch Gemeinsamkeiten in der AuBen- und Sicherheits-
politik der drei Golfstaaten. So haben sie gemein, dass sie enge Beziehungen zu den USA
pflegen und zu den frithen Unterstiitzern von Donald Trumps ,Board of Peace” gehoren.
Auch ist den Golfmonarchien — dhnlich wie Donald Trump - die Durchsetzung von Macht-
interessen wichtiger als die Einhaltung des Volkerrechts.

Der Irankrieg und dessen 6konomische Folgen am Golf kdnnten dazu fiihren, dass die drei
Golfstaaten wieder ndher zusammenriicken. Dies wird durch gemeinsame GCC-Erklarungen -
auch mit der EU - verdeutlicht. Denn alle Monarchien am Golf eint das Interesse, dass der 65
Konflikt schnell zur Ruhe kommt und kein Chaos im Iran ausbricht, um die eigene wirtschaft-

liche Prosperitdt nicht langfristig zu gefahrden. Zudem haben alle drei Lander kein Inter-

esse an der Errichtung einer Demokratie im Iran. Ein weiterer ,demokratischer Friihling® in

der direkten Nachbarschaft soll vermieden werden, da dieser die innerstaatliche Stabilitat

der Golfmonarchien tangieren konnte. SchlieBlich diirften auch alle drei Staaten angesichts

der Militarschlage aus dem Iran aufriisten, um ihre Territorialverteidigung zu starken.

Eine Einflussnahme von auBen, um die Politik der Golfstaaten in den verschiedenen Kon-
fliktregionen zu andern, gestaltet sich als immens schwierig. So haben die Bundesregierung
und die EU kaum politische Hebel in der Hand und sind selbst von Energiezulieferungen
und der wirtschaftlichen Kooperation mit den Golfstaaten abhangig. Das Friedensgutachten
unterbreitet dennoch eine konkrete und eine langerfristige Empfehlung. Konkret sollte alles
dafiir getan werden, damit die Golfstaaten aus Europa importierte Waffen — entsprechend
den europdischen Grundsatzen fiir Riistungsexporte — nicht mehr in Krisenregionen weiter-
leiten. Dabei handelt es sich iberwiegend um Kleinwaffen, Komponenten fiir gepanzerte
Fahrzeuge oder dhnliche Giiter, die die wirtschaftlichen Beziehungen kaum belasten diirften.
Bislang pocht Deutschland nicht auf eine physische Endverbleibkontrolle der an die Golf-
staaten gelieferten Waffen, wie sie rechtlich vorgesehen ist.

Uber diesen konkreten Schritt hinaus wire es fiir eine Uberwindung der Konflikte in Léndern
wie Jemen, Sudan, Syrien, Libyen oder Somalia forderlich, wenn die Gegensatze zwischen
den Golfstaaten abgebaut werden konnten. Dies erfordert von europaischer Seiter eine
kohdrente, intensive und feinfiihlige Diplomatie, die gemeinsame Interessen zwischen
den Golfstaaten auslotet und deutlich macht, dass alle drei Golfmonarchien von Frieden
weit starker profitieren als von destabilisierten Staaten und Krieg.
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Dies schlug sich auch in ambitionierten nationalen Zukunftsstrategien 4
nieder — etwa der Qatar National Vision 2030, Saudi Vision 2030 und We

the UAE 2031. Der Erfolg jener Transformationsprogramme zur Diversi-
fizierung der junger werdenden Gesellschaft und 6l- und gasabhéngigen
Wirtschaft durch Giga-Projekte (z.B. NEOM) und Sektoren mit globaler
Sichtbarkeit wie Tourismus hangt maRgeblich von regionaler Stabilitat

und Sicherheit ab. Die Luftangri e aus dem Iran fihren somit nicht nur zu
kurzfristigen 6konomischen Verlusten durch Schaden an der Energieinfra-
struktur, sondern schaden den Staaten angesichts wachsender Unsicher- 6
heiten (Ruckgang auslandischer Investitionen, ausbleibender Tourismus,

etc.) vor allem langfristig.

Der Gol ooperationsrat ist eine regionale zwischenstaatliche politische

und wirtschaftliche Union sowie ein militérisches Biindnis, dem Bahrain, 7
Kuwait, Oman, Katar, Saudi-Arabien und die VAE angehdren. Alle derzei-
tigen Mitgliedstaaten sind Monarchien

Eine Normalisierung der Beziehungen wurde erst bei Erfillung ,,nicht
verhandelbarer” Forderungen in Aussicht gestellt. Dazu verd entlichte das
Quartett 13 Forderungen, die unter anderem den Abbruch der diplomati-
schen und wirtschaftlichen Beziehungen zu Teheran und der Muslimbrider-
schaft, die SchlieBung von al-Jazeera sowie die Beendigung der tirkischen
Militarprésenz im Land beinhalteten. Dies zielte letztlich auf eine Rekali-
brierung der katarischen Regionalpolitik ab, war aber nicht nicht erfolg-
reich (- Bales 2025).

Autor:innen

Saudi-Arabien und die VAE nahmen wieder Beziehungen zu Bashar al-
Assad auf und unterstiitzten nach Jahren regionaler Isolation die Wieder-
aufnahme Syriens in die Arabische Liga im Jahr 2023.

Eine Allianz aus Saudi-Arabien, Katar, Tiirkei und Agypten forciert die
Griundung eines neuen foderalen Bundesstaates im Norden Somalias
(Northeast State), um die Unabhéngigkeitsbestrebungen von Somaliand
und Puntland einzuddmmen (- Lons 2026).

Im Rahmen seiner Saudi Vision 2030 strebt das Konigreich die Entwick-
lung der Rotmeerregion zu einem wichtigen Zentrum fir Handel und
Tourismus an. Die sich verschlechternde Lage im Sudan erschwert jedoch
die Umsetzung dieses Ziels erheblich.

Das Engagement der Golfstaaten reicht weit Giber den Nahen Osten und
das Horn von Afrika hinaus und erstreckt sich zunehmend auch auf
andere Regionen Afrikas. So tritt Katar als Vermittler im Friedensabkom-
men zwischen der Demokratischen Republik Kongo, Ruanda und der
Rebellengruppe M23 auf. Besonders die VAE investieren in sicherheitsre-
levante Strukturen, etwa durch die Kontrolle ziviler Hafen an maritimen
Knotenpunkten, durch militarische Kooperationen mit Staaten wie dem
Tschad oder durch die Unterstiitzung auslandischer Séldnergruppen wie
den russischen Africa Corps (ehemals Wagner) in der Zentralafrikani-
schen Republik.
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4 Empfehlungen

70

Multilaterale EZ-Institutionen gezielt starken
Deutschland sollte Kernbeitrage an Weltbank,
UNDP und UNHCR sichern und deren Reform-
prozess unterstitzen. Statt nationaler Alleingénge,
die Fragmentierung und Kosten erhdhen, gilt es,
Koordination und Wirksamkeit multilateraler
Programme einzufordern.

Europdische EZ ausbauen

Durch eine bessere Koordination und das Zusam-
menlegen von Ressourcen kann der Beitrag der
EU-Lander in definierten Bereichen globaler EZ
(wie etwa Gesundheit) wirkungsvoller eingesetzt
und auch das Gewicht der EU-L&nder in den ent-
sprechenden multilateralen Institutionen gestarkt
werden.

Gleichgesinnte Partner jenseits der EU suchen
Zur Bundelung von Finanzierung, Expertise und
politischer Riickendeckung sollten proaktiv
themenbezogene Koalitionen mit Gleichgesinnten
wie Kanada und Staaten des Globalen Stidens
aufgebaut werden. Gemeinsame Prioritaten,
arbeitsteilige Zustandigkeiten und abgestimmte
Botschaften erhéhen Wirkung trotz Kiirzungen.

Transaktionale Ausrichtung vermeiden

Die strategische Neuausrichtung der EZ darf nicht
dazu fuhren, dass Interessen gegen Werte plakativ
ausgespielt werden. Es muss deutlich gemacht
werden, dass nachhaltige, friedensorientierte EZ
im langfristigen Interesse aller Lander ist.

5 Nachhaltigen Frieden als Leitziel verankern

EZ muss an Standards festhalten (,,do no harm*,
SDG 16) und das Konzept nachhaltiger Frieden
im Entwicklungsdiskurs verankert bleiben.

Um Friedensengagement zu sichern, muss die
Bundesregierung zivile Fahigkeiten zur Konflikt-
bearbeitung und friedensorientierte EZ mit aus-
reichenden Ressourcen versehen.

Humanitére Hilfe starken

Es gilt, die humanitare Hilfe finanziell abzusichern
und strategisch mit der EZ und der Friedensfor-
derung zu verzahnen. Hierzu gehdren mehr flexible
Mittel, verlassliche Mehrjahreszusagen und
konsequente Ubergdnge von Nothilfe zu Wieder-
au auvon resilienten, nachhaltigen und friedens-
fordernden Strukturen.

Moglichkeitsraume fur zivilgesellschaftliche
Partnerschaften ausbauen

Bewahrte zivilgesellschaftliche Partnerschaften
im Globalen Suiden dirfen nicht den Kiirzungen
in der EZ zum Opfer fallen. Deutschland sollte
diese gezielt absichern und seine EU-Rolle nutzen,
um nationale EZ-Politik besser abzustimmen und
europaische Kohéarenz zu starken.
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NACHHALTIGER FRIEDEN /
Reset der EZ?!
Entwicklungszusammenarbeit

als Schlussel zu nachhaltigem Frieden /

Die internationale Entwicklungszusammenarbeit (EZ) befindet sich im Um-
bruch: Nach Jahren mit Mittelaufwuchs sind drastische Kiirzungen absehbar,
insbesondere in der humanitaren Hilfe. Zugleich wéachst das Aufgabenport-
folio (Klima, Migration). Angesichts geopolitischen Wandels wird die EZ
starker sicherheitspolitisch gerahmt und steht unter starkem innenpolitischen
Legitimationsdruck. Welche Rolle bleibt dem globalen EZ-System? Und gerat
der Frieden dabei — noch weiter — ins Hintertre en?

2.1 Aktueller Zustand der EZ

uch wenn die Ziele fur nachhaltige Entwicklung (Sustainable Development Goals,

SDGs) der Vereinten Nationen (VN) bis 2030 nicht vollumfanglich erreicht werden,
gab es seit 2015 in vielen Bereichen erste Erfolge. EZ beinhaltet zudem ein friedens-
forderndes Element, da Verbesserungen der Lebensbedingungen Konfliktpotenziale min-
dern und die Gefahr von Gewaltausbriichen senken kdnnen (- Fiedler et al. 2026).

Fir eine zielgerichtete und e ektive EZ ist eine ausreichende finanzielle Grundlage
zentral. Aufgrund politischer Entscheidungen steht diese derzeit wie nie zuvor in Frage.
Dabei kann in den letzten Jahren weltweit von einer Erfolgsgeschichte gesprochen werden:
So hat sich der weltweite Umfang der getatigten 6 entlichen Entwicklungshilfe (O cial
Development Assistance, ODA) - 19 im Jahr 2023 im Vergleich zu 2013 um mehr als
70% erhoht. Diese Steigerung staatlicher ODA ging mit einer Verbesserung zahlreicher
soziobkonomischer Indikatoren einher (- da Silva et al. 2026: 6). Beispielhaft steht
daftr der Bereich Gesundheit, der nicht nur von vielen anderen entwicklungsrelevanten
Faktoren (wie Infrastruktur, Zugang zu Wasser und Sanitérversorgung) beeinflusst
wird, sondern auch Voraussetzung fur individuelle und damit gesamtgesellschaftliche
Entwicklungsprozesse ist - 20. Die internationale Zusammenarbeit im Bereich Ge-
sundheit zeigt das Engagement nichtstaatlicher Akteure wie philanthropischer Stiftungen,
die jedoch den Wegfall staatlicher Mittel nicht kompensieren kénnen.
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Der Zuwachs kann nicht verdecken, dass viele Mitglieder des Entwicklungsausschusses
(DAC) der Organisation fur wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD)

wie die EU, die USA oder Japan das 1970 vereinbarte Ziel, 0,7 % ihres Bruttonational-

einkommens (BNE) fur EZ aufzuwenden, nicht erreichen. Im Jahr 2024 belief sich die

ODA der DAC-Lander auf 214,5 Mrd. US-$, was lediglich 0,34 % ihres gesamten BNE

entspricht. Besorgniserregend ist die Tendenz: Gegenlber 2023 sank die ODA um 6,0 %.

Nur vier Lander — Norwegen, Luxemburg, Schweden und Déanemark — Gibertrafen das

0,7 %-Ziel - 19.

Die selbstgesteckten
Ziele der EZ konnten
die meisten Lander
schon vor den
drastischen Kurzungen
nicht erreichen

19 ODA nach DAC-Mitgliedern (2024)

== in Prozent

== iN Mrd.
us-$ Norwegen
Luxemburg
Schweden
Danemark

Deutschland
EU-Institiutionen
Niederlande
Irland
Vereinigtes Konigreich
Schweiz

Belgien
Frankreich
Finnland

Japan
Osterrreich

DAC insgesamt

Kanada
Island
Neuseeland
Italien
Spanien
Litauen
Slowenien
Vereinigte Staaten
Lettland
Portugal
Korea

Polen

Estland
Australien
Tschechien
Griechenland
Slowakei

Ungarn

Anteil des Bruttonationaleinkommens

7,39
0,11
0,78
6,84
4,35
0,19
0,16

0,11
0,65
4,03
1,84
0,08
3,38
0,55
0,37
0,20
0,19

0,09

Quelle -~ 2/89

0,16

1,02
1,00
28,33
0,56
0,50
17,99
0,49
0,48
0,48
15,45
0,47
0,39
16,49
0,35
0,34
0,33
0,33
0,32
0,29
0,25
0,24
0,23
023
65,48
0,22
0,22
0,21
0,21
0,20
0,19
0,28 0,55 0,83 1,10
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Dieser Abwartstrend wird sich in den kommenden Jahren deutlich verstarken. So hat
die Trump-lI-Administration ihren fast vollstdndigen Riickzug aus der EZ in ihrer bis-
herigen institutionellen Form und finanziellen Ausstattung verkindet, die US-amerika-
nische Entwicklungsorganisation USAID weitgehend abgewickelt und verbleibende
Aufgaben in das AuRenministerium integriert. Vorgesehen sind Kiirzungen im zweistel-
ligen Milliardenbereich. Diese massiven Kirzungen gefahrden die globale Erndhrungs-
sicherheit, Gesundheitsversorgung sowie die Notfall- und humanitare Hilfe. VN-Orga-
nisationen wie das Welterndhrungsprogramm (WFP) und das Fluchtlingshilfswerk
(UNHCR) werden durch ausbleibende Beitrage erheblich geschwécht.

20 Entwicklung der weltweit empfangenen ODA im Gesundheitsbereich Quelle - 2/89
in Mrd. US-$

Sonstige
Private Geber

USA
Vereinigtes Konigreich
Deutschland ‘ |

1991 1993 1995 1997 1999 2001 2003 2005 2007 2009 2011 2013 2015 2017 2019 2021 2023 2025
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21 EZ, ODA, humanitare Hilfe

~Entwicklungszusammenarbeit [..] umfasst als Politikfeld
alle mit 6ffentlichen Geldern finanzierten MaBnahmen,
die auf die Forderung sozio6konomischer, politischer und
Okologisch nachhaltiger Lebensbedingungen in Ent-
wicklungslandern zielen. Der internationale Fachbegriff
,Official Development Assistance” (ODA) beinhaltet also
[insbesondere] Leistungen staatlicher Akteure, die zu
diesem Zweck Uber bilaterale, multilaterale und zivilgesell-
schaftliche Kandle an &rmere Lander vergeben werden.
[..] Unterschieden wird zudem zwischen der auf mittel-
und langfristige Wirkungen ausgerichteten EZ sowie der
kurzfristig ausgerichteten humanitaren Hilfe in Not- und

Krisensituationen. Zur langfristig ausgerichteten EZ zahlen
MaBnahmen, die auf die Forderung von Politikreformen
etwa in der Umwelt-, Bildungs- oder Gesundheitspolitik
ausgerichtet sind, sowie solche zur Forderung eines
demokratischen Staatswesens mit guter Regierungs-
fiihrung” (- Faust 2025:11). Deutsche ODA-Mittel werden
vor allem durch das Bundesministerium fiir wirtschaftli-
che Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) eingesetzt.
Auch das Auswartige Amt (AA) setzt ODA-Mittel fir huma-
nitare Hilfe, Friedensforderung, Diplomatie und zivile
Krisenbearbeitung ein, ebenso viele weitere Ministerien
fur spezifische Zwecke wie Klima- und Umweltschutz.

Mit dieser Kilirzungspolitik stehen die USA nicht allein da. Auch weitere grof3e Geld-
geber —wie Deutschland, Frankreich, die Niederlande und das Vereinigte Konigreich —
haben Kirzungen ihrer EZ-Etats umgesetzt und weitere angekiindigt. 2024 hatten
neun OECD-Mitgliedsstaaten Kiirzungen der EZ-Budgets in Héhe von 17 Mrd. US-$
fur die néchsten finf Jahre angekindigt. Die OECD prognostiziert fir 2025 einen
Ruckgang der ODA um 9 bis 17 %, zusatzlich zu dem Minus von 9 % im Jahr 2024.
Trotz geplanter Aufstockungen in Irland, Stidkorea und Spanien und dem Bekenntnis
anderer Staaten, ihr Niveau zu halten (Danemark, Norwegen, Luxemburg), wird ODA

2027 voraussichtlich auf das Niveau von 2020 zurickfallen. Den Riickgang der Beitrage
der DAC-Geber kbnnen andere EZ-Geberléander nicht kompensieren, da sich auch hier —
von einem geringeren Niveau startend — ein riicklaufiger Trend abzeichnet. Das Gesamt-
volumen der freiwillig gemeldeten ODA von Landern auf3erhalb von DAC belief sich

2024 auf 17,98 Mrd. US-$ und lag damit 3,3 % unter dem Vorjahreswert (- OECD 2026).

22 ODA, andere offizielle bilaterale Geber (2024)

in Prozent

— i Mrd. US-S Anteil des Bruttonationaleinkommens

Turkei

Quelle - 2/89

0,56

Saudi-Arabien 0,45

Vereinigte Arabische Emirate 0,37

Katar | 0,34

Malta £ 0,29

0,06
Monaco 0,26

K 0,03
Kroatien | 0,24
Rumaénien | 0,16
Bulgarien |= 0,13

0,13

Kuwait .
Aserbaidschan | 0,08
Israel % 0,06
Chinesisch Taipeh i 0,05
Zypern | 0,04
Kasachstan |75 0,02
Thailand ?’ 0,01
Lichtenstein 0

0 0,15 0,3 0,45

7,40

0,6
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DEUTSCHE EZ

Die zuvor geschilderten globalen Schwankungen spiegeln sich auch im Bundeshaushalt seit 2022 sinken

wider, wovon der BMZ-Anteil nur knapp 2 % ausmacht - 23. Deutschland verfehlte 2024
mit 0,68 % des BNE knapp die 0,7 %-Zielmarke. In absoluten Zahlen liegt Deutschland
mit 32,84 Mrd. US-$ im DAC-Lé&ndervergleich auf Platz zwei hinter den USA und avan-
ciert mit der Abwicklung von USAID zum gréf3ten Geber - 19. Der gro3te Anteil der
Ausgaben entfallt auf die bilaterale staatliche EZ. Diese machte 2025 4,8 Mrd. € aus,
entsprechend 46,5 % des Gesamthaushalts des BMZ. Sind die Ausgaben fur bilaterale EZ
bis 2021 noch stetig angestiegen (auf knapp sechs Mrd. €), sanken sie danach kontinu-
ierlich — mit Ausnahme eines kurzen Wiederanstiegs im Jahr 2023. Eine dhnliche Ent-
wicklung zeigen die Ausgaben fur multilaterale EZ, welche Unterstiitzung fur die euro-
paische EZ, Beitrage an die VN sowie andere internationale Einrichtungen umfassen.
Dagegen blieben die deutschen Aufwendungen fur Beitrage an multilaterale Entwick-
lungsbanken sowie zivilgesellschaftliches, kommunales und wirtschaftliches Engage-
ment im letzten Jahrzehnt relativ konstant.

Einen dramatischen Rlickgang gab es hingegen bei der humanitaren Hilfe, die aus Mitteln
des AA finanziert wird (Kapitel 0501 Sicherung von Frieden und Stabilitat). Die Aus-
gaben stiegen bis 2023 auf einen Hochststand von 2,7 Mrd. €, fielen danach jedoch
drastisch. 2025 liegen sie nur noch bei etwa 1 Mrd. € und haben sich damit im Vergleich
zu 2023 mehr als halbiert. Hinzu kommt eine politische Neuordnung des Bereichs in-
nerhalb des AA, um eine starkere auRenpolitische Steuerung und interessengeleitete
Ausrichtung zu erreichen. So wird die Abteilung fUr Krisenpréavention, Stabilisierung,
Friedensforderung und humanitére Hilfe voraussichtlich aufgeldst und Kernkompetenzen
in die Regionalabteilungen und die Abteilung ,,Internationale Ordnung* verlagert. Dies
héatte nicht nur zur Folge, dass humanitére Hilfe politisch an Bedeutung verliert. Es wirde
auch die strategisch ganzheitliche Ausrichtung der deutschen Friedensinfrastruktur
untergraben und das friedensstiftende Potenzial unterlaufen, das eine Verzahnung von
humanitérer Hilfe, EZ und Friedensférderung bietet.

die EZ-Ausgaben
kontinuierlich

Ein drastischer
Rickgang ist bei

der humanitaren Hilfe
festzustellen

23 Deutschlands Ausgaben fiir Entwicklungszusammenarbeit und humanitare Hilfe
in Mrd. Euro

Bilaterale EZ
Multilaterale EZ
Humanitire Hilfe
Zivilgesellschaft
Entwicklungsbanken

Quelle - 2/89
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N
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2.2 Globale Koordination der EZ

rspringlich ging es bei der EZ primar um MaRRnahmen, die Staaten und interna-
U tionale Organisationen mit dem Ziel unternehmen, die wirtschaftliche und soziale
Entwicklung in den Empfangerlandern zu beférdern. Zum wichtigsten Koordinations-
mechanismus wurde der Entwicklungsausschuss (DAC) der OECD. EZ wurde als Politik-
feld von westlichen Staaten seit den 1960er Jahren erscha en und definiert. Von An-
fang an bestimmten weniger die Bedarfe und Interessen der ,,Empféngerlander* die
entwicklungspolitischen Debatten, sondern das Bemiihen um eine Lastenteilung unter
den westlichen Industriestaaten. So konnte sich ein rein quantitativer und geberorien-
tierter Indikator wie der Umfang von 6 entlichen Mittelflissen relativ zur volkswirt-
schaftlichen Leistungsféhigkeit als wesentliches Gutekriterium guter EZ etablieren.
Entsprechend wurden private Leistungen, etwa von Nichtregierungsorganisationen
(NRO) oder Unternehmen, nicht berucksichtigt, selbst wenn sie tatséachlich im 6 ent-
lichen Auftrag EZ-Mittel verausgabten.

Wahrend die Fixierung auf die ,,ODA-Quote” zu immer neuen Debatten flhrte, welche
staatlichen Leistungen als entwicklungsrelevant anerkannt werden kdnnen (beispiels-
weise Schuldenerlass, Kosten fiir Asylbewerber:innen oder Studierende aus ,,Entwick-
lungslandern®), kam dem DAC eine wachsende Rolle in der Sammlung von Daten und
der Verstandigung Gber gemeinsame Standards zu. Zentral war die Definition des
Zuschusselements, durch das Kredite sich tGiberhaupt als EZ-Leistungen qualifizieren,
sowie die periodische Uberpriifung der Gruppe der ,,Entwicklungslander (sogenannte
DAC-Liste) und die Normierung bestimmter Praktiken (etwa bei der Lieferbindung).
Die Mitgliedslander verpflichteten sich, ihre EZ-Daten nach gleichen Standards publik
zu machen, und sich einer regelméfigen Begutachtung durch andere DAC-Mitglieds-
staaten zu unterwerfen. Die OECD verstand sich dabei nicht als Forum zur inhaltlichen
Abstimmung der EZ.

Parallel dazu agieren neben staatlichen Entwicklungsbehorden die multilateralen Ge-  Ein internationales,
berorganisationen, die aus eigenen Mitteln oder denen ihrer Mitgliedslander Entwick- ‘g';‘;:'f;‘izst
lungsprojekte und -programme durchfiihren. Neben verschiedenen VN-Organisationen sich iber Jahrzehnte
und regionalen Entwicklungsbanken kommen der Weltbank und dem Internationalen ~ ©"*/¢<"
Wahrungsfonds seit den 1980er Jahren eine koordinierende und orchestrierende Funk-

tion in der internationalen Entwicklungspolitik zu. Vor dem Hintergrund der damaligen

Schuldenkrise versuchten Strukturanpassungsprogramme beider Organisationen libe-

rale makrotkonomische Ordnungen im Globalen Stiden durchzusetzen, denen sich die

staatliche EZ anpassen musste.
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Dieses etablierte internationale EZ-System hat sich seit Mitte der 1990er Jahre veran-
dert. Das Ende des Kalten Kriegs und der mit ihm verbundenen auRenpolitischen In-
strumentalisierung von EZ ermdglichte eine starker normative Aufladung von EZ Uiber
Solidaritat hinaus. EZ fokussierte starker auf Menschenrechte, Demokratie, Geschlechter-
gerechtigkeit und Frieden. Auch gewann die Armutsbekdmpfung an Bedeutung, deutlich
sichtbar in den im Jahr 2000 verabschiedeten Entwicklungszielen der VN (Millennium
Development Goals, MDG). Mit diesem universellen Zielkatalog wurde ein globaler
Minimalkonsens Uber EZ sichtbar.

Aufgrund der Messbarkeit der Ziele wurde auch die Kluft zwischen Anspruch und tat-
séchlichem Einfluss der EZ deutlicher. Selbst bei Au ringung von 0,7 % des BNE durch
alle DAC-Geber waren die MDGs nicht zu erreichen gewesen, ebenso wenig die nach-
folgenden nachhaltigen Entwicklungsziele (Sustainable Development Goals, SDG).
Folglich wurde verstarkt ab 2002 auf die Mobilisierung des Privatsektors gesetzt und
der enge Fokus auf ODA machte Platz fiir einen neuen Ansatz. ODA sollte nun als Hebel
fur die Mobilisierung von privatem Kapital durch Unternehmen, Anleger:innen, Stif-
tungen und NRO genutzt werden. SchlieRlich rAumten die DAC-Geber mit der Pariser
Erklarung (2005) erstmals ein, dass die fehlende Wirksamkeit von ODA mit einer unzu-
reichenden Ausrichtung der EZ-Budgets an den Prioritaten der Partnerlander und der
fehlenden Abstimmung zwischen den Gebern zusammenhing.

Vor diesem Hintergrund schien der Au au eines umfassenden globalen EZ-Regimes  internationale Bemiihungen
unter Einschluss der Nicht-DAC-Staaten aus dem Globalen Suiden méglich. So gab icrﬂjf!ffﬂ Conliten
es einen breiten Konsens tber Entwicklungsziele in den SDGs und eine faktische An-  zwischen DAC und
gleichung tatsachlicher EZ-Modalititen in vielen Organisationen. Auch wenn die Landern des Globalen Stdens
DAC-Staaten selbst bereit waren, ihr traditionelles ODA-Konzept in Frage zu stellen,

scheiterte die seit 2011 aufgebaute Global Partnership for E ective Development Co-

operation (GPEDC), mit der ein globales EZ-Regime unter Einschluss der neuen Geber

errichtet werden sollte. Die Lander des Globalen Stidens hatten ihrerseits recht unter-

schiedliche EZ-Systeme aufgebaut, waren sich aber einig in der Forderung nach einer

Verankerung der EZ-Koordination bei den VN. Sie sahen das GPEDC in seiner Funkti-

onsweise (wenn auch nicht den Prinzipien) zu nah an den DAC angelehnt.

Bereits vor dem Ausstieg der USA aus der EZ Anfang 2025 war das internationale
EZ-System daher in die Krise geraten. Forderungen nach einer veranderten Konzeption
von ODA dominierten auch unter westlichen Gebern (zum Beispiel die Trennung von
armuts-, beziehungsweise wachstumsorientierten und klimaorientierten Ausgaben).
Die SDG-Zielerreichung wurde zunehmend als illusorisch betrachtet und das Framing
von EZ verénderte sich in einer Reihe von Staaten, auch in der EU.
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FOLGEN DES UMBRUCHS

Von den derzeitigen Verwerfungen im globalen EZ-System sind die Menschen in den
Empfangerlandern direkt betro en. Die drastischen Kiirzungen des USAID-Budgets
im Fruhjahr 2025 haben bedeutende globale Initiativen in Bereichen wie Gesundheit,
Erndhrung, wirtschaftliche Entwicklung, Demokratieforderung und humanitare Hilfe
erschttert. Hinzu kommen die weiteren reduzierten EZ-Zahlungen der meisten anderen
Geberlander. Empfangerlander, NRO und Entwicklungsagenturen versuchen seitdem
Strategien zu finden, um an alternative Finanzquellen zu gelangen. Philanthropische
Stiftungen wie die Gates Foundation, aber auch Stiftungen aus dem arabischen Raum
haben mit einer Erhéhung der jahrlichen Fordersummen vor allem fiir Projekte im
Gesundheitsbereich reagiert (- IHME 2025: 37).

Im Gesundheitsbereich sind die Auswirkungen des Wegfalls der USAID-Gelder am Der Gesundheitsbe-
starksten spirbar, da der grofte Anteil der Gelder nach der humanitaren Hilfe in diesen fi?aﬁtviiric;s;gﬁo_
Sektor floss und die USA der zentrale Akteur globaler Initiativen zur Bekdmpfung von  nalen Geldern stark
HIV-Aids, Polio, Tuberkulose und Malaria war. Die lokale Bevolkerung erfahrt den betro en
Wegfall von Gesundheitsdienstleistungen unmittelbar. Bereits Mitte 2025 wurde von

geschlossenen Kliniken, unterbrochenen Imp ampagnen, fehlenden reproduktiven
Gesundheitsdiensten und mangelnder Trinkwasserversorgung berichtet. In Tansania,

Eswatini und Lesotho waren 350.000 Menschen, die vorher tiber USAID HIV-Behand-

lungen erhielten, pldtzlich ohne Zugang. Laut Projektionen kénnten durch den Wegfall

der Gelder weltweit 176.000 Menschen an HIV und 62.000 an Tuberkulose sterben

(- McKoy 2025). Nahezu sechs Mio. Menschen in Kenia, Uganda und Ghana sind von

reduzierter Malariapravention betro en. Einige Studien sagen auf Grundlage von Be-

rechnungen drastische Auswirkungen auf die Erwachsenen- und Kindersterblichkeit

voraus, die durch USAID-Mittel vor allem in Afrika in den letzten Jahrzehnten signifi-

kant gesenkt worden war. Eine neue Studie in Lancet Global Health (- da Silva et al.

2026) geht von bis zu 22,5 Mio. zusatzlichen Toten bis 2030 aus, in einem Szenario mit

starken Kirzungen der Mittel fur Gesundheitszusammenarbeit — bei nicht so starken

Kirzungen von immer noch bis zu 9,4 Mio. (vermeidbaren) Toten.
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Die Kiirzungen bei der humanitéaren Hilfe zeigen sich auch im Ernédhrungsbereich: In
Nepal fehlte wahrend einer nationalen Ernédhrungskrise der Zugang zu Hilfen und Essen-
ausgaben; im Sudan schlossen 80 % der Notfallkiichen inmitten einer Hungersnot; in
Nigeria wurde ein Erndhrungshilfeprogramm fir 5,6 Mio. Kinder gestoppt. Im Bereich
der Fluchtlingshilfe musste das WFP weltweit seine Essenrationen in Fliichtlingslagern
reduzieren. Die gekiirzte humanitére Hilfe fuhrte in einem der gro3ten Flichtlingslager
Kenias, Kakuma, zu Aufstanden. Eine Umfrage vor Ort stellte einen starken Riickgang
der Kalorieneinnahme, der Erndhrungssicherheit und von Haushaltsausgaben fest.
Hinzu kommen Konsequenzen flr die lokale Wirtschaft (Deflation, Kreditverknappung)
ahnlich den Folgen einer Finanzkrise. Dies ist kein Einzelfall, wie Studien zur Volatilitat
von internationaler Hilfe belegen. Insbesondere in Situationen nach Gewaltkonflikten
und humanitéren Krisen belasten im Falle von Einbriichen der internationalen Hilfe
unterbrochene Dienstleistungen, Entlassungen und Geldmangel die lokale Wirtschaft.

Auch auf Frieden und Stabilitat wirken sich die Klrzungen der internationalen Hilfe
aus. Insbesondere abrupte Einbriche internationaler Hilfe haben in der Vergangenheit
die Wahrscheinlichkeit von Burgerkriegsausbrichen signifikant erhdht (- Nielsen

et al. 2011). Projekte im Bereich Demokratieforderung, Menschenrechtsarbeit, soziale
Kohasion und Frauenrechte leisten dartiber hinaus einen wichtigen Beitrag zum sozialen
Frieden. Sie scha en zudem Strukturen fur nachhaltiges zivilgesellschaftliches Engage-
ment. So zeigt eine Studie von 44 afrikanischen Landern sudlich der Sahara vom Februar
2026, dass die organisierte bewa nete Gewalt seit dem Riickzug von USAID um 12 %
gestiegen ist. Zeitlich verzdgert wurde ein 10- bis 14-prozentiger Anstieg an Gewalt ge-
gen Zivilist:innen durch Milizen in stark hilfeabhédngigen afrikanischen Landern im
Vergleich zu weniger abhéangigen festgestellt (» Tan et al. 2026).

Zugleich kann der Riickzug internationaler Geber Empfangerlander zu eigenen Initiativen
zwingen, die wirtschaftliche Autonomie und besseres Regieren férdern. In einigen der
Lander mehren sich Stimmen, die neuen Moglichkeiten fur eigene Ansatze in der EZ
sehen. So hat Kenia zu Jahresbeginn ein neues Wirtschaftsprogramm verkiindet, das
aus eigenen Kreditmitteln finanziert werden soll. Auch in Athiopien wird eine wirt-
schaftliche Reformagenda zur lokalen Mobilisierung lokaler Ressourcen diskutiert.
Eine positive Transformation nach dem Riickzug westlicher Geber bleibt aber hinsicht-
lich der finanziellen Handlungsspielrdume voraussetzungsvoll. So besteht zwar die
Mdoglichkeit, dass in einzelnen Landern der Wegfall internationaler Geber aufgefangen
werden kann, dies wird kurzfristig jedoch eher die Ausnahme bleiben.

Der plotzliche Ruck-
gang an EZ-Geldern ist
eine direkte Gefahr fur
den innerstaatlichen
Frieden
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2.3 EZ und Frieden: Die vernachlassigte Dimension

ie Umwalzungen im globalen EZ-System und ihre Auswirkungen auf die lokale
D Ebene stellen groRe Herausforderungen fir das Ziel eines nachhaltigen Friedens
dar. Diese sind nicht allein auf knapper werdende Mittel zurtickzufiihren, sondern
auch auf (geo-)politische Neuausrichtungen der EZ in vielen Landern. So hat das BMZ
im Januar ein Reformkonzept (- BMZ 2026) vorgelegt, das EZ im Dreiklang mit Diplo-
matie und Verteidigung denkt und starker strategisch auf sicherheitspolitische Interessen
ausrichtet. Im Zentrum stehen eine thematische Fokussierung und eine klare Priorita-
tensetzung nach Regionen und ausgewahlten Partnerlandern. Zwar ist die Forderung
von Frieden Bestandteil eines der vier Schwerpunkte, im Vordergrund steht hier jedoch
vor allem Krisenpravention, Stabilisierung und Wiederau au mit einem geografischen
Fokus auf die européische Nachbarschaft, wie die Ukraine, den Nahen Osten und Nord-
afrika sowie die Sahelzone und das Horn von Afrika. Damit werden andere Krisenherde,
wie DR Kongo und Myanmar, und Bedarfe fiir Friedensférderung von weiteren Partner-
landern (etwa Kolumbien) zukiinftig voraussichtlich nicht mehr bertcksichtigt. Dies
kann langfristig gesehen nicht nur deutschen sicherheitspolitischen Interessen zuwider-
laufen; auch die Wechselwirkungen zwischen Entwicklung und Frieden werden damit
in zahlreichen Partnerlandern zukiinftig nur unzureichend ausgeschopft.

HERAUSFORDERUNGEN FUR DEN HDP-NEXUS

Die 17 SDGs spiegeln die Erkenntnis wider, dass eine friedliche, gerechte und nachhaltige
Entwicklung nur erreicht werden kann, wenn der Zusammenhang zwischen verschie-
denen Sektoren, den damit verbundenen Problemen, aber auch Lésungsansétzen,
beachtet und mit entsprechenden zielgerichteten MaRnahmen bearbeitet wird. Die Ver-
bindung von humanitarer Hilfe, EZ und Friedensforderung im Humanitarian-Develop-
ment-Peace (HDP) Nexus, der im Nachgang zum World Humanitarian Summit 2016
entwickelt wurde, nimmt diese Erkenntnis mit dem engeren Fokus auf humanitére Krisen
und Gewaltkonflikte auf. Durch eine koharente Zusammenarbeit, die gleichzeitig un-
terschiedliche Zieldimensionen beriicksichtigt und konkrete Politiken darauf abstimmt,
sollen Bevolkerungen geschiitzt und deren Verwundbarkeiten gegentiber humanitaren
Krisen und Gewaltausbriichen abgebaut werden. Neben einer abgestimmten Koordi-
nierung zwischen den unterschiedlichen Akteuren ist eine verlassliche Finanzierung
eine weitere wesentliche Komponente in der operativen Umsetzung des HDP-Nexus —
eine aktuelle Herausforderung.

Das neue BMZ-Reform-
konzept von 2026

sieht EZ im Dreiklang
mit Aul3en- und Ver-
teidigungspolitik
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Aktuelle Daten zeigen ein Ungleichgewicht in der Umsetzung des HDP-Nexus: Die Dem Frieden wird
Friedenssaule bleibt systematisch unterfinanziert - 24. Zwar erreichten die friedens- ::/:;f:el|r|]e\;vi3n;\?wcht
bezogenen EZ-Leistungen der DAC-Mitglieder im Jahr 2023 mit 26,7 Mrd. US-$ einen  in der EZ eingeraumt
Rekordwert, doch dieser Anstieg ist fast ausschlief3lich auf die Unterstitzung fur die

Ukraine zuriickzufuihren und verdeckt insbesondere den Riickgang der Mittel flir Kon-

fliktpravention. Im Jahr 2023 flossen in Kontexten hoher und extremer Fragilitét nur

10,4 % der ODA von DAC-Mitgliedern in den Bereich Frieden, wahrend 31 % fur huma-

nitare Hilfe und 58,6 % fur Entwicklung aufgewendet wurden — ein Trend, der sich be-

reits 2021 abzeichnete (- OECD 2023: 7). Zwischen 2019 und 2023 sank die friedenst 81
bezogene ODA in fragilen Kontexten um 28 % auf 5,3 Mrd. US-$ — ein Riickgang, der in

Widerspruch zum wachsenden Bedarf an Friedensforderung steht. Besonders betro en

sind Mittel fur Konfliktpravention, die sich 2023 in fragilen Kontexten auf weniger als

4 % der gesamten ODA der DAC-Mitglieder beliefen. Die Zurickstellung langfristiger,

struktureller Friedensférderung zugunsten reaktiver Krisenfinanzierung untergrabt die

integrative Logik des HDP-Nexus. Dabei zeigen wissenschaftliche Studien einen positiven

Zusammenhang: Postkonfliktlander, die tber langere Zeit hohere Anteile friedensbezo-

gener ODA erhalten, fallen seltener in Gewalt zurtick (- Lilja et al. 2025). Zudem ist es

erheblich ginstiger, in Krisenpravention zu investieren, als in Krisenreaktion.

24 Das fehlende P im HDP-Nexus Quelle - 2/89

in Prozent Anteil 6ffentlicher Entwicklungshilfe der DAC-Lander fiir Kontexte,
die von hoher und extremer Fragilitat betroffen sind
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25 Ohne Geschlechtergerechtigkeit keine Ernahrungssicherung

Im Jahr 2024 hungerte fast jeder zwolfte Mensch welt-  dazu, dass sie bei knapper Nahrung zuletzt essen oder
weit. Besonders stark von Erndhrungsunsicherheit be-  ganz verzichten. Die Verwirklichung von SDG 2 ,,Kein
troffen sind Frauen, obwohl sie in vielen Regionen zentrale Hunger* ist daher ohne die Uberwindung geschlechts-
Akteurinnen landwirtschaftlicher Produktion und Nah-  spezifischer Ungleichheiten nicht erreichbar. Neben der
rungsmittelversorgung sind. Ursache sind tief verwurzelte Sicherstellung des Nahrungszugangs sind gerechte
strukturelle Ungleichheiten: Frauen sind haufigim Zugang Ressourcenverteilung und die gezielte Férderung von
2 zu Bildung und Gesundheitsdiensten diskriminiert. lhre  Frauen in Entscheidungspositionen ebenso entschei-

E Teilhabe an Entscheidungsprozessen ist eingeschrankt, dend wie der Abbau diskriminierender sozialer Normen.
ebenso wie ihr Zugang zu produktiven Ressourcen wie ~ Nur wenn Agrar- und Erndhrungssysteme inklusiv und
Land, Saatgut oder Finanzierung. Das mindert ihre land- geschlechtergerecht gestaltet sind, lasst sich das Recht
wirtschaftliche Produktivitdt und damit ihren Beitrag zur auf Nahrung fiir alle verwirklichen.
Ernahrungssicherung. Patriarchale Normen fiihren zudem

Auch die jahrlichen Fortschrittsberichte der VN zur Umsetzung der SDGs verzeichnen
neben einigen Erfolgen seit Jahren eine eher schleppende Umsetzung bis hin zu Riick-
schritten. Ziele wie SDG 2 - 25 und SDG 16 (Frieden, Gerechtigkeit und starke Institu-
tionen) werden bis 2030 definitiv nicht erreicht. Neben den weiterhin in vielen Landern
splrbaren Folgen der COVID-19-Pandemie machen sich die Auswirkungen des Klima-
wandels bemerkbar, die bestehende Verwundbarkeiten einzelner Bevolkerungen ver-
groRern und den Bedarf an humanitéarer Hilfe nach Wetterkatastrophen erhéhen werden.
Hinzu kommt das hohe Niveau an Gewaltkonflikten und damit verbundene Flucht-
bewegungen. Umso wichtiger ist es, durch eine koharente und auf Wirkung bedachte
EZ nicht nur die Ursachen von Konflikten zu adressieren, sondern durch die Verbesse-
rung von Lebensbedingungen die Gefahr von Gewalt und Konflikten zu verringern.

Eine wirkungsvolle Umsetzung der SDGs und des integrierten HDP-Nexus-Ansatzes
erfordern eine systemische Herangehensweise, die strukturelle Barrieren in den Blick
nimmt und potenzielle Synergien zwischen einzelnen Sektoren und damit einhergehende
Zielkonflikte identifiziert. Auf konzeptioneller und programmatischer Ebene gibt es
national wie multilateral zahlreiche Bemihungen, den HDP-Nexus zu operationalisieren.
In der Praxis muss der Ansatz aber kontextspezifisch und vor allem lokal umgesetzt
werden. Dies gilt auch fr die Friedensdimension: So mussen die jeweils spezifischen
Konfliktursachen analysiert werden und etwa mit den betro enen Akteur:innen vor
Ort geklart werden, worin ,,Frieden fur sie genau besteht. Zudem beruht nachhaltiger
Frieden in der Regel auf einer Reihe transformativer Prozesse, die strukturelle Verande-
rungen anstofRen und helfen, zugrundeliegende Konflikte zu Gberwinden. Sie kdnnen
jedoch auch neue Konfliktpotenziale entstehen lassen. Fir die Umsetzung der SDGs
allgemein und des HDP-Nexus im Besonderen sind die Faktoren ,,Lokalisierung* und
LInklusivitat” entscheidend. Daher gilt fiir eine EZ, die zunehmend die Interessen der
Geberlander in den Mittelpunkt stellt, dass ihre Wirkung zentral davon abhangen wird,
nicht nur starkere systemische Zusammenhange in den Blick zu nehmen, sondern auch
das transformative Potenzial lokaler Akteur:innen zu férdern und Friedens- und Ent-
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wicklungsprozesse, die von lokalen Gemeinschaften getragen werden, konstruktiv zu

begleiten - 26.

26

Im September 2025 veroffentlichte das US-AuBenmi-
nisterium seine ,,America First Global Health Strategy*,
in der ein Paradigmenwechsel in der US-amerikanischen
Gesundheitszusammenarbeit angekiindigt wird. Im Vor-
dergrund stehen US-amerikanische Interessen, nach
denen die USA ,safer”, ,,stronger” und ,,more prosperous”
werden sollen. Die Zusammenarbeit in der Gesundheits-
politik wird kiinftig tiber bilaterale Abkommen organisiert,
in denen Empfangerlander zusagen miissen, starker
selbst in Gesundheitsversorgung zu investieren. Gleich-
zeitig werden diese zum Austausch von gesundheitsre-
levanten Informationen (wie Krankheitserreger) und der
Nutzung US-amerikanischer Dienstleister verpflichtet.
Bis Mitte Februar wurden Absichtserkldarungen mit

16 afrikanischen Staaten abgeschlossen (- US-AuBen-
ministerium 2025).

Paradigmenwechsel in der Gesundheitszusammenarbeit

Mit der auf die jeweiligen Regierungen fokussierten
Kooperation geht der Ausschluss von multilateralen Or-
ganisationen und NRO jenseits von glaubensbasierten 2
Durchfiihrungsorganisationen einher. Der unmittelbare
Kontakt zu Partnern in lokalen Gemeinschaften, der fiir
eine effektive Umsetzung von Aufklarungs- und Impf-
kampagnen oder die Bereitstellung von grundlegenden
Gesundheitsdienstleistungen essenziell ist, geht damit
weitgehend verloren. Zudem werden notwendige Transfer-
zahlungen zur Aufrechterhaltung des bisherigen Niveaus
an Gesundheitsversorgung vermutlich wegfallen, bevor
Empfangerlander selbst die dafiir notwendigen Ressour-
cen aufgebracht haben. Fiir Lander mit niedrigem und
mittlerem Einkommen insbesondere in (Post-) Konflikt-
situationen, wird ohnehin bezweifelt, dass dies fiir sie
leistbar sein wird.

Die derzeitige Neuausrichtung der EZ hat Konsequenzen fur die praktische Umsetzung
von Friedensmissionen — eines der wichtigsten internationalen Instrumente, um nach-
haltigen Frieden in (Post-)Konfliktsituationen zu erreichen. Deutschland stellt rund
750 Personen fur derzeit laufende Missionen von den VN, der EU, der OSZE oder der

Der Rickgang der
EZ-Budgets hat
direkte Konsequenzen
fUr internationale
Friedensmissionen

NATO bereit, darunter 171 zivile Expert:innen. Die meisten davon werden im Rahmen
der EU-Beratungsmission in der Ukraine eingesetzt, aber auch das Engagement
Deutschlands bei den VN-Missionen UNIFIL im Libanon und UNMISS im Siidsudan
ist grol3. Deutschlands Beitrage zum Friedenssicherungshaushalt der VN belaufen sich
auf rund 317,1 Mio. US-$, womit das Land nach den USA (vor Trump), China und Japan
der viertgrof3te Geber fur multilaterale Friedensmissionen weltweit ist (- BMI 2025).

Wie das EZ-System stehen die Friedensmissionen selbst unter erheblichem Sparzwang.
Eine Abkehr von grol3 angelegten Friedensoperationen war bereits im letzten Jahrzehnt zu
beobachten. Die in Donald Trumps zweiter Amtszeit beschleunigten Haushaltskiirzungen
haben das VN-System in eine Liquiditatskrise gestiirzt. 2026 ist mit den starksten Ein-
schnitten in der Geschichte zu rechnen. Aufgrund verspateter oder ausbleibender Zah-
lungen der Pflichtbeitrage durch wichtige Mitgliedstaaten arbeiten die Missionen weit
unterhalb ihrer genehmigten Budgets, was sich durch Personal- und Ausgabenkiirzun-

gen auf ihre operative Tatigkeit auswirkt.
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Die strategischen und sicherheitspolitischen Folgen sind gravierend. Eine reduzierte
Prasenz vor Ort scha t Sicherheitsliicken in instabilen Regionen und schréankt die Mog-
lichkeiten ein, Wa enstillstande zu Gberwachen. Weniger Friedenstruppen und geringere
Mobilitat bedeuten, dass die Missionen Schwierigkeiten haben, lebensrettende huma-
nitare Hilfe zu leisten. Dieser zunehmende Mangel unterstreicht die Notwendigkeit eines
gestarkten Geberengagements und innovativer Finanzierungsansatze, um eine Erosion
des globalen Friedens und den Zusammenbruch humanitarer Systeme zu verhindern

- 217.

27 EZ und humanitare Hilfe in Postkonfliktgesellschaften

Die Forschung zeigt, dass EZ nach Biirgerkriegen erneu-
ter Gewalt entgegenwirken kann, indem sie Institutionen
wiederaufbaut und Ressourcen fiir die Umsetzung von
Friedensabkommen bereitstellt. Zudem kann sie Post-
konfliktgesellschaften beim Wiederaufbau ihrer Lebens-
grundlagen unterstiitzen und so die Opportunitatskos-
ten von Gewalt erhdhen. Auch kann EZ die Verséhnung
zwischen Konfliktparteien fordern. Allerdings kénnen
EZ-Mittel gepliindert werden, Verteilungskonflikte aus-
I6sen oder Krafteverhdltnisse zwischen Akteur:innen
verschieben und so Gewalt begiinstigen.

Angesichts dieser gegenlaufigen Wirkungsmechanis-
men gilt: Viel hilft nicht unbedingt viel. EZ muss gezielt
Konfliktursachen adressieren und kontextsensitiv um-
gesetzt werden, um ihr friedensstiftendes Potenzial zu
entfalten. Entscheidend ist, dass Geberlander eigene In-
teressen nicht Giber die Bediirfnisse der Empfangerlan-
der und ihrer Bevolkerungen stellen, damit EZ als Un-
terstiitzung und nicht als unerwiinschte Intervention
wahrgenommen wird.

Fir diejenigen, die ,,gute Deals* machen wollen, zahlt sich die Kiirzung von Friedenshil-
fen nicht aus, da dies Mehrkosten in der Zukunft verursacht. Um einen nachhaltigen
Einfluss zu haben, miissten in Friedensoperationen humanitéare Hilfe, Entwicklungsin-
vestitionen und politisches Engagement im Sinne des HDP-Nexus zusammengebracht
werden. Deutschland spielt als einer der grof3ten Geber weltweit eine entscheidende
Rolle dabei, mit gutem Beispiel voranzugehen und diese verschiedenen Strange koha-
renter zusammenzufuhren.
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2.4  EZ als politisches Instrument

ie aktuelle Krise der EZ allein an Finanzierungsengpassen und Budgetkiirzungen

D zu messen, greift zu kurz. Sie wurzelt tiefer, in geopolitischen Umbriichen infolge
des Ukrainekrieges und der Rivalitat mit China. Diese haben in vielen Landern zu einer
Prioritatenverschiebung zugunsten von Verteidigungsausgaben und einer starkeren Aus-
richtung der EZ an geopolitischen Interessen gefuihrt. Doch auch innenpolitisch stehen
internationale Zusammenarbeit und Multilateralismus angesichts sinkender Zustim-
mungswerte und erstarkender rechtspopulistischer Kritik vor groRem Legitimations-
druck.

Zwar wurde EZ immer schon als ,,machtpolitisches Gestaltungsinstrument* (- Klingebiel/
Sumner 2025: 29) eingesetzt. In juingerer Zeit wird sie jedoch zunehmend in auf3en-
und wirtschaftspolitische, transaktionale Logiken eingebettet, bei denen Kooperation
explizit an Gegenleistungen gekoppelt wird. Sie wird verstarkt genutzt, um kurzfristige
geostrategische Interessen zu verfolgen — etwa im Bereich der Migrationssteuerung,
der Rohsto sicherung, der AuRenwirtschaftsforderung oder der geopolitischen Posi-
tionierung. Dadurch droht eine Erosion ihres normativen Kerns.

Zwar halt der jungst vom BMZ vorgelegte Reformplan grundsétzlich an einer partner-  verstérkte trans-
schaftlichen Ausrichtung fest, die Spannung zwischen wertebasierter Solidaritats- :EZ'ST;"?B;’ZW pleibt
politik und transaktionaler Logik besteht aber fort. So ist die geografische Fokussierung Reformplan bestehen
auf Nachbarschaftsregionen innenpolitisch nachvollziehbar, greift aber zu kurz: Frieden

und Sicherheit sind globale 6 entliche Gliter, die das BMZ jenseits seiner Nachbarschaft

sowohl aus Grinden der internationalen Solidaritat im Sinne des partnerschaftlichen

Ansatzes als auch im langfristig gedachten Eigeninteresse, fordern sollte.

EZ als rein transaktionale Interessenpolitik verliert ihr transformatives Potenzial hin
zu nachhaltigem Frieden. Der Riickzug zentraler Akteure aus der EZ, wenn auch ,,auf
Raten“, verengt nicht nur internationale Handlungsspielraume, sondern spielt autori-
taren Regierungen in die Hande. Nullsummendenken zwischen einem Fokus auf Ver-
teidigung und Wirtschaft oder EZ gilt es zu Uberwinden. Fir Deutschland als bedeuten-
den Akteur in der weltweiten EZ ist es umso wichtiger, neue Moéglichkeitsraume fur
Aushandlungs- und Verstandigungsprozesse zu scha en, indem etwa eine starkere Rolle
in der Koordinierung europaischer Entwicklungspolitik eingenommen wird. Damit ist
nicht zwangslaufig ein neuer Finanzbedarf verbunden. Allein das Biindeln von bereits
vorhandenen Ressourcen und eine bessere Koordination kénnen einen wichtigen Beitrag
leisten.
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Dies ist umso wichtiger in einer Zeit, in der es in den letzten beiden Dekaden zu einer
weltweiten Diversifizierung von EZ-Gebern und Partnern gekommen ist. Neben die im
DAC zusammengeschlossenen westlichen Lénder riicken Fihrungsméchte des Globalen
Suidens wie China, Brasilien, Indien, aber auch die arabischen Golfstaaten oder die Turkei.
In ihrer EZ ist fur diese Akteure die Bezugnahme auf Stid-Stid-Kooperation von zentraler
Bedeutung. Eine Rolle spielt fur viele unter ihnen ihre ldentitat als vormals kolonisierte
Staaten des Globalen Stidens und als Empféanger von EZ-Leistungen. Fur diese Akteure
steht der Kooperations- gegentiber dem Hilfegedanken im Vordergrund, einerseits um
sich von den als paternalistisch wahrgenommenen DAC-Landern abzugrenzen, anderer-
seits um den unmittelbar (gegenseitigen) 6konomischen Nutzen von Kooperation her-
auszustellen.

Im Gegensatz zum traditionellen normativen Grundverstandnis des DAC-Regimes ist
fur diese Akteure ein transaktionaler Ansatz kein Makel. Das Portfolio dieser neuen
Geber konzentriert sich zumeist auf technische Zusammenarbeit, humanitare Hilfe oder
Pakete aus Direktinvestitionen und Krediten unter starker Einbindung der Privatwirt-
schaft. Wenig Engagement gibt es bei der strukturellen Férderung der sozialen Infrastruk-
tur (Gesundheit, Bildung), die seit den MDGs zur Prioritat vieler DAC-Geber wurde.

Waéhrend flr einige EZ-Akteure aus dem Globalen Stiden der direkte konomische Nutzen
im Vordergrund steht, sind fur andere politische Argumente von grol3er Relevanz. Hier
lassen sich drei Aspekte unterscheiden. Erstens wird EZ oder humanitére Hilfe dazu
genutzt, um Dominanz oder Hegemonieanspriiche im regionalen Umfeld zu untermauern.
EZ ist dann Teil eines umfassenden aulRenpolitischen Portfolios und wird erganzt durch
kommerzielle und militéarische Aktivitaten sowie andere Aspekte von soft power oder
religioser Einflussnahme. Beispiele hierfiir sind Saudi-Arabien und die Turkei im Nahen
und Mittleren Osten oder Lander am Horn von Afrika. EZ-Leistungen sind dabei stark
auf die Nachbarléander konzentriert. Die Turkei hat ihre Rolle als Geber internationaler
Entwicklungs- und humanitérer Hilfe in den letzten Jahrzehnten deutlich verstarkt. Im
Jahr 2024 belief sich die gesamte ODA der Tiirkei auf 7,4 Mrd. US-$ oder 0,56 % des BNE,
auch wenn ein Grof3teil hiervon fur syrische Flichtlinge im eigenen Land aufgewendet
wurde - 22. Allerdings ist auch die turkische Entwicklungshilfe seit 2020 riicklaufig
und kann daher entstehende Finanzierungsliicken durch den finanziellen Riickzug von
DAC-Léndern nicht schliel3en.

EZ-Leistungen werden zweitens eingesetzt, um eine Fiihrungsrolle fiir den Globalen
Stden auf globaler Ebene zu beanspruchen. Dies gilt sowohl fr Brasilien als auch fur
China - 28. Fir China geht es auch darum, Mehrheiten aus dem Globalen Stiden in
den VN abzusichern, um Kritik an der Menschenrechtssituation im eigenen Land abzu-
wehren.

Lander des Globalen
Sudens betreiben
EZ oft mit

weniger politischen
Konditionalitaten
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28 Chinas Entwicklungszusammenarbeit

Chinas Ansatz der globalen EZ segelt unter der Flagge
der Stid-Siid-Kooperation und wird als Partnerschaft auf
Augenhohe prasentiert. Die chinesischen Programme
sind dabei nicht an politische Konditionen (wie Demo-
kratie) gekniipft. Seit Chinas Proklamation der Neuen
SeidenstraBe (2013) wurden zahlreiche Absichtserkla-
rungen fiir neue Mega-Infrastrukturprojekte unterzeich-
net, wovon allerdings nur ein Teil realisiert worden ist.
Vor 2013 wurden die fiir Infrastrukturprojekte erforder-
lichen Kredite und Darlehen primar tiber Chinas Entwick-
lungsbanken bereitgestellt; in den vergangenen Jahren
haben vermehrt chinesische Geschéaftsbanken ihre EZ-
Aktivitaten ausgebaut. Die chinesischen Beihilfen fiir

Lander mit niedrigem und mittlerem Einkommen lagen
zwischen 2013 und 2023 relativ konstant bei etwa 0,8 Mrd.
US-S. Die geleisteten Kredite sind deutlich hoher, unter-
liegen jedoch auch groBeren Schwankungen. Den Hochst-
stand erreichten die Kredite an Lander mit niedrigem und
mittlerem Einkommen 2017 mit einem Gesamtvolumen
von 86,6 Mrd. US-S, sanken jedoch bis 2023 deutlich auf
19,1 Mrd. US-S (- Parks et al. 2025). Zunehmend zeich-
net sich ab, dass chinesische Kredite besichert werden,
wobei oftmals die Einnahmen aus den Rohstofferl6sen
der Empfangerlander oder der Zugang zu Ressourcen
als Absicherung dienen. Fiir internationale Kritik sorgen
die Vertraulichkeitsklauseln der Vertrage.

In der chinesischen Aul3en- und Entwicklungspolitik Iasst sich drittens, in den letzten

Jahren verstarkt beobachten, dass EZ zur Propagierung des eigenen Entwicklungsmo-
dells eingesetzt wird. Hierbei wird suggeriert, dass chinesische Losungen besser an die
Bedarfe des Globalen Siidens angepasst sind als die menschenrechtsorientierte EZ der
OECD-Staaten. Ein wichtiger Baustein ist die von China propagierte ldee, Frieden kén-
ne nur durch ,developmental peace’, verstanden als Wirtschaftswachstum, erreicht
werden und nicht durch strukturelle Krisenpravention oder menschliche Sicherheit.

Schlussfolgerungen

Die globale EZ steht vor einschneidenden Entscheidungen: Entweder sie verliert an
Bedeutung - oder sie erfindet sich politisch und institutionell neu. Griinde hierfiir sind
die veranderten Prioritdten vieler Geber, zusatzliche Aufgaben der vergangenen Jahre
sowie ein deutlicher Riickgang finanzieller Zusagen nahezu aller Geberlander. Ein ex-
terner Retter ist nicht in Sicht — auch nicht nach dem angekiindigten Riickzug der USA
aus zentralen Rollen. Vor diesem Hintergrund lassen sich zwei Szenarien skizzieren.

Im negativen Szenario setzen sich die Kiirzungen fort und verscharfen sich. EZ wird zum
Instrument einer national definierten Interessenpolitik. Zugleich verbreitet sich in der in-
ternationalen Gemeinschaft die Wahrnehmung, der eigene Beitrag sei zu klein, um einen
Unterschied zu bewirken. Diese Erwartung kann weitere Kiirzungsspiralen auslésen und
die Handlungsfahigkeit von EZ weiter untergraben. Fiir die deutsche EZ wiirde dies neben
zusatzlichen finanziellen EinbuBen insbesondere einen Verlust an Gestaltungsspielraum
bedeuten — mit Folgen fiir Pravention, Stabilisierung und langfristigen Wiederaufbau.
Konsequenzen fiir lokale Gemeinschaften sind unter anderem wegfallende Basisdienst-
leistungen im Bereich Gesundheit und Erndhrung sowie erhéhtes Konfliktrisiko. Die norma-
tive Dimension von EZ verschwindet.
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Im positiven Szenario werden Kiirzungen ebenfalls Realitat, doch politischer Wille eréffnet
Moglichkeitsraume, in denen gemeinsam strategische Priorisierungen fiir eine Neugestal-
tung globaler EZ ausgehandelt und umgesetzt werden. Dazu sind Partner notwendig, mit
denen sich im Sinne eines strategischen Pluralismus neue Koalitionen bilden lassen -
mindestens auf der EU-Ebene, dariiber hinaus mit interessierten Mittelmachten (z.B.
Kanada, Japan), aber auch mit Landern mittleren Einkommens, die mit eigenen Mitteln
Entwicklungsprozesse gestalten konnen. Im Mittelpunkt stiinden die Biindelung finan-
zieller Ressourcen und Expertise sowie eine arbeitsteilige Verantwortungsiibernahme
unter gleichgesinnten Akteuren. EZ kann hierbei als Hebel fiir kollektive Sicherheit im
Sinne nachhaltigen Friedens wirken.

Inhaltlich wiirde dieses Positivszenario von der deutschen Politik verlangen, iiber den BMZ-
Reformplan hinauszugehen - insbesondere mit Blick auf die Friedensdimension, die auch
im deutschen Eigeninteresse liegt. Ein Schwerpunkt wie in der reformierten BMZ-Strategie
auf die Post-Konflikt-Situationen in Syrien, der Ukraine und perspektivisch Gaza greift

zu kurz, wenn Frieden und Gewaltpravention als Querschnittsaufgabe global verstanden
werden.

Zudem droht das Ziel einer auf nachhaltigen Frieden gerichteten EZ zu scheitern, wenn
sich die Bundesregierung — wie auch andere — aus einer Férderung humanitarer Hilfe zuriick-
zieht, ohne tragfahige Uberginge zu schaffen. Notwendig ist vielmehr, die Schnittstellen
zwischen humanitérer Hilfe und EZ systematisch zu starken, um Abhangigkeiten von kurz-
fristiger Nothilfe zu reduzieren und den Aufbau resilienter Strukturen zu beschleunigen.
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Zivile Sicherheits- und Verteidigungsforschung
fordern

Zivile Sicherheits- und Verteidigungsforschung
und die Kooperation mit dem Militar erfordern
eine erhéhte Forschungssicherheit, ohne die
Wissenschaftsfreiheit zu beeintréchtigen. Verbote
(von Zivilklauseln) oder Verpflichtungen (zur Zu-
sammenarbeit mit der Bundeswehr) sind kontra-
produktiv.

Kiunstliche Intelligenz und digitale Souveranitat
starken

Deutschland und Europa sollten KI-Schlissel-
kompetenzen ausbauen und die Abhangigkeit von
den USA und China reduzieren. Dazu gehéren
Forschungs- und Innovationskapazitéaten, der
Zugang zu kritischen Rohsto en und Rechenres-
sourcen sowie resiliente Wertschopfungsketten.

Abhéangigkeit von US-Defensivsystemen
reduzieren

Die Abhéngigkeit von Abfangraketen aus US-
Bestanden sollte durch européaische Ko-Produk-
tion und koordiniertes Bestandsmanagement
verringert werden.

Stationierungsmoratorium fir Mittelstrecken-
raketen

Deutschland sollte ein Stationierungsmoratorium
fur neue landgestutzte Raketen im ehemaligen
INF-Reichweitenbereich anstreben, verbunden
mit reziproken Transparenzmafnahmen.

5 Abristungsengagement in der OVCW aufrecht-

erhalten

Deutschland sollte den Abriistungsprozess in
Syrien weiter unterstitzen. Mutmalfiliche Chemie-
wa eneinsatze Russlands in der Ukraine sollten
unabhé&ngig untersucht und internationale Initia-
tiven zur Au larung und Rechenschaftspflicht
geférdert werden.

Biowaffenkontrolle starken

Deutschland sollte den BWU-Prozess stéarken,
destruktiven Bestrebungen entgegenwirken und
den Au au eines wissenschaftlichen Beratungs-
gremiums fordern. In der Verifikation sollten K-
Anwendungen geprift und eigene, technisch
fundierte Vorschlage sowie praktische Ubungen
eingebracht werden.

Neue Proliferationsrisiken frithzeitig
thematisieren

Deutschland sollte international darauf hinwirken,
die Proliferationsrisiken hdherer Urananreiche-
rungsgrade fir neuartige Reaktorsysteme zu
thematisieren. Die Nuklearindustrie muss auf-
gefordert werden, Safeguards-Optionen bereits
wahrend der Entwicklungsphase mitzudenken.

Fir Akzeptanz von Kl in der Verifikation werben
Neue Technologien kdnnen Verifikationsverfahren
starken, mussen dafur aber international Akzep-
tanz finden. Fir die Nutzung von Kl in der Verifi-
kation kdnnte Deutschland mittels eines Work-
shops einen Prozess anstof3en, um systematisch
Mdglichkeiten und Herausforderungen zu eruieren.
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Neue Technologien bieten enorme Chancen, bergen zugleich aber erhebliche
Risiken fur Frieden und Sicherheit. Die Dual-Use-Problematik macht deutlich,
dass zivile technologische Entwicklungen auch militarische Verwendungen
haben konnen und vor Missbrauch geschtitzt werden missen. Eine zukunfts-
fahige Regulierung muss kooperativ, vorausschauend und anpassungsfahig sein —
und die Balance zwischen Freiheit der Forschung, Dynamik der Wirtschaft
und internationaler Sicherheit neu austarieren.

3.1 Technische Innovationen und Dual-Use-Problematik

issenschaftlicher und technologischer Fortschritt erd net enorme Potenziale

fur gesellschaftliche Entwicklung, wirtschaftliche Prosperitat und internationale
Kooperation. Gleichzeitig verschérft er ein grundlegendes Dilemma: Viele Technologien
besitzen einen inhdrenten Dual-Use-Charakter — sie kénnen sowohl fur friedliche, zivile
Zwecke eingesetzt als auch fur militarische oder kriminelle Anwendungen missbraucht
werden. Diese Ambivalenz macht neue Technologien zu einem zentralen Thema fur
Sicherheitspolitik und Ristungskontrolle.

Moderne Technologien — von datengetriebenen Systemen Uber vernetzte Maschinen
bis hin zu biotechnologischen Verfahren — erweitern die Handlungsmaoglichkeiten von
Staaten, nichtstaatlichen Akteuren und Individuen. Sie erméglichen eine e  zientere
Produktion, bessere Versorgung, neue Kommunikationsformen und verbesserte Krisen-
reaktion. Gleichzeitig konnen dieselben Technologien Fahigkeiten scha en, die beste-
hende Machtverhéltnisse verschieben, Proliferationsrisiken erhéhen oder neue Formen
von Gewalt und Destabilisierung erméglichen. Diese Ambivalenz wird dadurch verscharft,
dass viele Technologien in frithen Entwicklungsstadien schwer einzuschéatzen sind.
Forschung, die mit guten Absichten betrieben wird, kann unbeabsichtigte Risiken erzeu-
gen — etwa durch unvorhergesehene Nebenwirkungen, Zweckentfremdung oder Spionage
und Diebstanhl.
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Die Regulierung neuer Technologien ist besonders anspruchsvoll, weil sie sowohl deren
objektive Eigenschaften als auch die subjektiven Nutzungsabsichten berticksichtigen
muss. Klassische Instrumente wie Exportkontrollen oder nationale Genehmigungsver-
fahren geraten dabei zunehmend an ihre Grenzen: Sie reagieren oft zu langsam, sind
zu eng gefasst oder werden stark von politischen Prioritaten gepragt, sodass sie mit der
Geschwindigkeit technologischer Entwicklungen kaum Schritt halten kbnnen. Wahrend
internationale Abkommen in einigen Bereichen robuste Rahmenbedingungen bieten,
fehlen fir viele neue Technologien vergleichbare Strukturen. Stattdessen gewinnen Soft-
Law-Regime, freiwillige Standards und Formen der wissenschaftlichen Selbstregulierung
an Bedeutung — allerdings mit sehr unterschiedlichen Umsetzungsniveaus und ohne
verbindliche Durchsetzungsmechanismen. Vor diesem Hintergrund besteht die zentrale
Herausforderung darin, Innovation zu ermdglichen, ohne die damit verbundenen Sicher-
heitsrisiken zu vernachléssigen. Eine wirksame Regulierung muss daher mehrere Ziele
gleichzeitig verfolgen: Risiken und Chancen friihzeitig erkennen und transparent machen,
um Missbrauch zu verhindern; flexible und adaptive Regulierungsmechanismen scha en,
ohne Forschung und wirtschaftliche Entwicklung zu blockieren; und die Verantwortung
von Forschenden, Institutionen und staatlichen Stellen klar definieren, ohne die Birro-
kratie ins Unermessliche wachsen zu lassen.

KUNSTLICHE INTELLIGENZ

Kunstliche Intelligenz (K1) gilt als zentraler Treiber tiefgreifender wirtschaftlicher und
sicherheitspolitischer Transformationen. Vor allem Fortschritte im maschinellen Lernen
und bei grof3en Sprachmodellen (large language models, LLMSs) haben Kl von speziali-
sierten Anwendungen zu einer allgemeinen Schlisseltechnologie (general purpose
technology) gemacht, die nahezu alle Lebens- und Produktionsbereiche durchdringt —
von Verwaltung und Industrie bis zu Kommunikation, Sicherheit und Kriegsfiihrung.

Diese Entwicklung ist eng mit der politischen Okonomie ihrer materiellen Grundlagen
verknipft. Rechenkapazitaten, Daten, Chips, Halbleiter, Energie und kritische Rohsto e
sind hochgradig konzentriert und zunehmend Gegenstand geopolitischer Instrumen-
talisierung. Eigentum und Kontrolle Uber diese Ressourcen erhalten strategische Bedeu-
tung. Rivalitaten, besonders zwischen den USA und China, zeigen sich in Exportkon-
trollen, Industriepolitik, Eingri en in auslandische Halbleiterunternehmen und Konflikten
um seltene Erden.

Die massive Nachfrage nach Kl wirkt als Beschleuniger dieser Spannungen. Sie veran-
dert nicht nur das Verhalten staatlicher Akteure, sondern verschiebt auch Macht- und
Produktionsverhéltnisse, indem neue Abhangigkeiten entstehen. Europdaische Staaten
und Schlusselunternehmen wie das niederlandische ASML oder Zeiss geraten dabei
in Gefahr, ihre strategische Autonomie zu verlieren und zwischen den Machtzentren
marginalisiert zu werden.

Klassische Instrumente
der Rustungskontrolle

kénnen mit der techno-
logischen Entwicklung
kaum Schritt halten
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Besonders herausfordernd ist der ausgepragte Dual-Use-Charakter von KI. Viele Systeme, ber bual-Use-Charakter
die fur zivile Optimierung, Automatisierung oder Entscheidungsunterstiitzung entwickelt ZZ:‘:;;fl'f‘o‘:;eeief:;:r””g
werden, lassen sich ohne grundlegende technische Modifikation militarisch nutzen.

Die gleichen Modelle, die Verkehrsfllsse steuern oder industrielle Prozesse verbessern,

kénnen Zielerkennung, Logistikplanung oder Lageanalyse im militarischen Kontext

ermoglichen. Da KI Uberwiegend Software-basiert, leicht Ubertragbar und oft o en zu-

ganglich ist, greifen klassische Kontrollmechanismen — etwa Exportregime oder RUs-

tungskontrolle — nur begrenzt. Nicht einzelne Produkte, sondern abstrakte Funktionen

mussten kontrolliert werden, was angesichts global fragmentierter Wertschdpfungsketten 95
und schwer zuzuordnender Verantwortlichkeiten kaum praktikabel ist.

Diese Dual-Use-Eigenschaft verstarkt militarische Dynamiken zusatzlich. KI erméglicht
die Verarbeitung groRer Datenmengen in Echtzeit, automatisiert Entscheidungsprozesse
und erhdht damit die operative Geschwindigkeit. Besonders sichtbar wird dies bei
Drohnensystemen, die durch KI autonomer und widerstandsféhiger werden. Parallel
gewinnt KI im Cyber-Raum an Bedeutung, wo Angri e automatisiert und skaliert erfolgen.
Auch Madoglichkeiten hybrider Kriegsfihrung wachsen: Automatisierte Desinformation,
microtargeting — also die gezielte Ansprache einzelner Gruppen mit personalisierten
Botschaften — und die Manipulation 6 entlicher Diskurse werden von antiliberalen
Akteuren wie Russland genutzt und finden auch in den USA zunehmend Anwendung.
Wer K1 kontrolliert, beeinflusst damit nicht nur Méarkte, sondern auch Informations-
spharen und strategische Handlungsspielrdume.

Kl ist damit weniger neutraler technologischer Fortschritt als Verstarker machtpolitischer
Rivalitat. Regulierung stof3t dort an Grenzen, wo wirtschaftliche Interessen, militarische
Vorteile und geopolitische Konflikte dominieren. Die Dual-Use-Problematik erschwert
wirksame Kontrolle, wahrend der technologische Wettbewerb weiter eskaliert. KI wird
s0 zu einem zentralen Faktor zukinftiger Konflikt und Ordnungsfragen, der klassische
Regulierungs- und Riustungskontrollanséatze herausfordert.
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AUTONOME SYSTEME

Im Bereich der Robotik und autonomen Wa ensysteme findet — nicht zuletzt durch den
russischen Krieg gegen die Ukraine — ein kontinuierlicher technologischer Fortschritt
statt. Autonomie betri t bislang vor allem unkritische Funktionen wie selbststandige
Navigation, Routenplanung und Schwarmkoordination von Drohnen sowie boden- und
seegestitzte Systeme. Getrieben wird dies wesentlich durch den zivilen Robotiksektor:
Autonome Lieferfahrzeuge, industrielle Robotik, Logistiksysteme oder Assistenzroboter
nutzen Sensorik, Bewegungsplanung und Objekterkennung, die nahezu identisch in
militérischen Plattformen eingesetzt werden kénnen. Der Dual-Use-Charakter ist damit
strukturell angelegt.

Zunehmend kommt K1 auch bei der Zielidentifizierung zum Einsatz, etwa wenn Systeme
Tarnnetze erkennen und Bediener:innen auf mdgliche Ziele hinweisen. Die Entscheidung
Uber die Zielbekampfung liegt jedoch meist weiterhin beim Menschen, obwohl es tech-
nisch seit Jahren moglich wére, Angri sentscheidungen ganz an das System zu delegie-
ren — das heil3t vollstdndig autonome Wa en einzusetzen. Die Entwicklung in diese
Richtung halt an: Die Verwundbarkeit ferngelenkter Drohnen gegeniiber elektronischen
Gegenmal3nahmen erhoht zum Beispiel den Druck, Systeme zu entwickeln, die ohne
stabile Datenverbindung operieren kénnen. In der Ukraine werden Drohnen per Glas-
faserkabel gesteuert, was Reichweite und Flexibilitat einschréankt. Entsprechend arbeiten
Anbieter an Optionen, Drohnen vollautonom gegen spezifische Ziele — wie Radarein-
richtungen — einzusetzen, um Stérungen zu umgehen. Der deutsche Hersteller Helsing
bewirbt seine HX-2-Drohne explizit mit der Fahigkeit, dank integrierter Kl Ziele auch
ohne kontinuierliche Datenverbindung bekdmpfen zu kénnen.

Dass solche Mdglichkeiten bislang nur begrenzt genutzt werden, zeigt, dass die seit 2014 Die bisherige Zurick-
international gefiihrte Debatte tiber autonome Wa ensysteme und die Notwendigkeit Cj:uenngssgeﬁingen:e
sinnvoller menschlicher Kontrolle Wirkung entfaltet hat. Gleichzeitig mehren sich aber politisch unter bruck
Hinweise, dass diese Zuriickhaltung unter Druck erodieren kénnte — sei es durch mili- %"

tarische Notlagen oder durch Staaten, die bereit sind, vollautonome Systeme einzuset-

zen. Die jungste Auseinandersetzung zwischen dem US-Kriegsminister Pete Hegseth

und dem KI-Unternehmen Anthropic verdeutlicht dies und zeigt, dass normative Ein-

wande aus Wissenschaft, Politik oder Wirtschaft gegentiber machtpolitischen Interessen

nur begrenzte Wirkung haben.
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CYBER

Cyber-Angri e sind langst zentrale Instrumente hybrider Einflussoperationen — sowohl
in Friedenszeiten als auch in bewa neten Konflikten, etwa zwischen Indien und Pakistan.
Ihr Umfang wéchst stetig. Angreifer nutzen technologische Fortschritte, insbesondere
KI, um Operationen e zienter und wirkungsvoller zu gestalten. Die Fahigkeit, mit Kl
Schadsoftware zu entwickeln oder automatisiert Phishing-Attacken und komplexe
Angri stechniken ohne tiefes Fachwissen auszufihren, senkt die Schwelle fiir o ensive
Cyber-Fahigkeiten erheblich. Der Dual-Use-Charakter digitaler Technologien verstarkt
diese Dynamik: Dieselben KI-Modelle, die in Unternehmen zur Automatisierung oder
Fehlererkennung eingesetzt werden, kbnnen nahezu unverandert fir Cyber-Angri e
genutzt werden.

Damit verschwimmen die Grenzen zwischen Cyber-Sicherheit und Informationsopera-
tionen zunehmend zu einer Form der kognitiven Kriegsfiihrung. Ziel ist es dabei, Wahr-
nehmung und Urteilsvermdgen von Menschen durch Desinformation, deepfakes und
andere kunstlich erzeugte Medien zu beeinflussen. Wenn technische Mittel tauschend
echte Inhalte erzeugen kénnen, bricht das gemeinsame Verstandnis von Wahrheit aus-
einander — ein Zustand, der Manipulation erleichtert und demokratiefeindliche Dyna-
miken beglnstigt. Einige staatliche Akteure nutzen dies gezielt und systematisch aus.
Besonders sichtbar wird dies auf Social-Media-Plattformen, deren Regulierung trotz
Ansatzen wie dem EU Digital Services Act schwierig bleibt, da auch hier Dual-Use-Pro-
bleme bestehen: Werkzeuge zur Moderation und Personalisierung kénnen ebenso zur
Manipulation eingesetzt werden.

Mit der rasanten Verbreitung digitaler Technologien und ihrer Bedeutung fur alle gesell-
schaftlichen Bereiche geraten die zugrunde liegenden Infrastrukturen selbst zunehmend
ins Visier. Besonders deutlich zeigt sich dies an wiederholten, mutmalfilich staatlich ge-
lenkten Sabotageakten gegen Untersee-Glasfaserverbindungen, dem Ruickgrat globaler
Internetversorgung. Solche Storungsversuche nehmen sowohl in der Ostsee als auch in
der StrafRe von Taiwan zu, sind jedoch aufgrund komplexer seerechtlicher Regelungen
schwer international zu ahnden.

Cyber-Angri e und
Informationsoperationen
werden zu kognitiver
Kriegsfihrung
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BIOTECHNOLOGIE

Auch in der Biotechnologie stellen technologische Innovationen, die zunehmend von
Kl unterstiitzt werden, einen Trend dar, der sich auf die internationale Sicherheit aus-
wirken kann. Kl-gestiitzte Biodesign-Tools erméglichen inzwischen in beeindrucken-
dem Ausmal} die schnelle Vorhersage von Proteinstrukturen, die Optimierung von
Sequenzen sowie funktionelles Design. Sie beschleunigen den Fortschritt in der Medizin,
Impfsto entwicklung und industriellen Biotechnologie. Gleichzeitig senken sie die
technischen Hurden fur das Design oder die Verdnderung von biologischen Agenzien,
was die seit langem bestehenden Bedenken beziiglich des Dual-Use-Potenzials in diesem
Feld verstarkt.

Das Dual-Use-Problem ist in der Biologie besonders ausgepragt, da Forschungen, die
oft wichtige Erkenntnisse etwa fur den Gesundheitsschutz bringen, zum Teil auch fur
unfriedliche Zwecke missbraucht werden kénnten. Eine Regulierung des Forschungs-
feldes ist daher kompliziert und wird dadurch weiter erschwert, dass schadliche Eigen-
schaften oft vom Kontext abhé&ngen und auf der Ebene von Sequenzen oder Modellen
nicht leicht zu erkennen sind. Ein Protein oder genetisches Konstrukt, das an sich harm-
los erscheint, kann sich trotzdem als schadlich herausstellen, wenn es in ein lebendes
System eingebaut wird.

Zwar wurde in den letzten Jahren mehr politische Aufmerksamkeit auf diese Risiken
gerichtet, aber die Regelungen in diesem Bereich sind nach wie vor fragmentiert. Im
Unterschied zu LLMs verfligen Biodesign-Tools Gber weniger Sicherheitsvorkehrungen.
Fachleute betonen deshalb die Notwendigkeit gestufter SchutzmafRnahmen — etwa

die Kontrolle der verwendeten Trainingsdaten, Begrenzungen der verfligbaren Rechen-
leistung, verpflichtende Risikoprtfungen vor der Anwendung sowie einen kontrollierten,
nicht frei zuganglichen Zugri tber Programmierschnittstellen. Vorgeschlagen wird
zudem, Wasserzeichen in gentechnisch veranderte Sequenzen einzuftigen und die ge-
netische Attribuierung (genetic engineering attribution) zu verstarken, um von Miss-
brauch abzuschrecken und verantwortungsbewusstes Verhalten zu férdern. Allerdings
ergeben sich Bedenken hinsichtlich des freien Zugri s auf wissenschaftliche Erkennt-
nisse, der Marktmacht und des ungleichen Zugangs zur Technologie.

Derzeit gibt es keinen einheitlichen internationalen Rahmen, um den Zugang zu Hoch-
risiko-Biotools oder sensiblen Daten zu regulieren. In der EU zeigt die Biotech and
Biomanufacturing Initiative zwar ein wachsendes Bewusstsein fur die sicherheitspoli-
tischen Risiken, doch der Schwerpunkt liegt weiterhin auf Wettbewerbsfahigkeit statt
auf Rustungskontrolle. Die bestehende Liicke zwischen der Anerkennung der Risiken
und verbindlichen Regeln wird durch Forderungen nach EU-weiten Know-Your-Order-
Vorgaben besonders deutlich.
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Bestehende Regime wie das Biowa en-Ubereinkommen (BWU) tun sich schwer mit
der Verifikation, Attribuierung und Kontrolle in einem Kl-gesteuerten Forschungsfeld.
Gleichzeitig kbnnten neue technische Werkzeuge wie fortgeschrittene Bioliberwachung,
Bioforensik und Design-Attribuierung kinftig vertrauensbildende und Compliance-
MalRnahmen unterstttzen. An der Biotechnologie zeigt sich exemplarisch, wie neue
Technologien gleichzeitig neue Risiken und neue Mittel zum Management eben diese
Risiken scha en kénnen.

DUAL USE UND FORSCHUNGSSICHERHEIT

Auf nationaler Ebene verschérft sich die Dual-Use-Problematik in dem Mal3e, in dem —
angesichts der weltpolitischen Lage nicht zu Unrecht — gefordert wird, dass sich die
zivile, insbesondere universitare Forschung stérker an Sicherheits- und Verteidigungs-
forschung beteiligt. Viele Hochschulen verfiigen jedoch nicht Gber die Sicherheitsvor-
kehrungen, die verhindern, dass wissenschaftliche Erkenntnisse ausspioniert, gestohlen
oder fur militarische oder terroristische Zwecke missbraucht werden kénnen. Der
Wissenschaftsrat und andere Organisationen fordern daher den Au au oder die Starkung
institutioneller Strukturen, etwa Ethik und Sicherheitskommissionen, die das Bewusst-
sein flr Risiken sicherheitsrelevanter Forschung scharfen und die Forschungssicherheit
bei Dual-Use-Projekten erhdhen (- Wissenschaftsrat 2024; . DFG/Leopoldina 2022).

Weitergehende Forderungen, bestehende Zivilklauseln auszuweiten oder Dual-Use-
Forschung ganz zu verbieten, greifen zu kurz, weil sich die Grenze zwischen ziviler
und militarischer Nutzung in vielen Bereichen faktisch nicht ziehen lasst. Zivilklauseln
haben vor allem symbolischen Charakter: Sie erinnern an die Verantwortung der Wissen-
schaft fur den Frieden, kdnnen aber die im Grundgesetz garantierte Wissenschafts-
freiheit nicht einschranken oder Sicherheits- und Verteidigungsforschung verbieten.
Umgekehrt schiitzt die Wissenschaftsfreiheit aber auch vor einem Zwang zur Militér-
forschung oder der Verpflichtung zur Kooperation mit der Bundeswehr. Um die Sicher-
heits- und Verteidigungsforschung an deutschen Hochschulen zu férdern, ist deshalb
nicht die Abscha ung der Zivilklausel notwendig, sondern die Starkung der Forschungs-
sicherheit im Umgang mit Dual-Use-Risiken.

Bestehende Instrumente
der Rustungskontrolle
sind nicht ausreichend
fur Kl-getriebene
Biotechnologie

Die Forschungs-
sicherheit an deutschen
Hochschulen

muss erhdht werden
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3.2  Technische Innovationen und Rustungskontrolle

eue Technologien entziehen sich aufgrund ihrer Dual-Use-Qualitat tendenziell
N traditionellen Mechanismen der Ristungskontrolle. Wie steht es aber um die
bestehende Riistungskontrollarchitektur, und welche Auswirkungen haben technische
Innovationen hier?

NUKLEARE RUSTUNGSKONTROLLE

Mit dem Auslaufen des New START-Vertrags im Februar 2026 unterliegen die grof3ten
Nukleararsenale der USA und Russlands erstmals seit 1972 keinen vertraglichen Be-
grenzungen mehr. Bereits zuvor waren zentrale Elemente der bilateralen Ristungskon-
trolle — der INF-Vertrag (Verbot landgestitzter Mittelstreckenraketen) und der ABM-
Vertrag (Begrenzung von Raketenabwehrsystemen) — weggefallen. Mit New START gehen
nicht nur Obergrenzen fur Sprengképfe und Tragersysteme verloren, sondern auch die
verlésslichen Verifikations und Transparenzmechanismen, die Gber Jahrzehnte zur
Stabilisierung der nuklearen Rivalitat beigetragen hatten. Ob Washington und Moskau
informell an bisherigen Grenzen festhalten oder ein beschleunigter Ristungswettlauf
einsetzt, bleibt o en. Chinas rascher Ausbau seines Arsenals erschwert jedenfalls jede
Ruckkehr zu bilateralen Formaten.

Parallel verschéarfen regionale Konflikte die Lage. 2025 kam es zur schwersten militari-
schen Auseinandersetzung zwischen Indien und Pakistan seit Jahrzehnten. Im Juni
2025 und Marz 2026 fuhrten die USA und Israel Préaventivkriege gegen den Iran, um
unter anderem das iranische Nuklearprogramm, das o ziell zivilen Zwecken dient, zu
zerstoéren. Damit ist das 2015 ausgehandelte Abkommen tber das iranische Atompro-
gramm (JCPoA) endgiltig gescheitert: Nach der US-Kiindigung des Abkommens im
Mai 2018 unter Prasident Trump gaben 2025 auch die EU-Staaten ihre Rettungsversuche
auf. Der Iran selbst erklarte den Deal im Oktober 2025 fir nichtig.

Vor diesem Hintergrund steht die Uberpriifungskonferenz des nuklearen Nichtver-
breitungsvertrags (NVV) 2026 unter schlechten Vorzeichen. Eine Einigung erscheint
angesichts russischer Blockadehaltung und der erwartbaren Kritik vieler Staaten an
den US-israelischen Luftschldgen gegen einen (noch) nicht nuklear bewa neten Staat
unwahrscheinlich. Auch der Umfassende Teststoppvertrag (CTBT) ist geschwacht:
Russlands Riickzug 2023 und die Ankiindigung der US-Regierung 2025, nach Uber

30 Jahren wieder Nuklearwa entests in Erwagung zu ziehen, bedrohen die fortbeste-
hende Teststopp-Norm. Gleichzeitig bemiihen sich die Vertragsstaaten des NVV um
die Aufarbeitung der humanitéaren Folgen friiherer Tests — ein Ausdruck der tiefen Pola-
risierung der globalen Nukleardebatte. Das ,,nukleare Tabu* bleibt bislang zwar gewahrt,
doch seine Resilienz ist angesichts zunehmender Drohgebéarden nicht garantiert.

Die nukleare Rus-
tungskontrolle ist in
der Krise, die Prolife-
rationsrisiken steigen
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Die Proliferationsrisiken nehmen parallel zu. Die gréf3ten Gefahren gehen weiterhin
von Spaltmaterialbestanden und den Technologien des Brennsto reislaufs aus. Nach
den israelischen Angri en auf iranische Nuklearanlagen ist unklar, wo sich das auf
60 % angereicherte Uran befindet; es kdénnte flr eine primitive nukleare Explosion aus-
reichen. Zudem gibt es Hinweise auf neue iranische Anreicherungskapazitaten. Auch
andere Staaten verfolgen ambitionierte und poliferationsrelevante zivile Programme:
Saudi-Arabien und Suidkorea verhandeln mit den USA Uiber Kooperationen, die Uran-
anreicherung oder Wiederaufarbeitung einschlieRen kdnnten; Japan baut seinen
Brennsto reislauf weiter aus.

Hinzu kommen neue Reaktorkonzepte wie small modular reactors, die zu einer deut-
lichen Zunahme von Standorten flihren kbnnten — mit entsprechenden Risiken fir
Verifikation und Sicherheit in Konfliktzonen. Besonders problematisch ist der Einsatz
hoher angereicherten Urans (HALEU) in einigen Designs. HALEU liegt knapp unter-
halb der Schwelle zu wa enféahigem Material und kann mit geringem Aufwand weiter
angereichert werden; theoretisch waren sogar primitive nukleare Explosionen damit
maoglich (- Kemp et al. 2024). Da Russland derzeit der einzige kommerzielle Produzent
von HALEU ist, entstehen zudem geopolitische Abhéangigkeiten. Deutschland sollte
sich daher dafiir einsetzen, HALEU in neuen Reaktoren zu vermeiden und Verifikations-
mechanismen bereits in der Entwicklungsphase mitzudenken.

RAKETENABWEHR

Die schnelle Verbreitung moderner Raketentechnologien tGiberfordert bestehende Ab-
wehrsysteme. Neue Angri skonzepte kombinieren ballistische Raketen, Marschflug-
koérper und Drohnen, um Abwehr gezielt zu Giberwinden. Erfahrungen aus Israel und
der Ukraine zeigen, dass Raketenabwehr konventionelle Schaden mindern kann, aber
strukturellen Beschrankungen unterliegt. O ensive Technologie entwickelt sich
schneller als defensive.

Vier Faktoren bestimmen die Wirksamkeit von Raketenabwehr: Die Geographie legt
fest, was abgedeckt werden kann. Uber die Zeit erodiert die Wirksamkeit, da Abfang-
munition schneller verbraucht als ersetzt wird. Angreifer passen die Flugbahnen und
Angri smuster an. Die Fahigkeit, Starts an der Quelle zu unterbinden, entlastet die
Abfangschicht entscheidend.

Diese Faktoren wirken gegen Europa. Sein grof3es Territorium macht flachendeckenden
Schutz unmdoglich, Schlage gegen russische Startkapazitaten waren eskalationstrachtig.
Russlands Ausbau bodengestutzter Systeme seit Ende des INF-Vertrags — von Iskander
Uber Marschflugkdrper bis zum Oreschnik mit Mehrfachsprengkopfen — verschérft die
Bedrohung. Die duale Féahigkeit dieser Systeme erzeugt zusatzliche Ambiguitat. Europa-
ische Abwehr ware auf US-Abfangmunitionsbestande angewiesen, die durch laufende
Konflikte zunehmend dezimiert werden.
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Nuklearwa en veréandern die Leistungsschwelle von Raketenabwehr grundlegend: Raketenabwehr kann
Geringe Durchbruchsraten werden inakzeptabel, da ein einzelner nuklearer Tre er alle 3555&?53:&21 .
konventionellen Schaden um Groflenordnungen Ubersteigt. Nahezu perfekte Abwehr  voiistandig beseitigen
ist gegen einen Gegner mit Gegenmalinahmen nicht erreichbar. Raketenabwehr bleibt

wertvoll fir den Objektschutz, kann aber die strategische Verwundbarkeit nicht besei-

tigen. Da 0 ensive Raketentechnologie die defensive Uberholt, hangt Stabilitat weniger

von technischen Ldsungen als von Ristungskontrolle ab. Ein Moratorium fir boden-

gestutzte Systeme in der ehemaligen INF-Reichweite, Transparenzmaflinahmen und Statio-
nierungsbeschrankungen kénnten Risiken wirksamer reduzieren als jeder Ausbau

defensiver Fahigkeiten.
AUTONOME SYSTEME

Ein rechtlich verbindliches Verbot autonomer Wa ensysteme bleibt auch 2026 unrea-
listisch. Obwohl seit 2014 im Rahmen der VN-Wa enkonvention (CCW) dartber ver-
handelt wird, blockieren Definitionsstreitigkeiten und Vetos technologisch flihrender
Staaten jeden Fortschritt. Die 2019 verabschiedeten Guiding Principles sind unverbind-
lich, der aktuell verhandelte Textentwurf enthélt kein Verbot. Dennoch hat der CCW-
Prozess das Thema international sichtbar gemacht: 2024 verabschiedete die VN-Gene-
ralversammlung eine Resolution (A/RES/79/62), die die wachsenden Risiken letaler
Autonomie betont.

Die Debatte hat den VN-Rahmen inzwischen aber verlassen: Seit 2023 finden die REAIM-
Konferenzen (Responsible Al in the Military Domain) statt, in denen Industrie und
Zivilgesellschaft stéarker eingebunden sind. Dort betonen Staaten ihre Verantwortung
fur die sichere Entwicklung und Nutzung militarischer KI. Auch wurde die Global
Commission on Responsible Al in the Military Domain (GC REAIM) gegriindet. Die USA
ver0 entlichten 2024 eine Absichtserklarung (Political Declaration), die —wie REAIM —
politisch verbindliche Leitlinien formuliert, ohne ein internationales Verbot anzustreben.
2024 unterstitzten 61 Staaten einen Aktionsplan (Blueprint for Action), der menschliche
Kontrolle und Zuverléssigkeitsanforderungen festschreibt. 2025 hob die GC REAIM das
Prinzip responsibility by design hervor: Rechtliche und ethische Anforderungen sollen
schon in der Entwicklungsphase in die Systeme integriert werden.

All das zeigt, wie schwer verbindliche Rustungskontrolle angesichts des militédrischen  bie Notwendigkeit
Interesses an KI geworden ist. Gleichzeitig zeigt der wachsende normative Konsens, jigﬁrl‘:;'l':cher "
dass wenigstens geteilte Leitplanken fur militéarische KI mdglich sind. Ob diese Bestand st erkannt, doch
haben, wenn einzelne Staaten sie ignorieren und vollautonome Wa en einsetzen, j;iv%ir‘;iztz“”g pleibt
bleibt o en.
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BIO- UND CHEMIEWAFFENKONTROLLE

Technische Innovationen in der Biologie und Biotechnologie stellen die biologische
Rustungskontrolle vor besondere Herausforderungen, da sie in der Regel nutzliche An-
wendungen in der Medizin, Pharmakologie und im 6 entlichen Gesundheitsschutz
betre en, zum Teil jedoch fur unfriedliche Zwecke missbraucht werden kénnten. Dies
gilt etwa fiir manche Forschungen und Entwicklungen in der Immunologie, der Genetik
und Gentechnik, der synthetischen Biologie oder des KI-gestiitzten Biodesigns, zum
Beispiel in der Proteinforschung oder Impfsto entwicklung. Gleichzeitig bieten bio-
technische Innovationen Chancen, zum Beispiel flr verbesserten Schutz vor biologischen
Angri en oder fur ihre Untersuchung. Eine Regulierung oder Beschréankung technischer
Innovationen tiber das im Biowa en-Ubereinkommen von 1972 (BWU) angewandte
sogenannte Allgemeine Zweckkriterium hinaus ist angesichts des hohen Dual-Use-
Potenzials schwierig bis gar nicht moglich.~*

Entgegen dem globalen Negativtrend der Riistungskontrolle lassen sich fiir die Biowa en-
kontrolle einige positive Entwicklungen feststellen. Es ist Ausdruck der generellen
Unterstiitzung fiir das BWU, dass die Beteiligung an den Vertrauensbildenden MafR-
nahmen (VBM) seit einigen Jahren stetig ansteigt und dass eine wachsende Zahl an
Vertragsstaaten sich aktiv an den Diskussionen der BWU-Arbeitsgruppe beteiligt. Diese
Arbeitsgruppe, die allen BWU-Mitgliedern o ensteht, intensivierte ihre seit 2023 lau-
fenden Diskussionen im Jahr 2025 und nahm Textverhandlungen tber konkrete Schritte
und Empfehlungen zur Starkung des BWU auf. Die Frage nach der Bedeutung von
technologischen Innovationen fiir das BWU durchdringt dabei die meisten Bereiche. Im
Fokus steht vor allem die Einrichtung zweier neuer Mechanismen. Die internationale
Kooperation bei der friedlichen Nutzung der Biologie sowie zur wissenschaftlichen Be-
ratung tiber Chancen und Risiken technischer Entwicklungen fiir das BWU soll gefordert
werden. Zusatzlich soll eine neue Arbeitsgruppe eingesetzt werden, die sich dezidiert
mit dem Thema Verifikation aus politischer, rechtlicher und technischer Perspektive
befassen soll. Letzteres ist bemerkenswert, da Gesprache dartiber im BWU zwei Jahr-
zehnte lang aus politischen Grinden nicht méglich waren. Die Textverhandlungen werden
2026 fortgesetzt. Zwar besteht Uiber viele Fragen, auch zu den zuletzt genannten Malf3-
nahmen, vergleichsweise grof3e Einigkeit oder zumindest Gesprachs- und Kompromiss-
bereitschaft bei den meisten Vertragsstaaten. Der Einfluss der globalen sicherheitspoli-
tischen Lage schléagt sich aber auch in diesem Feld negativ nieder, unter anderem in
Form von fundamentalen Di erenzen sowie von destruktiven Verhandlungstaktiken
der russischen Delegation. Ob eine Einigung im Konsens méglich sein wird, ist daher
derzeit fraglich.

Bei der Kontrolle
biologischer und
chemischer Wa en
gibt es Erfolge und
Blockaden
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Auch im Bereich der chemischen Abristung féllt die Bilanz derzeit gemischt aus, und
das Feld zeigt sich sowohl in politischer als auch in technologischer Hinsicht als sehr
dynamisch. Im Laufe des Jahres 2025 verdichteten sich die Hinweise weiter, dass im
Krieg gegen die Ukraine chemische Kampfsto e eingesetzt werden. Die Organisation
fur das Verbot Chemischer Wa en (OVCW) hat in drei Untersuchungen in Kampfge-
bieten seit 2024 CS-Gas nachgewiesen. Sie war allerdings nicht befugt, den Ursprung
und die Urheber:innen eventueller Einsatze zu ermitteln. CS-Gas ist zwar als polizei-
liches Mittel zur Unruhebekampfung erlaubt, als Mittel der Kriegsfiilhrung aber durch
das Chemiewa en-Ubereinkommen (CWU) verboten. Zusétzlich beschuldigen Deutsch-
land und einige andere Staaten Russland, in der Ukraine den chemischen Kampfsto
Chloropikrin eingesetzt zu haben. Auch hier steht eine unabhéangige Bestatigung zwar
noch aus, es spricht aber Vieles dafiir, dass tatsachlich toxische Chemikalien als Wa en
im Krieg eingesetzt wurden oder werden. Solche Einséatze werden — ebenfalls unbesté-
tigt — auch dem Sudan vorgeworfen. Der Fall von Alexej Nawalny, der vermutlich 2024
zum zweiten Mal mit einem chemischen Kampfsto vergiftet wurde, zeigt, dass nicht
nur klassische Kriegseinsatze, sondern auch Attentate eine Herausforderung fur die
Chemiewa enkontrolle darstellen. Erneut zeigt sich an diesen Beispielen, dass die Mog-
lichkeiten fiir die Durchsetzung des Chemiewa enverbots begrenzt sind.

In Syrien gab es dagegen Ende 2025 eine positive Wendung. Nach Uber zehn Jahren an-
dauernder syrischer Vertragsbriiche und stagnierender Abristungsbemiihungen aufgrund
der fehlenden Kooperationsbereitschaft der Regierung unter Assad hat ihr tGberraschen-
der Sturz im Dezember 2024 die Lage grundlegend verandert. Die neue Regierung scheint
glaubhaft motiviert, das syrische Chemiewa enprogramm vollstandig abzuristen. Die
OVCW attestiert inr Kooperationsbereitschaft und konstruktive Zusammenarbeit, weist
aber auch darauf hin, dass der Abrlstungsprozess durch mangelndes Wissen lber das
Programm, die anhaltend schwierige Sicherheitslage und fehlende Ressourcen langsam
vorangeht. Immerhin konnte die OVCW ihre Inspektions- und Verifikationsaktivitaten
2025 auch vor Ort wieder aufnehmen. Diese Bemihungen werden fortgesetzt, ab Juli
2026 unter der FUhrung der neu gewahlten Generaldirektorin Sabrina Dallafior und mit
finanzieller Unterstlitzung mehrerer Staaten, auch Deutschlands.

Die Ereignisse zeigen, dass auch nach der erfolgten Vernichtung aller deklarierten Chemie-
wa enbestande Expertise in der chemischen Abriistung und Tatsachenermittlung
notwendig ist. Sie muss unter Nutzung technischer Innovationen, etwa im Bereich der
chemischen Forensik, erhalten und ausgebaut werden. Ahnlich wie in der Biologie er-
geben sich fur die Chemiewa enkontrolle zudem Herausforderungen aus Forschungen
und Entwicklungen mit Dual-Use-Potenzial, das sich unter anderem in der zunehmend
intensiven Nutzung von KI, etwa in der Medikamentenentwicklung, und durch die fort-
schreitende Automatisierung von Laborprozessen noch verstarkt.
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WELTRAUMWAFFEN

Mit dem wachsenden Innovations- und Investitionstempo im Weltraum nimmt auch  im weltraum beein-
das Konfliktpotenzial zu. Die groRte Gefahr fiir Frieden und Sicherheit entsteht dabei C;‘;i;‘;vnggzai“d‘”
weniger durch neue Wa ensysteme, als durch die zunehmende Bereitschaft, strategische miiitarische Verhalten
Risiken einzugehen, um wirtschaftliche oder politische Vorteile zu erzielen. In dicht

genutzten und wirtschaftlich wichtigen Orbitbereichen — besonders im erdnahen Orbit —

beeinflusst wirtschaftlicher Wettbewerb immer mehr militarisches Verhalten. Die

Akteure sind zunehmend geneigt, ihre eigenen Interessen durchzusetzen, statt auf Zu-

rtckhaltung oder Diplomatie zu bauen.

Klassische Rustungskontrolle, die auf das Verbot bestimmter Systeme abzielt, greift
hier kaum. Der Weltraumvertrag von 1967 untersagt lediglich die Stationierung von
Massenvernichtungswa en. FUr die Vielzahl moderner counterspace capabilities, also
militéarischer Technologien zur Zerstérung oder Beeintrachtigung von Weltraum-Akti-
vitaten, Infrastruktur oder Satelliten eines Gegners, bieten sie jedoch wenig Orientie-
rung. Dadurch entsteht ein Umfeld, in dem Regeln schwer durchsetzbar sind und es
leicht zu Konflikteskalation kommen kann. Wenn Frieden und Sicherheit im Weltraum
weniger durch einzelne Wa en als durch unkontrollierte Eskalation bedroht werden,
muss politische Zurtickhaltung wieder gestarkt werden. Mal3geschneiderte technische
und operative Standards flr Starts in sensible Orbitbereiche — mit strengeren Anfor-
derungen fiir bemannte Missionen oder strategische Satelliten — kénnten Stabilitat
scha en, ohne legitime zivile oder militarische Aktivitaten unndtig einzuschranken.
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VERIFIKATION

Dass technologische Entwicklungen einen wichtigen Beitrag zu Frieden und Sicherheit
leisten konnen, zeigt sich besonders im Bereich der Uberwachung und Verifikation von
Nichtverbreitungs- und Ristungskontrollverpflichtungen. Zwei Aspekte sind vor allem
Zu nennen.

In der Sensorik hat es in den vergangenen Jahren erhebliche Fortschritte gegeben. Die
Zahl kommerzieller und staatlicher Satelliten ist stark gestiegen, ebenso ihre rdumliche
und spektrale Aufldsung. Heute kann nahezu jeder Punkt der Erde im Abstand weniger
Stunden erfasst werden (- Moric 2022). Diese Daten stehen nicht mehr nur Regierungen
und internationalen Organisationen zur Verfliigung, sondern zunehmend auch zivilge-
sellschaftlichen Akteuren — ein Trend, der als societal verification die Transparenz inter-
nationaler Verpflichtungen starkt.

Parallel wachst die Menge an Daten, die fur Verifikationszwecke genutzt werden kénnen. «i wird zentrale Rolle
Die Internationale Atomenergiebehdrde betreibt inzwischen tiber 1.300 Uberwachungs- I/“v;\f;'sft':f;t';’:dsuber
kameras. Kl-gestiitzte Analyseverfahren werden kiinftig eine zentrale Rolle spielen, wachung und Friedens-
um groRe Datenmengen e  zient auszuwerten. KI kann zudem in Bereichen wie Wa en- ™ssonenspieten
stillstandstiberwachung oder Friedensmissionen eingesetzt werden — hier wurden

bereits erste Systeme genutzt (-~ Unruh und Géttsche 2026). Voraussetzung fur ihren

Einsatz ist jedoch Vertrauen in die Werkzeuge selbst. Ansatze wie ,,Explainable Al*

sollen nachvollziehbar machen, wie KI-Systeme zu ihren Bewertungen gelangen, exis-

tieren aber nur fur einige wenige Bereiche.

Da sich insbesondere KI-Technologien rasant weiterentwickeln und technologischer
Ruckstand schwer aufzuholen ist, missen Staaten, die zukinftige internationale Verifi-
kationsregime mitgestalten wollen, friihzeitig investieren: Sowohl in technische Fahig-
keiten als auch in die Kompetenz, neue Technologien verantwortungsvoll in Kontroll-
mechanismen einzubinden.
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Schlussfolgerungen

Neue Technologien verscharfen die Dual-Use-Problematik und unterlaufen vielfach klassi-
sche Riistungskontrollmechanismen. Zugleich eréffnen sie Chancen fiir bessere Uberwa-
chung, Verifikation und internationale Kooperation. Bislang erfolgt die Regulierung von
Dual-Use-Technologien vor allem {iber nationale Exportkontrollen und internationale
Soft-Law-Regime wie das Wassenaar-Arrangement oder die Australische Gruppe. Diese
Instrumente schaffen Transparenz und sollen verhindern, dass sensible Technologien in
die Hande nicht vertrauenswiirdiger Akteure gelangen. Gleichzeitig bleiben sie politisch
gepragt, liickenhaft und schwer anpassbar an rasante technologische Entwicklungen.
Dies gilt insbesondere bei unterstiitzenden Technologien wie K, die sich nicht klar einem
von den genannten Instrumenten abgedeckten Technologiebereich zuordnen lassen.

Fiir bestimmte Waffen existieren verbindliche internationale Verbote (BWU, CWU, NVV),
die erhalten und gestarkt werden sollten. Doch auch hier bleibt ein Spannungsverhaltnis
zwischen Nichtverbreitung und internationaler Kooperation bestehen, etwa beim Aus-
tausch von Wissen und Technologien fiir friedliche Zwecke.

Weil technologische Innovation schneller voranschreitet als politische Regulierung, geraten
bestehende Riistungskontrollregime unter Druck. Neue Technologien entziehen sich
haufig ganz der Verregelung. Um Wirkung zu entfalten, muss Ristungskontrolle flexibler,
technologisch informierter und praventiver werden, etwa durch responsibility by design,
technische Verifikationswerkzeuge und internationale Standards.

Europa steht vor besonderen Herausforderungen, weil es technologisch abhangig, geo-
graphisch exponiert und in einer prekaren Sicherheitslage ist. Europa sollte gezielt in
technische Verifikationskapazitaten investieren — darunter Kl-gestiitzte Monitoring-Instru-
mente und Anséatze gesellschaftlicher Verifikation —, die sich unilateral entwickeln und
einsetzen lassen. Ergdnzend empfiehlt sich die Verfolgung eng umrissener vertrauens-
bildender MaBnahmen, etwa eines Moratoriums fiir Systeme im INF-Reichweitenbereich,
flankiert durch robuste Transparenzbestimmungen.

Artikel | des BWU definiert biologische Kampfsto e und Wa en {iber
ihren Verwendungszweck und verbietet Aktivitaten, Materialien und
Ausrustungen dann, wenn sie nicht fur Schutz-, Vorsorge- oder sonstige
friedliche Zwecke gerechtfertigt sind.
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Zentrale Rolle der VN in Nationaler Sicherheits-
strategie verankern

Deutschlands nationale Sicherheit ist ohne Wah-
rung der Charta der Vereinten Nationen (VN)
nicht zu erreichen. Die Férderung deutscher In-
teressen innerhalb der VN und die Verteidigung
des Volkerrechts missen daher zentrale Bestand-
teile der Nationalen Sicherheitsstrategie werden.

Kleine und mittlere Staaten erméchtigen
Die VN sind handlungsunféhig, wenn sie nur vom
guten Willen der GroBméchte abhéngen. Deutsch-
land muss deshalb jene VN-Organe starken, die auf
der Zusammenarbeit kleiner und mittlerer Staaten
sowie auf dem Mehrheitsprinzip beruhen.

Dem VN-Bashing entgegentreten

Die VN erfullen wichtige Funktionen zur Bewal-
tigung globaler Herausforderungen. Die Bundes-
regierung sollte diese Leistungen sowohl innen-
politisch als auch international demonstrativ
unterstreichen und GroBmachtpolitik klar als
Ursache institutioneller Blockaden benennen.

VN-Monopol zur Regelung des Weltfriedens
verteidigen

Alternative Strukturen und kurzfristige Initiativen
wie das ,,Board of Peace* von Donald Trump unter-
graben den Zusammenhalt der internationalen
Gemeinschaft und verdienen konsequente Ableh-
nung. Préazedenzfalle illegitimer Autoritét missen
verhindert werden.

Kompetenzen der Generalversammlung ausbauen
Reformbemihungen missen sich auf die Starkung
der Kompetenzen der VN-Generalversammlung
konzentrieren, etwa durch Ausweitung des ,,Uniting
for Peace*-Mechanismus. Deutschlands Streben

10

nach einem stéandigen Sitz im VN-Sicherheitsrat
ist daftir kontraproduktiv.

Prinzip ,,Engagement erhéht Einfluss*
durchsetzen

Deutschland kann den Verlust wichtiger VN-
Finanzgeber nicht allein kompensieren. Aber mit
anderen Mittelméchten kann es eine Sponsoren-
koalition bilden und diesen Hebel politisch
nutzen und Verantwortung tbernehmen.

VN-Friedensbemihungen regionalisieren
Die VN haben bereits damit begonnen, ihre
Friedensinstrumente dezentral umzusetzen.
Gemeinsam mit anderen Regionalmachten
sollten die Européer einen Aktionsplan fir
Subsidiaritat unter Einbeziehung regionaler
Organisationen initiieren.

VN-Friedensarbeit organisatorisch integrieren
Die laufende Straffung der VN-BUrokratie sollte

genutzt werden, um die administrative Aufteilung
zugunsten eines integrierten Ansatzes zu beenden.

Verlasslich zur Friedenssicherung beitragen
Deutschland ist ein wichtiger Akteur fir die VN-
Friedenssicherung. Zuverlassige und zeitnahe
Beitragszahlungen sind daher unerlasslich.

Schlanke und lokal verankerte Friedens-
bemUhungen vorantreiben

Deutschland sollte bei der Reform der VN-
Friedenssicherung schlanke Mandate unter-
stutzen, die auf einer lokal verankerten
Arbeitsteilung basieren und auf die jeweiligen
Herausforderungen und Bedurfnisse zuge-
schnitten sind.
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Die Vereinten Nationen (VN) durchleben eine historisch kritische Phase,

da eine neue Ara der GroRmachtrivalitat ihre Autoritat untergrabt. Durch das
Vetorecht der Groiméachte in Konflikten wie in der Ukraine und in Gaza lahm-
gelegt, verkiimmert der Sicherheitsrat zur Echokammer internationaler Krisen.
Gleichzeitig bedrohen die massiven Finanzklrzungen und die Scha ung alter-
nativer politischer Foren durch die Trump-Regierung das Kernmandat der VN,
den Weltfrieden zu sichern.

4.1  Die Krise der VN aufgrund von Grol3machtrivalitaten

m Jahr 2026 dréangt sich eine Auseinandersetzung mit der existenziellen Krise der

VN mehr denn je auf. Gegrindet nach dem Zweiten Weltkrieg, um den Weltfrieden
zu sichern, sieht sich die Staatengemeinschaft mit einer beispiellosen Haufung von
Krisen und Kriegen konfrontiert. Es gelingt ihr kaum, kollektive MaRnahmen zu ergreifen
und bewa nete Konflikte wirksam zu verhindern, zu deeskalieren oder zu lI6sen. Aktuell
sieht sie sich zudem durch die Vereinigten Staaten unter Donald Trump existenziell unter
Druck gesetzt. Washington hat sich aus wichtigen VN-Organisationen zuriickgezogen,
Finanzmittel gekiirzt und umgeht zunehmend VN-Regelwerke zugunsten bilateraler
Abkommen. Diese Dynamik verdistert die Aussichten fir eine nachhaltige globale
Friedensordnung.

Kritik ist fur die VN in ihrer 80-jahrigen Geschichte nichts Neues, und sie ist teilweise  zuden Vereinten
berechtigt. Doch ist sie heute tiefgreifender, ohne dass tragfahige Alternativen sichtbar E:;'g:l;‘egﬁtee;:tﬁ'v”j
wadren, wie gemeinsame Regeln, Repréasentation und souverane Gleichheit unter den ge-

gebenen Bedingungen besser gewahrleistet werden kdnnten. Die Erhaltung und Reform

der VN ist daher eine dringende politische Notwendigkeit und braucht Unterstiitzung

durch breite Bevolkerungsschichten, Mittelméchte und Lander des Globalen Stdens.

Dies betri t den Bereich der Konflikt- und Krisenbewaltigung ganz besonders. Die aktu-

ellen Ereignisse — vom Krieg in der Ukraine und dem Gaza-Konflikt tber die katastro-

phalen humanitéren Krisen im Jemen und im Sudan bis hin zum Regimewechsel in

Venezuela und dem Fléachenbrand im Krieg gegen das iranische Regime — unterstreichen:
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Wenn die VN an den Rand gedrangt werden, haben mittelgroRe und kleine Staaten nur
noch begrenzte Moglichkeiten, ihre Interessen und Werte zu wahren.

EIN BLOCKIERTER SICHERHEITSRAT

Der VN-Sicherheitsrat ist zu einem Sinnbild der Frustration geworden. In einer Zeit, in
der entschlossenes gemeinsames Handeln geboten ist, steht er im Abseits. Die Lahmung
0 enbart einen grundlegenden Konstruktionsfehler der VN: ihre Abhé&ngigkeit vom
Kooperationswillen der standigen Mitglieder des Rates. In einer Zeit verscharfter geo-
politischer Rivalitaten wird er am meisten gebraucht, féllt jedoch den Partikularinter-
essen der standigen Mitglieder zum Opfer, die nicht einmal davor zuriickschrecken,
selbst 0 en gegen die VN-Charta zu verstoR3en.

Die Kriege in der Ukraine und im Gazastreifen machen dieses Versagen des Sicherheits-
rates auf drastische Weise deutlich - F. Vier Jahre nach Beginn des Krieges zwischen
Russland und der Ukraine, der einen eklatanten Verstol3 gegen das in der VN-Charta
verankerte Verbot von Angri skriegen und territorialen Eroberungen darstellt, wurden
nur zwei Resolutionen dazu verabschiedet. Die erste, im Februar 2022, verwies die
Angelegenheit an die Generalversammlung. Die zweite, die im Februar 2025 verabschiedet
wurde, bestand aus einem einzigen vagen Absatz. Darin wurde ,,ein rasches Ende des
Konflikts* gefordert, ohne Verantwortlichkeiten zuzuweisen, einen Riickzug zu verlangen,
Friedenssicherung einzuleiten oder Mal3nahmen zum Schutz der Zivilbevolkerung oder
zur Gewadhrleistung des humanitaren Zugangs zu ergreifen — trotz des umfangreichen
daflr vorgesehenen Instrumentariums der VN.

Ganz é&hnlich verhielt sich der Sicherheitsrat auch in Bezug auf Gaza. Seit Oktober 2023
haben die Vereinigten Staaten sieben Resolutionsentwiirfe abgelehnt, die sie als kritisch
gegentber Israel empfanden. Darunter waren solche, die sich mit Fragen des Wa en-
stillstands, einer VN-Mitgliedschaft Paldstinas und humanitérer Hilfe im Gazastreifen
befassten. In den wenigen angenommenen Resolutionen wurden der Wortlaut abge-
schwécht und substanzielle Ma3nahmen entfernt, damit sich die USA enthalten. Im
November 2025 verabschiedete der Rat die Resolution (S/RES/2803), die den ,,Umfassen-
den Plan zur Beendigung des Gaza-Konflikts* der USA billigte, einschlieRlich der Ein-
richtung eines Friedensrats und der Mandatierung einer voribergehenden internatio-
nalen Stabilisierungstruppe. Auch wenn dies die Bedeutung der VN fiir die Legitimierung
von Friedensabkommen unterstreicht, zeichnet sich ab, dass die Trump-Regierung den
neuen ,,Friedensrat* nutzen will, um die VN Uber den Nahostkonflikt hinaus zu margi-
nalisieren. Im Wesentlichen erlaubt die Resolution MalBnahmen unter Fiihrung der USA
aulRerhalb der etablierten Mechanismen und Grundsétze der VN.
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Da der Sicherheitsrat nicht tatig wurde, haben andere Organe der VN versucht, im Rah-
men ihres Mandats zu reagieren, allerdings mit begrenzten Befugnissen und Ressourcen.
Der Internationale Gerichtshof (IGH) hat in beiden Konflikten vorlaufige MaRnahmen
erlassen. Im Marz 2022 forderte er Russland auf, ,,die Militaroperationen in der Ukraine
unverziglich einzustellen®. Im Januar 2024 wies er Israel an, ,Volkermordhandlungen*
gegen Palastinenser:innen vorzubeugen. Die Urteile des IGH sind zwar nicht vollstreckbar,
klaren jedoch die rechtlichen Verpflichtungen der Parteien und der internationalen Ge-
meinschaft und sind von Deutschland als bindend anerkannt. In Bezug auf die Ukraine
berief die Generalversammlung Giber den ,,Uniting for Peace*“-Mechanismus Sonder-
sitzungen ein, in denen sie die Aggression Russlands ausdrtcklich verurteilte und die
Annexion von Gebieten ablehnte. Der Menschenrechtsrat suspendierte die Mitgliedschaft
Russlands und setzte eine unabhéngige Untersuchungskommission ein. In Bezug auf
Palastina bekraftigte die Generalversammlung wiederholt das Selbstbestimmungsrecht
der Palastinenser, forderte einen sofortigen und dauerhaften Wa enstillstand im Gaza-
streifen und ersuchte den IGH um ein Gutachten zur Prasenz Israels in den besetzten
Gebieten. AuRerdem verabschiedete sie eine Verfahrensresolution, die die standigen
Mitglieder des Sicherheitsrats verpflichtet, ihre Vetonutzung zu rechtfertigen — ein Schritt
zu mehr Rechenschaftspflicht. All dies illustriert das grof3e Reformpotenzial der VN in
ihrer grof3ten bisherigen Krise.

FINANZIELLE ENGPASSE UND REFORMDRUCK

Das humanitare System der VN hat ebenfalls bedeutende Hilfe fir die Konfliktregionen
geleistet, sieht sich jedoch mit einer gravierenden Unterfinanzierung konfrontiert. Zusétz-
lich zu ihrer politischen Krise verschérft sich damit die finanzielle Lage der VN zuneh-
mend. Bis Ende 2025 erreichten die ausstehenden Beitrige einen Rekordwert von

1,57 Mrd. US-$, wahrend das Budget fur Friedenssicherungseinsétze zum Herbst 2025
mit einem noch gro3eren Defizit von 3,7 Mrd. US-$ an ausstehenden Beitragen konfron-
tiert war (-~ Mishra 2025). Dies hat zu drastischen Sparmaf3nahmen gefuihrt: Der Ge-
neralsekretar schlug fiir 2026 eine Kiirzung des Budgets um 15 % von 3,7 Mrd. US-$ auf
3,2 Mrd. US-$ vor, verbunden mit einem Personalabbau von 18,8 % — was circa 2.900
Stellen entspricht (- Butchard et al: 2025). Die USA, historisch der gré3te Beitrags-
zahler der Organisation mit einem Anteil von ca. 22 % des regulédren Haushalts und etwa
25% der Friedenssicherungsbudgets, strichen etwa 800 Mio. US-$ (97 %) fiir die Friedens-
sicherung im Haushaltsjahr 2024—2025 und wollen ihren Anteil an der Gesamtfinan-
zierung um 87 % ktirzen (- Patrick 2025). Dabei entspricht der flir 2026 vorgeschlagene
regulére Gesamthaushalt der VN von 3,2 Mrd. US-$ nur etwa 0,01 % des US-Brutto-
inlandsprodukts (BIP) im Jahr 2025. Selbst wenn man das Budget fiir Friedenssicherungs-
einsatze in Hohe von 5,4 Mrd. US-$ einbezieht, belduft sich das gesamte operative VN-
Kernbudget auf etwa 8,6 Mrd. US-$ und somit weniger als 0,03 % des US-BIPs. Ohne
eine drastische Verbesserung der Beitragszahlungen kénnte der VN bis Juli 2026 das
Geld ausgehen, was laut Warnung von Generalsekretar Guterres zu einem ,,unmittelbar
bevorstehenden finanziellen Zusammenbruch” (- UNRIC 2026) fihren kdnnte.

Statt des Sicherheitsrats
haben die General-
versammlung und der IGH
auf die Kriege in Gaza

und in der Ukraine reagiert
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Schon immer war die Rolle der VN fir den internationalen Frieden und die internationale 2026 ist fir die VN
Sicherheit von den bestehenden Machtverhaltnissen der Weltpolitik gepragt. Wahrend izrsl'ja‘;lessl?:l:ﬁr
des Kalten Kriegs stark gehemmt, konnten die VN ihre Aktivitaten in den 1990ern bei  und finanzieller Krisen
der Entsendung von Friedensmissionen ausbauen und auch auf anderen Gebieten —in

Bezug auf Umweltkrisen, organisierte Kriminalitat, Gewalt gegen Frauen und Kinder

sowie Cyberangri e — erweitern. Zugleich fungierten sie als Wachterin des Volkerrechts

und des humanitaren Rechts, um Kriege einzudammen und zu regulieren. In den letzten

zehn Jahren haben sich die strukturellen Bedingungen in der Weltpolitik fur die Erfullung

dieser Aufgaben verschlechtert. 2026 stellt den Hohepunkt einer Kaskade politischer

und finanzieller Krisen dar. Die VN stehen in diesem Jahr an einem Wendepunkt. Es

geht um nicht weniger als eine grundlegende Veranderung ihrer Entscheidungsstruk-

turen, der politischen Instrumente sowie ihrer Rolle und der Mandate im Bereich inter-

nationaler Frieden und Sicherheit.

In diesem Kontext haben sich auch die Diskussionen (iber eine umfassende Uberpriifung
und Reform der Struktur und Arbeitsweise der VN intensiviert. Diese Reformvorschléage
beinhalten weitreichende organisatorische Veranderungen. Zugleich versuchen sie,
dem nachlassenden politischen Engagement flir multilaterale Zusammenarbeit und der
wachsenden Zuruckhaltung gegeniiber langwierigen Konflikten Rechnung zu tragen.

In diesem entscheidenden Moment braucht es strategische Koalitionen zwischen
gleichgesinnten Staaten. Sie sollten gemeinsam diejenigen Mechanismen starken, die
keinen Konsens brauchen und die Synergien zwischen der Generalversammlung, dem
Sekretariat, dem Internationalen Gerichtshof und regionalen Organisationen nutzen.
Mittelméachte wie Deutschland, die sowohl Uber finanzielle Hebelwirkung als auch tber
Fachwissen im Bereich des Au aus von Friedenssicherungskapazitaten und der Friedens-
konsolidierung nach Konflikten verfiigen, nehmen dabei eine Schlisselrolle ein. Sie
konnen solche Koalitionen vermitteln und Verédnderungen vorantreiben. Mangels einer
glaubwiirdigen alternativen Institution, die Uber eine vergleichbare Autoritét, universelle
Mitgliedschaft und entsprechende operative Kapazitaten verftigt, wiirde es den Interessen
Deutschlands und Europas massiv schaden, die VN aufzugeben. Ein strategisches
Engagement zur Reform der VN dagegen bietet die grof3ten Chancen, multilaterale
Weltpolitik mitzugestalten und deutsche aufR3enpolitische Interessen zu verwirklichen.
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4.2 Die Friedens- und Sicherheitsinstrumente der VN: Ein Uberblick

ie VN haben eine Reihe von Instrumenten entwickelt, um verschiedene Phasen
D von Konflikten zu bearbeiten. Sie lassen sich in drei Kategorien einteilen: Friedens-
scha ung (Peacemaking — Beendigung anhaltender Gewalt), Friedenssicherung (Peace-
keeping — Aufrechterhaltung des Friedens) und Friedenskonsolidierung (Peacebuilding —
Bekéampfung der strukturellen Ursachen von Konflikten). Um diese Instrumente anzu-
wenden, bedarf es in der Regel der Zustimmung des Sicherheitsrats. Zunehmende
geopolitische Verwerfungen und Konkurrenz verhindern immer haufiger genau diese
Zustimmung. Dieser Abschnitt zeigt, wie die VN ihre bestehenden Instrumente, ihr
Fachwissen und ihre politische Autoritat trotzdem nutzen kénnen, um weiterhin ein
relevanter Akteur im Konfliktmanagement zu bleiben.

FRIEDENSSCHAFFUNG:
EINE UNTERSTUTZENDE VERMITTELNDE ROLLE FUR DIE VN

Friedensscha ung zielt darauf ab, verfeindete Parteien zu einem Friedensvertrag oder
Wa enstillstandsabkommen zu bewegen. Sie leitet sich hauptséachlich aus den Kapiteln
VI und VIl der VN-Charta ab, in denen eine Reihe von MalRnahmen aufgefiihrt sind,
die vom Sicherheitsrat, der Generalversammlung, dem Internationalen Gerichtshof und
den VN-Mitgliedstaaten ergri en werden kénnen. Die VN kdnnen zwischen Konflikt-
parteien vermitteln, Kriegsverbrechen untersuchen oder eine gerichtliche Regulierung
erzielen. In der Praxis erfolgen VN-Friedensscha ungsmalRnahmen hauptséachlich durch
die sogenannten good o ces (guten Dienste) des Generalsekretars.

Durch good o ces entsendet der Generalsekretar Gesandte in Konfliktregionen, um den  Friedensscha ung:
politischen Dialog zu férdern, Kommunikationskanéle aufrechtzuerhalten oder beste- igﬁﬁgﬁ?ﬂ*{‘)”f'iktpa"“e”
hende regionale Initiativen zu ergdnzen. Insbesondere wenn die VN selbst keine fuhrende

Rolle im Friedensprozess spielen, zielen solche Bemiihungen oft darauf ab, Konfliktl6-

sungsinitiativen Dritter zu unterstiitzen. Beispiele hierfiir sind unter anderem die Konflikt-

vermittlungen im Sudan/Darfur, im Stidsudan, in Cote d‘lvoire, Mali und Kolumbien.

Die Abbildung - 29 zeigt den Einsatz dieses Instruments im Zeitverlauf.

29 ,Gute Dienste” der Vereinten Nationen (1948-2024) Quelle - 4/130
Anzahl
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Ab 2010 wurden good o ce-Missionen haufiger eingesetzt. Seit 2019 ist jedoch ein Friedenssicherung:
Ruickgang zu verzeichnen, der oft auf den Widerstand der Gaststaaten und begrenzte ) " indiecenat
Mandatszeiten zurtickzufiihren ist. So endete beispielsweise die Amtszeit des 2017

ernannten Sonderbeauftragten fiir Burundi im Jahr 2019, ohne dass ein Nachfolger er-

nannt wurde. In einigen Konflikten, wie dem Krieg in Gaza, sind diese Missionen jedoch

mit erheblichen Einschrankungen konfrontiert. Der Posten des Sonderkoordinators

des Generalsekretérs flr den Nahost-Friedensprozess ist seit Juni 2025 unbesetzt, nach-

dem Israel die Nominierung eines Nachfolgers abgelehnt hatte. Die Resolution 2803

(2025) des Sicherheitsrats, die den Friedensplan flr Gaza genehmigte, wies den VN

lediglich eine Rolle bei der Bereitstellung und Verwaltung humanitarer Hilfe zu, ohne
Vermittlungsbemihungen zu mandatieren. Durch Instrumente zum Au  au technischer

Kapazitaten kénnen die VN dennoch ihren Einfluss immer wieder geltend machen. Ein

Beispiel dafir ist die Mediation Support Unit des VN-Sekretariats, die als Wissenszentrum

und technischer Berater fur die Konfliktmediation durch Dritte fungiert. Sie berat VN-
Organisationen sowie externe Akteure in Fragen der Konfliktpravention und -mediation.

AufRerdem sind Sanktionen ein wichtiges Instrument der VN, um auf Konfliktparteien
einzuwirken. - F Gemal Kapitel VII der VN-Charta ist allein der Sicherheitsrat befugt,
solche fur alle Mitgliedstaaten verbindlichen Sanktionen zu verhéngen. Seit 1966 hat der
Rat 31 Sanktionsregime eingesetzt. Angesichts der negativen Auswirkungen, die Sank-
tionen auf die lokale Bevolkerung haben kdnnen, setzen die VN heutzutage vor allem
gezielte Sanktionen wie das Einfrieren von Vermdgenswerten, Reiseverbote und Wa en-
embargos gegen bestimmte Gruppen oder Personen ein. Im Vergleich zu bilateralen
Sanktionen geniel3en VN-Sanktionen ein hohes Malf3 an Legitimitat. Doch hapert es auch
hier meist an der mangelnden Einigkeit im Sicherheitsrat, dessen Mitglieder nicht selten
selbst Hauptkonfliktpartei oder durch die Bereitstellung von Truppenunterstiitzung in
zahlreiche Konflikte involviert sind.

Trotz dieser Herausforderungen spielen die VN weiterhin eine Rolle bei der Scha ung
von Frieden. Die Demokratische Republik Kongo und Ruanda unterzeichneten im Juni
2025 die Washingtoner Abkommen fiir Frieden und Wohlstand, die darauf abzielen, die
externe militérische Unterstutzung fur bewa nete Gruppen zu beenden. Die VN waren
zwar nicht direkt an den Verhandlungen beteiligt, ihre Friedensmission in der DR Kongo
soll jedoch einen dauerhaften Wa enstillstand sichern (- Security Council Report 2025).
Dariber hinaus hat der Sonderbeauftragte des Generalsekretars fiir die Region der
GrolRRen Seen die Zusammenarbeit mit der Afrikanischen Union zu diesem Zweck ver-
starkt. Die Tatsache, dass der Generalsekretéar nicht am Verhandlungstisch sitzt, bedeutet
also nicht, dass die VN keine Rolle spielen.
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FRIEDENSSICHERUNG: MANDATE IM WANDEL

Die Friedenssicherung zielt darauf ab, Friedensabkommen zu erhalten und Rickschritte
im Friedensprozess zu verhindern. Dazu gehoren die Uberwachung von Wa enstill-

standen, die Unterstliitzung von Demobilisierungsprozessen, der Schutz der Zivilbevol-
kerung und die Unterstiitzung bestimmter Vereinbarungen, wie beispielsweise Wahlen.

VN-Missionen zur Friedenssicherung, genannt Friedensmissionen (Peacekeeping
Operations, PKOs), sind in der VN-Charta selbst nicht verankert, sondern sind ein In-
strument, das auf Initiative des Generalsekretars eingefiihrt wurde. Mandatiert werden sie
durch den Sicherheitsrat und — bislang in einem Fall — durch die Generalversammlung.
1948 wurde die erste Mission zur Uberwachung des Wa enstillstands zwischen den
arabischen Staaten und Israel eingerichtet. Im Laufe der Zeit sind PKOs zur sichtbarsten
Aktivitat der VN in Konfliktsituationen geworden. Sie bestehen sowohl aus zivilen
Beamten als auch aus Sicherheitskréften. Eine Vielzahl von Studien konnte inzwischen
einen positiven E ekt von Friedensmissionen nachweisen: Diese reduzieren zivile Opfer,
begtinstigen Friedensabkommen und wirken einem Wiederausbruch von Konflikten ent-
gegen. Da die VN primar in ,,schwierigen“ Konflikten interveniert, ist dieser E ekt auf
den ersten Blick oft nicht erkennbar.

Die Mandate der Friedensmissionen haben sich im Laufe der Zeit veréndert. Nachdem
die VN-Missionen in Ruanda und im Bosnienkrieg Mitte der 1990er Jahre nicht in der
Lage waren, die furchterlichen Massaker zu verhindern, wurde der Schutz der Zivilbe-
volkerung zunehmend zu einem Schwerpunkt der Missionen; dies gilt vor allem fiir die
zwischen 2000 und 2010 mandatierten Missionen. Vielen dieser Missionen war aul3er-
dem der Einsatz von Gewalt erlaubt, um ihre Ziele zu erreichen (sogenanntes robustes
Mandat). Im Jahr 2017 waren fast 60 % der Missionen mit solch einem robusten Schutz-
mandat ausgestattet — 30. Die Anwendung von Gewalt wurde zunehmend auch fur die
Sicherung humanitarer Hilfe, die Erleichterung politischer Prozesse und den Schutz
der Menschenrechte und der Rechtsstaatlichkeit genehmigt.

Doch wie bei den good o ce-Missionen ist auch die Zahl der Friedensmissionen in Die Legitimitat
den letzten zehn Jahren riicklaufig. Zuletzt wurde 2014 eine neue Mission in die Zentral- :voi?dzrfnd:h”;r:jm”e”
afrikanische Republik entsandt. Die sinkende Zahl der Friedensmissionen steht dabei  in Frage gestellt
im Kontrast zu einer steigenden Zahl an Gewaltkonflikten. Parallel haben regionale Or-
ganisationen, insbesondere die Afrikanische Union, eine gréRere Rolle bei der Friedens-

sicherung Gibernommen. Die schnellere Reaktionsfahigkeit sowie die Kenntnis lokaler
Gegebenheiten sind Vorteile regionaler Organisationen in der Friedenssicherung. Auch
Ad-hoc-Militarkoalitionen haben an Bedeutung gewonnen. Diese werden nicht von den

VN oder regionalen Organisationen angefuhrt, sind aber haufig vom Sicherheitsrat ge-

nehmigt. Ein Beispiel war die 2023 von Kenia gefuihrte multinationale Sicherheitsmission

zur Bekampfung der Bandenkriminalitat in Haiti, die im letzten Jahr durch die ,,Suppres-

sion Force* gegen Bandenkriminalitat ersetzt wurde. Dabei leisteten die VN logistische
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und operative Unterstlitzung fur die Mission. Ihre Rolle wandelt sich dabei vom opera-
tiven FUhren einer Mission hin zu deren logistischer Unterstiitzung. Die Herausforderung
fur die VN besteht vor allem darin sicherzustellen, dass die im Laufe der Jahre erwor-
benen Fahigkeiten und Ressourcen weiterhin nutzbar bleiben.

Dort wo Missionen bereits bestehen, stellen die Gaststaaten deren Legitimitat zunehmend
in Frage. Mehrere Regierungen haben VN-Friedensmissionen o en vorgeworfen, bei der
Stabilisierung von Konfliktsituationen nicht e ektiv zu sein oder sich in ihre inneren
Angelegenheiten einzumischen. Dies gefahrdet die Zukunft dieser Missionen, die auf
die Zustimmung der Gaststaaten angewiesen sind. Aktuelle Beispiele sind Mali, der
Sudsudan, die Demokratische Republik Kongo und die Zentralafrikanische Republik.
Infolgedessen werden Mandate bestehender Missionen auf ein weniger umfangreiches
Engagement reduziert und geben sich pragmatisch. Multidimensionale VN-Missionen
wie in den 2000er Jahren (Forderung der Menschenrechte, Starkung von Frauen und
gute Regierungsfiihrung etc.) sind passé.

30 Friedensmissionen der Vereinten Nationen (1948-2024) Quelle - 4 /130
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In finanzieller Hinsicht hatten Friedensmissionen in den letzten Jahren aufgrund aus-
stehender Beitragszahlungen mit einer alarmierenden Liquiditatskrise zu kampfen - 31.
Deutschland leistet einen bedeutenden Beitrag zum VN-Friedenssicherungshaushalt,
stellte 6,11 % des Haushalts flr 2024/2025 bereit und ist damit der viertgré3te Geldgeber.

Entsprechend dominieren Kostene zienz und Flexibilisierung die Diskussionen tber
Friedensmissionen. Konkret bedeutet das: Die Planung der Ubergangsphase von milita-
rischen zu politischen Missionen hat an Prioritat gewonnen. In diesem Zusammenhang
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wird die Integration von Sicherheits-, humanitéren und Entwicklungsmaflinahmen in
der Zeit nach der Friedenssicherung betont. Zweitens wandelt sich die Rolle der VN bei
der Friedenssicherung von einer Fiihrungs- zu einer Koordinierungsrolle. Dabei wird
die Partnerschaft mit regionalen oder dritten Akteuren betont. Das Motto lautet unter-
stUtzen, statt selbst operativ tatig zu werden. Diese Art der Partnerschaft bleibt jedoch
umstritten. So fordert zum Beispiel die Afrikanische Union eine umfassendere Finan-
zierung ihrer Friedensoperationen durch die VN. Gleichzeitig bestehen hinsichtlich
Rechenschaftsmechanismen, Menschenrechtsstandards und Arbeitsteilung Bedenken.
Die Kernaufgaben des Schutzes der Zivilbevdlkerung und der Aufrechterhaltung von
ausgehandelten Wa enstillstdnden oder Friedensabkommen sollten deshalb weiterhin

in der Verantwortung der VN bleiben.

31 Budget der Vereinten Nationen fiir Friedensmissionen nach Haushaltsjahr Quelle - 4 /130
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PEACEBUILDING: EIN INSTRUMENT FUR GESELLSCHAFTLICHEN WANDEL

Das Peacebuilding-System der VN wurde 1992 mit der ,,Agenda fiir den Frieden* einge-
fuhrt. Es setzt bei den strukturellen Ursachen von Konflikten an, zum Beispiel bei Armut
oder Ungleichheit, in jingerer Zeit auch bei Klimawandel und Umweltbedingungen.
Peacebuilding-MalRBnahmen starken Institutionen, gute Regierungsfiihrung und Rechts-
staatlichkeit, sozialen und wirtschaftlichen Wiederau au sowie die Ausséhnung von
Konfliktparteien. Das Ziel ist, Konfliktursachen langfristig zu verringern und den Aus-
bruch neuer Konflikte zu verhindern.

Das Konzept und die Inhalte von Peacebuilding sind in der Praxis unklar geblieben. Das  Ppeacebuilding:
genannte Ziel, ,.die Ursachen von Konflikten zu bearbeiten®, ist ausgesprochen vage. ' “r*nevononieen
Die konzeptionelle Unscharfe bietet jedoch auch Flexibilitat, da neu auftretende Risiken

fur den Frieden, wie der Klimawandel und technologische Bedrohungen, schnell ein-

bezogen werden kdnnen. Sie erméglicht auch eine flexiblere Auseinandersetzung mit

Akteuren, die in der traditionellen Friedensforderung oft tibersehen werden, wie Frauen,

Jugendliche, ethnische Minderheiten, aber auch die Wirtschaft.

Die VN haben Peacebuilding seit Mitte der 1990er Jahre fortlaufend veréandert. In den
2000er Jahren wurden Maf3inahmen wie der Wiederau au staatlicher Institutionen,
die FOorderung der Zivilgesellschaft oder Justizreformen in Friedensmissionen integriert.
In den Jahren 2005—2006 wurden zur besseren Unterstiitzung von Peacebuilding-MaR-
nahmen die Peacebuilding Commission, der Peacebuilding Fund des Generalsekretars
und das Peacebuilding Support O ce eingerichtet. In der Praxis erfordert der komplexe
Prozess des Ubergangs nach gewaltsamen Konflikten den gleichzeitigen Einsatz von
Friedenssicherung- und Peacebuilding-MalRnhahmen - 32.

Bis heute bleibt Peacebuilding umstritten, insbesondere unter nichtwestlichen Machten.
Der Peacebuilding-Fund basiert auf freiwilligen Beitréagen, wobei die Geber Uberwiegend
westliche Regierungen sind. Im Jahr 2025 genehmigte der Fund 41 Projekte in 23 Landern
mit einem Gesamtvolumen von lediglich rund 90 Mio.US-$, deutlich weniger als fur
Friedensmissionen. Deutschland war bislang der gré3te Geber, 2026 sind es die
Niederlande. Allerdings ist ein Abwértstrend erkennbar. Das Gesamtbudget durch kon-
ventionelle Geber ist seit 2020 kontinuierlich zurlickgegangen. Nichtwestliche Staaten
z6gern ebenfalls, ihre Beitrage zu erhdhen, da sie die liberale Agenda des Peacebuildings
ablehnen. Der Bedeutungszuwachs nichtwestlicher Geber in Verbindung mit dem
nachlassenden Engagement traditioneller Akteure hat wiederum zu Spannungen hin-
sichtlich der Prioritaten, Methoden und Normen des Peacebuildings geflihrt. Dies unter-
streicht die Notwendigkeit, dass die VN zwischen den verschiedenen Ansatzen vermit-
teln. Dabei hilft ihnen ihre Fahigkeit, unterschiedliche Geber- und Empféangerlander
zusammenzubringen und dabei lokale Initiativen mit systemweiten Strategien zu ver-
binden. Der Erhalt und die Mobilisierung dieser Fahigkeit wird kiinftig noch wichtiger,
da Peacebuilding zunehmend dezentralisiert und partnerschaftlich ausgerichtet ist.
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Als bedeutender Geldgeber und einflussreicher Akteur tragt Deutschland Verantwor-
tung dafir, die vermittelnde und verbindende Rolle der VN zu unterstitzen. Deutsch-
land sollte den Dialog zwischen Gebergruppen moderieren, Partnerschaften mit regio-
nalen und lokalen Akteuren férdern und Synergien zwischen entwicklungs- und
governanceorientierten Ansatzen des Peacebuildings starken.

Die VN haben mit Peacemaking, Peacekeeping und Peacebuilding eine breite Palette Politische Unterstiitzung
von Instrumenten zur Konfliktbewéltigung gescha en, die in einem integrierten Ansatz ;’:}Z";r_;igijgsjieiourw”
zum Einsatz kommen. Der Erfolg dieser Instrumente héngt vor allem an der politischen konfliktbewaltigung 123
Unterstiitzung im Sicherheitsrat und dem Willen der Mitgliedsstaaten, die notwendigen "V erfoloreich seinkann
Ressourcen zur Verfiigung zu stellen. Gerade unter den gegenwartigen widrigen interna-

tionalen Rahmenbedingungen und den finanziellen Engpéssen sollte der Erhalt und die

Weiterentwicklung dieser Instrumente ein zentrales Anliegen der VN-Reformagenda sein.

32 Aktive Friedenssicherungseinsatze und neu genehmigte Projekte des Peacebuilding Fonds
(2025) Quelle - 4/130
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4.3  Auswirkungen der Reformvorschlage auf
das Friedensengagement der VN

m September 2024 wurde nach jahrelangen Verhandlungen der Pakt flir die Zukunft
von den VN-Mitgliedsstaaten verabschiedet. Der ,,Pakt” wurde als die umfassendste
Reformagenda seit Jahrzehnten gefeiert. Das Dokument bekréftigt das Bekenntnis der
Mitgliedstaaten zum Multilateralismus und skizziert gleichzeitig weitreichende Reformen,
die das VN-System ,.inklusiver, agiler, widerstandsfahiger und reaktionsfahiger gegen-
124" gber neuen Herausforderungen® machen sollen. Gleich im Anschluss startete der General-
sekretar im Marz 2025 die ,,UN8O-Initiative“, begleitet von einer Uberpriifung der
Friedensoperationen und der Friedensarchitektur der VN.

VN-Reforminitiativen lassen sich bis in die 1990er Jahre zurtckverfolgen. Doch die
gegenwartige Situation ist anders. Die VN befinden sich wie gezeigt in ihrer gro3ten
Krise. Die hier diskutierten Reformen zielen auf drei Hauptursachen ab: Die Legitimi-
tats- und Glaubwaurdigkeitskrise (wie Entscheidungen innerhalb der VN getro en
werden); die seit langem bestehende Kritik an der E  zienz; und die stark umstrittenen
Ziele und Methoden von Friedensinterventionen, insbesondere Friedenssicherung

und Friedenskonsolidierung.

REFORM DES SICHERHEITSRATES: WIEDERHERSTELLUNG DER LEGITIMITAT
UND GLAUBWURDIGKEIT DER VN

Seit Langem hélt die institutionelle Struktur der VN nicht mehr Schritt mit den Verande-
rungen in der Weltpolitik. Hauptquelle der Dysfunktionalitat und zugleich groR3tes
Reformhindernis ist die Zusammensetzung des Sicherheitsrats.

Die seit langem geforderten Reformen des Sicherheitsrats konzentrieren sich auf zwei
Aspekte: die Einschrankung des Vetorechts und die Starkung anderer VN-Gremien wie
der Generalversammlung, des Menschenrechtsrats und des Internationalen Gerichtshofs.
Zudem gibt es Forderungen, die Mitgliedschaft im Rat zu erweitern und anzupassen, um
eine angemessenere Vertretung der Lander des Globalen Stidens und der Mittelméchte
zu erreichen. Hierzu zahlt auch das Streben Deutschlands nach einem standigen Sitz.
Ein erweiterter Rat kann die aktuelle Krise der VN jedoch nicht beheben, wenn nicht
auch eine Reform des Vetorechts und die Starkung anderer VN-Gremien erfolgt.

Deutschland und die EU sollten daher eine Vorreiterrolle ibernehmen, um durch folgende pas vetorecht
Reformen den Sicherheitsrat reaktionsfahiger und verantwortungsbewusster zu machen: QS;ZE:ZE'EZLQZES
Erstens sollte die Anwendung des Vetorechts in Fallen von Volkermord und Kriegs-

verbrechen verboten sein. Zweitens sollte eine Schwelle fiir die wirksame Austibung

des Vetorechts festgelegt werden (zum Beispiel indem Unterstiitzung weiterer Ratsmit-

glieder eingeholt werden muss, bevor ein Veto eingelegt werden kann). Drittens sollte

ein Mechanismus zur Rechtfertigung eines moglichen Vetos gescha en werden.
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Reformen, die das Privileg des Vetos einschranken, erfordern allerdings eine Anderung
der VN-Charta, der die permanenten Mitglieder des Sicherheitsrates zustimmen missen.
Diese Anderung misste aufRerdem die Verantwortung des Sicherheitsrats fir die
.Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit* neu bestimmen sowie
festlegen, wie diese mit bestehenden vélkerrechtlichen Instrumenten zur Definition und
Regulierung von Bedrohungen des Weltfriedens verknipft werden kann. Daher werden
Vorschldge zur Einschrankung des Vetorechts oft als unrealistisch abgetan.

Deutschland sollte einen aktiven Beitrag dazu leisten, eine Uberpriifung der Charta und
des Rats zu priorisieren. Die Investition diplomatischen Kapitals, um das Mandat des
Rates zu klaren und zu aktualisieren, ist wichtiger als etwa das Streben nach einem
eigenen standigen Sitz in einer Struktur, die in ihrer derzeitigen Konfiguration stark
eingeschrankt und politisch fragil ist.

Initiativen, die darauf abzielen, die Reputationskosten eines Vetos zu erhéhen und alter-
native Entscheidungswege zu aktivieren, konnten bereits einige Fortschritte erzielen. Im
April 2022 wurde mit der Resolution 76/262 der VN-Generalversammlung eine formelle
Kontrolle des Vetorechts des Sicherheitsrats eingefiihrt. Demnach muss die General-
versammlung innerhalb von zehn Tagen nach einem Veto im Sicherheitsrat zusammen-
treten. Das permanente Mitglied, das das Veto eingelegt hat, muss seine Entscheidung
vor den gesamten VN-Mitgliedern erlautern und begriinden. Die Resolution zielt darauf
ab, einen gelahmten Sicherheitsrat zumindest zur Verantwortung zu ziehen, in Fallen,
die eindeutig gegen internationales Recht verstof3en, wenngleich ein Veto nicht aulRer
Kraft gesetzt werden kann. Es ist eine bemerkenswerte Initiative der Generalversamm-
lung, die ihre Mdglichkeiten aktiv nutzt, um die Reputationskosten eines Vetos zu er-
hohen. Dieses Beispiel zeigt, dass nicht alle Reformen eine Anderung der VN-Charta
erfordern, sondern dass es auch in bestehenden Verfahren Moglichkeiten gibt.

Dies ersetzt jedoch nicht die grundlegende Anderung der VN-Charta im Hinblick auf
Reformen des Rates. So gibt beispielsweise die ,,Uniting for Peace Resolution“ der Gene-
ralversammlung die Befugnis, sich mit Fragen des Friedens und der Sicherheit zu be-
fassen, wenn es im Sicherheitsrat zu einer Pattsituation kommt (- Gaston & Day, 2024).
Die Artikel 10, 11(2&3) und 14 der Charta ermachtigen die Generalversammlung, Fragen
des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit zu erértern, die ihr von
einem Staat oder dem Sicherheitsrat vorgelegt werden, und Empfehlungen zu diesen
Fragen abzugeben. Artikel 11(3) erméachtigt die Generalversammlung, Angelegenheiten,
die das ,,allgemeine Wohlergehen oder die freundschaftlichen Beziehungen zwischen
den Nationen* beeintrachtigen kbnnten, dem Sicherheitsrat zur Kenntnis zu bringen.
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Diese Mechanismen, die zwar in der ,,Neuen Agenda fUr den Frieden“ anerkannt und  Bestehende Mechanismen
insbesondere in Zeiten einer Pattsituation im Sicherheitsrat von Bedeutung sind, werden °°'''" ¢enutzt werden.

um die Generalversammlung
in der Praxis nach wie vor zu wenig genutzt. Deutschland muss vor diesem Hinter- in Fragen von Frieden und
grund, insbesondere mit Annalena Baerbock als derzeitiger Prasidentin der General- ~ “cherheitzustarken
versammlung, proaktiv solche Mechanismen identifizieren und fir sie werben. Durch
ein gemeinsames Handeln der VN-Organe kann die Blockade des Sicherheitsrats, zu-

mindest in Teilen, umgangen werden.

VERWALTUNGSREFORMEN:
DIE NEUORGANISATION DER ARBEIT DER VEREINTEN NATIONEN

Von zentraler Bedeutung fur die Verwaltungsreform ist die ,,UN8O-Initiative®, die im
Marz 2025 vom Generalsekretér initiiert wurde. Sie zielt darauf ab, die Arbeitsweise
der VN in den Bereichen Sicherheit, Entwicklung und humanitare Hilfe neu zu organi-
sieren. Die Generalversammlung billigte im Juli 2025 die Initiative und entwickelte einen
Fahrplan fur ihre Umsetzung. Ein Schwerpunkt dieses jungsten Reformanlaufs ist die
anhaltende Liquiditatskrise.

Die Initiative folgt dem Gebot der ,,Reform zur Attraktivitatssteigerung* (reform to
appeal). Die Herausforderungen der VN werden als verwaltungstechnische Probleme
dargestellt, wie zum Beispiel die Doppelung von Zustandigkeiten oder iberhdhte Be-
triebskosten. Diese kénnen durch eine administrative Umstrukturierung behoben werden,
beispielsweise durch die Zusammenlegung des Departments of Political and Peace-
building A airs und des Department of Peace Operations (- Russo, 2025).

Dartiber hinaus sieht die Initiative eine gréRere Rolle fur die eigentlichen Missionsstand-
orte vor. Kiinftig werden Bedarfsanalysen verstarkt an regionale und nationale Stellen
Ubertragen, was eine Verlagerung hin zu mehr lokaler und regionaler Verantwortung
bedeutet. Die Programmplanung fir Frieden und Sicherheit wird in das Buro des Resident
Coordinators integriert. Ursprtinglich mit Entwicklungsaufgaben betraut, wird hier er-
wartet, dass es eine grof3ere und stérker integrierte Fihrungsrolle auch fir Themen im
Bereich Frieden und Sicherheit Gbernimmt.

Vor allem die Finanzkrise wirkt sich unmittelbar negativ auf bestehende Friedenssiche- pie Finanzkrise wirkt
rungseinsatze aus. Trotz eines Notfallplans fiir Budgetkiirzungen ziehen Missionen z:zmif;';ui”f Friedens-
Truppenkontingente ab, was jedoch zu Sicherheitslicken fihrt, die ihre Fahigkeit ge-

fahrden, die Zivilbevolkerung zu schitzen und ihr Mandat zu erfullen. Humanitéare

Akteure sind von den Budgetkirzungen am starksten betro en, wodurch die zivile

Komponente der Missionen noch weiter beeintréchtigt wird. Dass jedoch genau diese

Akteure im Rahmen von UNB8O eigentlich mehr Aufgaben Gibernehmen sollen, spiegelt

die schwierige Lage der VN wider, ,,mit weniger mehr zu erreichen®.
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OPERATIVE REFORMEN DER FRIEDENSEINSATZE:
AUF DEM WEG ZU EINER NEUEN AGENDA FUR DEN FRIEDEN?

Grol3 angelegte, multidimensionale und robuste Friedensmissionen werden vom VN-
Sicherheitsrat nicht mehr bevorzugt verfolgt. Wie oben gezeigt, wurden seit 2014 keine
Friedensmissionen mehr genehmigt. Die im Juli 2023 vorgestellte ,,Neue Agenda fir
den Frieden” (- Vereinte Nationen 2023) diente vor diesem Hintergrund als Baustein
fur die Neukalibrierung der Rolle der VN-Friedenseinsatze. In der Zwischenzeit zielt
die UN8O-Initiative darauf ab, die Arbeitsteilung zu verstérken und zivile Mandate von
Friedensmissionen an andere Sdulen des VN-Systems zu delegieren. Sie strebt eine
Ruckkehr zu den ,traditionellen” Mandaten der Friedenssicherung an und reduziert
zivile Funktionen und Mandate im Zusammenhang mit der Regierungsfihrung. Zu-
satzlich wurden weitere Vorschlége zur Reform der Friedensinitiativen der VN vorge-
bracht, die noch nicht in politische Abschlussdokumente eingegangen sind. Der Hinter-
grundbericht der Konferenz ,,Berliner Peacekeeping Ministerial 2025* konzentriert
sich auf 30 ,,neue Modelle* fiir die Friedenssicherung, die darauf abzielen, die Missionen
»politisch fokussiert und menschenzentriert” zu gestalten, damit sie ,,wirksame multi-
laterale Antworten auf ein breites Spektrum von Bedrohungen und Herausforderungen*
bieten kdnnen (- United Nations Peacekeeping Ministerial 2025; - Wane et al. 2024).
Pladiert wird fur ,,modulare” und ,vernetzte* Friedenseinsatze. Modulare Missionen
bestehen aus flexiblen Bausteinen, welche an die lokalen Gegebenheiten angepasst
werden kénnen, wahrend vernetzte Missionen Akteure auf regionaler und nationaler
Ebene in die Umsetzung des Mandats einbeziehen. Dieser vernetzte Ansatz, der in der
»,Neuen Agenda fur den Frieden“ formuliert und in UN8O bekraftigt wurde, ist administ-
rativ machbar, aber politisch heikel: Die Entscheidung, welche Akteure legitimerweise
zu Friedenssicherungsmandaten beitragen, ist ein umstrittener Prozess, der Auseinan-
dersetzungen um operative Autoritat und geopolitischen Einfluss widerspiegelt.

Weitere Vorschlage wurden im ,,Peacebuilding Architecture Review" (PBAR) gemacht. pie reformen
Dies ist ein wiederkehrender Uberprifungsprozess, der die Friedensarchitektur der VN Sf:;:;f:f:::mgs
starken soll. Die PBAR umfasst einen breiter angelegten Beratungsprozess, der im den Mitgliedsstaaten
November 2025 in zwei Resolutionen des Sicherheitsrats und der Generalversammlung """
gipfelte. Der Prozess beinhaltete unter anderem Konsultationstre en zwischen Mitglieds-

staaten, unabhangigen Expert:innen und der Peacebuilding Commission (PBC). Er ver-

deutlichte die tiefe Spaltung zwischen den Mitgliedstaaten. Die Verhandlungen Uber die

Resolutionen waren sehr umstritten: Verweise auf Geschlechterfragen, Klimawandel

und Umweltzerstérung als Ursachen fir Instabilitdt wurden ebenso gestrichen wie

Bedenken hinsichtlich der Auswirkungen steigender nationaler Militdrausgaben auf die
Friedenssicherung. Auch Uber Finanzierungsvereinbarungen und das Verhéltnis zwischen

dem Sicherheitsrat und der PBC gab es Meinungsverschiedenheiten.
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Trotz dieser Probleme sehen die Resolutionen mehrere wichtige MaRnahmen vor. Sie
starken die Rolle der PBC als Plattform zur Unterstiitzung nationaler Strategien zur
Friedenskonsolidierung, heben die Konfliktpravention als systemweite Prioritat hervor —
trotz unterschiedlicher Auslegungen des Begri s — und fordern eine engere Zusammen-
arbeit zwischen der PBC und anderen VN-Organen, um die Kohérenz zu verbessern.

In Anlehnung an breitere Reformdiskussionen erweitert auch die PBAR die vorgesehe-
ne Rolle des Resident Coordinators.

Obwohl die PBAR 2025 ,,prifen sollte, ob das VN-System Lander beim Ausstieg aus
Friedensoperationen unterstiitzen kann* (Peacebuilding Architecture Review, 2025),
konnten keine grundlegenden Veranderungen erreicht werden. Die Umsetzung hangt
vom politischen Willen der Mitgliedsstaaten und der weiteren Bereitstellung freiwilliger
Finanzmittel ab. Als Mitglied des Organisationsausschusses der PBC und grof3ter Geber
des Peacebuilding Funds tragt Deutschland eine besondere Verantwortung fir die
Umsetzung der Ergebnisse des PBAR.

Wie diese Analyse gezeigt hat, bleibt eine weitreichende Reform des Sicherheitsrats
politisch schwierig. Dennoch sollte sie nicht vom Tisch genommen werden, da sie fir
die Wiederherstellung der Legitimitat und Wirksamkeit der VN von zentraler Bedeutung
ist. Gleichzeitig schreiten administrative und operative Reformen voran. Durch veran-
derte Arbeitsmethoden und institutionelle Anpassungen wird die Art und Weise, wie
sich die VN fur Frieden und Sicherheit engagieren, schrittweise neugestaltet. Was jedoch
fehlt, ist eine klare und ehrgeizige Vision zur Starkung der VN im Bereich der interna-
tionalen Friedenssicherung. Wenn es den VN gelingt, breitere politische Unterstiitzung
und nachhaltige finanzielle Zusagen fiir ihre bestehenden Instrumente zur Konfliktlésung
zu mobilisieren, kdnnen sie ihre Rolle als glaubwiirdige und zentrale Saule der interna-
tionalen Friedenssicherung und Sicherheit auf der Grundlage der Achtung des Volker-
rechts behalten. Deutschland ist hierfiir unabdinglich.
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Schlussfolgerungen

Die Vereinten Nationen stehen an einem Scheideweg, an dem ihre kinftige Rolle fiir den
internationalen Frieden und die internationale Sicherheit ungewiss ist. GroBmachtpolitik
fihrt zu einer anhaltenden Blockade im Sicherheitsrat, und die nachlassende politische
und finanzielle Unterstiitzung setzen die Organisation beispiellos unter Druck. Ob die VN
eine zentrale Saule der internationalen Ordnung bleiben oder zunehmend an den Rand
gedrangt werden, hangt davon ab, wie die Mitgliedsstaaten auf diese aktuelle Krise rea-
gieren und welche Entscheidungen sie treffen.

In einem negativen Szenario wiirde eine sich verscharfende GroBmachtrivalitat in Verbin-
dung mit mangelndem Engagement der Mittelmachte die VN weiter marginalisieren. Eine
anhaltende Blockade durch Vetos wiirde den weiteren Riickzug der Vereinten Nationen in
den Bereichen Friedensschaffung, Friedenssicherung und Peacebuilding beschleunigen,
wahrend die Aussichten auf eine substanzielle Reform der VN faktisch verschwinden
wiirden. Die VN bestiinden formal fort, verloren jedoch einen GroBteil ihrer praktischen
Bedeutung fiir das Management internationaler Konflikte.

Ein positiveres Szenario hangt davon ab, dass Mittelméchte die Ara der GroBmachtrivali-
tat berwinden und eine regelbasierte internationale Ordnung durch ein erneuertes Be-
kenntnis zum Multilateralismus aktiv stiitzen. In diesem Zusammenhang kénnten Staaten
wie Deutschland eine wichtige Rolle iibernehmen, indem sie die normativen Grundlagen
der VN verteidigen, politische und finanzielle Unterstiitzung mobilisieren und pragma-
tische Reforminitiativen vorantreiben. Mittelmachte kénnen zur Stabilisierung des VN-
Systems beitragen und dessen Fahigkeit bewahren, einen Beitrag zur internationalen
Friedens- und Sicherheitspolitik zu leisten.
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Strukturelle Grundlagen von Rassismen
adressieren

Fur die Bekdmpfung der verschiedenen Rassismen
ist eine breit und langfristig angelegte Strategie
vonnoten. Diese sollte institutionellen Rassismus,
Ungleichheitse ekte und die Verbreitung rassisti-
scher Vorurteile sowie deren strukturelle Grund-
lagen adressieren.

Antimuslimischen Rassismus als Problemfeld
ernstnehmen

Antimuslimischer Rassismus sollte wie andere
Rassismen als eigensténdiges politisches und zivil-
gesellschaftliches Handlungsfeld, das die gesamte
Gesellschaft betri t, bearbeitet werden. Er sollte
nicht gegen andere Rassismen, insbesondere Anti-
semitismus, ausgespielt werden.

Transparenterer Umgang mit staatlichen Daten
Bei der Vorstellung amtlicher Statistiken zum
Rassismus in Deutschland sollten Verzerrungen
durch definitorische Neuerungen sowie strittige
Félle der Einordnung kommuniziert werden. Dies
beugt politischer Instrumentalisierung vor.

Die Folgen des langen war on terror evaluieren
25 Jahre nach 9/11 ist eine ernsthafte, breit ange-
legte und transparente Evaluation der umfassen-
den Sicherheitsgesetzgebung Uberféallig. Neben
der Angemessenheit und Wirksamkeit der Mal3-
nahmen sollte auch tberprift werden, wie und wo
sie Rassismus befordern.

Phanomenibergreifende Radikalisierungs-
pravention starken

In der Radikalisierungspravention sollten stigma-
tisierende E ekte, die antimuslimischen Rassismus
beférdern, vermieden werden. Dazu sollten unter
anderem phéanomenubergreifende Anséatze gestarkt
werden, die nicht einseitig auf eine Ideologie oder
Gruppe zielen.

Normalisierung rassistischer Diskurse und
Agenden aufhalten

Demokratische Parteien sollten der Verbreitung
polarisierender und rassistischer Diskurse in
Feldern wie der Migrations- oder Asylpolitik ent-
gegenwirken. Sie beférdern sonst indirekt die
Agenda autoritarer und rechtsextremer Parteien.

Rassistische Effekte der Antisemitismus-
bekampfung vermeiden

Antisemitismus ist breit verankert und muss ent-
sprechend in der gesamten Gesellschaft bearbeitet
werden. Die Verengung des Antisemitismuspro-
blems auf muslimische Gemeinschaften und seine
primére Bearbeitung durch Islamismusbekampfung
verscharfen Rassismen.

Rassismusbekampfung und politische
Auseinandersetzungen auseinanderhalten

Die Bekampfung von Rassismen sollte nicht dazu
fuhren, dass durch Meinungsfreiheit gedeckte
Positionen nicht mehr ohne Sorge vor Sanktionen
geauRRert werden kénnen. Dies gilt derzeit insbe-
sondere fur Kritik an der israelischen Regierung.
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Antimuslimischer Rassismus (AMR) ist Teil eines breiteren Spektrums an
Rassismen und gewinnt als Problem auch in Deutschland an Bedeutung. Er ist
durch eine Sicherheits- und Verdachtslogik gepréagt, die im Zuge des war on
terror entwickelt und auf als muslimisch identifizierte Menschen angewandt
wurde. Diese Logik wirkt bis heute. Hinzu kommen jingst zwei verscharfende
Faktoren: eine Verschrankung mit dem Thema Migration sowie eine Debatte
Uber Antisemitismus, die diesen primar als ,,Importproblem* ausmacht.

5.1 Grundlagen und Daten: Muslimfeindlichkeit als eine Form
von Rassismus in Deutschland

assismus bezeichnet grundsatzlich eine ,,Dominanzstruktur, in der die vermutete

biologische oder kulturelle Uberlegenheit einer oder mehrerer sozial hegemonialer
Gruppen konstruiert wird, um die soziale Ungleichheit anderer Gruppen zu rechtfertigen
oder zu veranlassen“ (- Foroutan 2020: 13). Derlei Abwertung hat fiir die Betro enen
unter anderem gesundheitliche, emotionale, politische und wirtschaftliche Konsequenzen.
Wéhrend Rassismus in Alltagsdiskursen sowie in Teilen der Einstellungsforschung in
erster Linie als problematische Veranlagung von Einzelpersonen behandelt wird, beziehen
umfassendere Verstandnisse von Rassismus auch strukturelle und institutionelle Dimen-
sionen ein: Rassismus ist in Gesellschaften verankert; er wird ermdglicht, nahegelegt,
womoglich sogar anerzogen. Rassismus hat selbststabilisierende Mechanismen: Er ver-
festigt Ungleichheiten, fir die die Betro enen dann wieder selbst verantwortlich gemacht
werden, etwa flr geringeren Bildungserfolg oder erhdhte Armuts- und Kriminalitétsraten.

Weil Rassismus sich historisch wandelt und dabei in unterschiedlichen Formen gleich-
zeitig existieren kann, ist es tre ender, von Rassismen zu sprechen. Dieses Kapitel begreift
Antisemitismus sowie Islam- und Muslimfeindlichkeit- * ebenso als Rassismen wie anti-
asiatischen Rassismus, Antiziganismus und Anti-Schwarzen Rassismus~ *. Rassismen
haben jeweils fur sie spezifische Mechanismen und geschichtliche Verortungen. Gleichzeitig
treten sie oft miteinander verschrankt auf und es lassen sich phanomenubergreifende
Muster der Abwertung, Kriminalisierung und Entmenschlichung feststellen.
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DIE STAATLICHE ERFASSUNG VON RASSISMUS UND IHRE PROBLEME

In Deutschland beschaftigen sich unterschiedliche Akteure mit der Erhebung von Rassis- staatliche Behorden

men, darunter staatliche, zivilgesellschaftliche ° und wissenschaftliche Einrichtungen, ©"essen rassistisch -
motivierte Kriminalitat

Staatliche Stellen befassen sich vor allem mit rassistisch motivierten kriminellen

Handlungen und erfassen diese in amtlichen Statistiken. Dazu gibt es beispielsweise

die Zahlen zu politisch motivierter Kriminalitat (PMK), die das Bundeskriminalamt

(BKA) zusammenstellt und die vom Bundesministerium des Innern (BMI) einmal jahr-

lich verd entlicht werden.

33 Statistiken zu politisch motivierter Kriminalitat (PMK)

Die politische Motivation wird in den PMK-Statistiken damit einer besonderen Form der politisch motivierten
in die Phanomenbereiche ,rechts®, ,links®, ,religiose Straftaten zu. Diese liegt vor, ,wenn in Wiirdigung der
Ideologie®, ,,ausléndische Ideologie” sowie ,,sonstige Umstande der Tat und/oder der Einstellung des Taters

Zuordnung® unterteilt. Was im hier verwendeten Begriffs-  Anhaltspunkte dafiir vorliegen, dass sie unmittelbar auf-
verstandnis unter Rassismus fallt, ordnet das BKAdem  grund von Vorurteilen des Téaters [...] begangen wurden®
Oberthemenfeld (OTF) der ,,Hasskriminalitat* und (- BKA/Kommission Staatsschutz 2024a: 6).

»Antisemitismus®, ,,Antiziganismus®, ,,Auslanderfeindlichkeit”, ,,Fremdenfeindlichkeit®,
»Islamfeindlichkeit”, ,,Rassismus* — hier eng verstanden als Feindlichkeit auf der Basis
von ,,zugeschriebene[r] oder tatsachliche[r] ethnische[r] Zugehdrigkeit, Hautfarbe*

(- BKA/Kommission Staatsschutz 2024b: 4) —, ,,sonstige ethnische Zugehérigkeit* und
»sonstige Religionen* sind dabei in der Operationslogik des BKA Unterthemenfelder
(UTF) von ,,Hasskriminalitat”. Die Kategorie ,,Fremdenfeindlichkeit” fasst die genannten
Phanomene zusammen. Sie enthélt zusatzlich noch die Kategorien ,,Deutschenfeind-
lichkeit” und ,,Christenfeindlichkeit”, die jedoch einen geringen beziehungsweise margi-
nalen Anteil am Gesamtgeschehen haben.

34 Entwicklung der Fremdenfeindlichkeit in den PMK-Statistiken (2018-2024) Quelle - 5/153

in Tausend

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024
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Seit 2018 ist ein Anstieg sogenannter fremdenfeindlicher Kriminalitat zu verzeichnen,
besonders deutlich seit 2022 - 34.-“ Dies spiegelt sich insbesondere in den Entwick-
lungen beim Antisemitismus und antimuslimischen Rassismus (hier: ,,Islamfeindlichkeit*)

wider - 35.

Fir ,,Fremdenfeindlichkeit” im Allgemeinen und tber alle Rassismen hinweg zeigt sich,
dass der jeweils grof3te Anteil der Delikte aus dem rechten Milieu stammt - 36. Am

wenigsten deutlich ist dies beim Antisemitismus ausgepragt - 5.3.

Bei den polizeilichen Statistiken gibt es allerdings wichtige Grenzen in der Erhebung.
Zunachst sind innerhalb der bestehenden Systematik Mehrfachzuordnungen der Ober-
und Unterthemenfelder ,,méglich und erwinscht” (- BKA/BMI 2025: 3), so dass ein und
dieselbe Straftat gleichzeitig als rassistisch und antisemitisch, als auslanderfeindlich und
antiziganistisch eingeordnet werden kann. Das bedeutet, dass relative Gewichtungen zwi-
schen den einzelnen Themenfeldern nur sehr bedingt moglich sind. Zudem wurden die
Kategorisierungen in den vergangenen Jahren aus nachvollziehbaren Grinden mehrfach
verandert. Das betri t sowohl neu hinzu gekommene Kategorien als auch Sortierungen
innerhalb des Kategoriensystems (- BKA/Kommission Staatsschutz 2024b: Anhang).

35 Entwicklung ausgewdhlter Formen von ,Hasskriminalitat” in den PMK-Statistiken (2018-2024)
in Tausend Quelle -~ 5/153
mmm Antisemitismus
mmm  Rassismus
mmm  Islamfeindlichkeit
=== Antiziganismus

/\/

2018 2019 2020 2021 2022 2023 2024
36 ~Hasskriminalitat* nach Phanomenbereich in der PMK-Statistik (2024) Quelle - 5/153
Unterthemenfelder Anzahl Rechts Links Auslandisch Religits Sonstige
Fremdenfeindlichkeit 19.841 73% 1% 12% 5% 7%
Auslanderfeindlichkeit 9.368 94% 0% 2% 0% 4%
Antisemitismus 6.236 48% 2% 31% 11% 8%

Islamfeindlichkeit 1.848 86% 0%

3%

3%

7%
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Das Unterthemenfeld ,,Islamfeindlichkeit* wurde etwa erst im Jahr 2017 in den Katalog isiamfeindlichkeit
aufgenommen (~ BKA/BMI 2018: 6). Die Problematik des Vergleichs und der relativen xi;‘isrjsﬂe&hzeon”
Gewichtung verschiedener Formen von Fremdenfeindlichkeit wird auch dadurch er-  statistiken aufgefiinrt
schwert, dass sich die Definitionen einzelner Delikte verandern. So werden erst seit

2024 die Definitionen der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA) fur

Antiziganismus und Antisemitismus in den polizeilichen Statistiken o  ziell angewandt

(- BKA/Kommission Staatsschutz 2024b). Konkret kann dies bedeuten, dass durch

die veranderte Definition selbst statistische E ekte entstehen, also mehr Delikte als

zuvor Eingang in die Registrierung finden - 5.3.

Daruber hinaus kdnnen polizeiliche Statistiken stark von den Zahlen tatséchlich erfolgter
Verurteilungen durch Gerichte abweichen, wie sie in Rechtspflegestatistiken zu finden
sind. Straftaten werden bereits mit Aufnahme polizeilicher Ermittlungen, sobald also
ein erster Anfangsverdacht besteht, in ,,Eingangsstatistiken* wie die PMK-Statistik auf-
genommen. Dadurch sind sie besonders anféllig dafiir, dass sich in ihnen politisch ge-
setzte Prioritdten und von institutionellem Rassismus beeinflusste Verdachtsmomente
niederschlagen. Die behérdliche Praxis ist in dem Sinne selbst auf rassistische Struktu-
ren und E ekte hin zu befragen (- Hunold/Singelnstein 2022; - Pickel/Augustin 2024).

SchlieR3lich verengen polizeiliche Statistiken das Problem des Rassismus auf erfasste
Straftaten. Diese mussen zur Anzeige kommen und als Falle von Rassismus registriert
werden. Damit werden einerseits nur die Falle im sogenannten Hellfeld abgebildet,
andererseits nur solche Handlungen und AuRerungen, die als Straftat qualifiziert werden.
Rassismus und Diskriminierung aufRern sich aber auch weit unterhalb der Stra arkeits-
schwelle und zudem strukturell, also jenseits individueller (krimineller) Akte.

Deshalb registriert die Antidiskriminierungsstelle des Bundes unter anderem rassistisch
motivierte Benachteiligung bei der Arbeit und im Alltagsleben. Die gemeldeten Falle
werden jahrlich im Jahresbericht der Antidiskriminierungsstelle des Bundes durch die
Unabhéangige Bundesbeauftragte fur Antidiskriminierung aufgefihrt. Der Bericht 2024
konstatiert eine deutlich gestiegene Beratungsnachfrage, wobei 41% der Anfragen im
Berichtszeitraum 2021—2023 wegen einer Diskriminierung auf Grund von ethnischer
Zugehorigkeit oder aus rassistischen Grinden erfolgten, weitere 7% wegen Diskrimi-
nierung auf Grund von religioser oder weltanschaulicher Uberzeugungen (- Deutscher
Bundestag 2024c: 62).

Besonders hervorgehoben wird in dem Bericht der Einfluss globaler Krisen und Konflikte
auf Diskriminierung. Im Zuge des Israel-Paléstina-Konfliktes sind sowohl der Anti-
semitismus als auch der antimuslimische Rassismus angestiegen. Genannt werden zudem
der antiziganistische Rassismus gegen Rom:nja, die aus der Ukraine gefliichtet sind,
sowie der antiasiatische Rassismus im Zusammenhang mit der Coronapandemie

(- Deutscher Bundestag 2024c: 34).
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WISSENSCHAFTLICHE ERFASSUNG VON RASSISMUS

Im Bereich der quantitativen Rassismusforschung werden einerseits rassistisch bedingte
Ungleichheit und andererseits die Verbreitung rassistischer Einstellungen und Erfah-
rungen erhoben. Besonders hervorzuheben sind die Studien des Nationalen Diskrimi-
nierungs- und Rassismusmonitors — NaDiRa. Darin werden die NaDiRa.panel-Daten
aus regelmafig stattfindenden, reprasentativen Online-Befragungen von 13.000 Menschen
mit qualitativen Daten ergénzt. Untersucht werden Ursachen, Folgen und Betro enheit
von Rassismus, aber auch Entwicklungen tber die Zeit.

Fir das Feld der Gesundheitsversorgung zeigt sich in diesen Studien etwa, dass Schwarze
Menschen am starksten von Diskriminierung betro en sind und rassistische Vorurteile
Folgen fur die Diagnostik haben kénnen (- NaDiRa 2023). Das Armutsrisiko von Personen,
die nicht der weil3en Mehrheitsgesellschaft zugeordnet werden, liegt drei- bis Uber
viermal héher und ist fur muslimisch gelesene Menschen besonders hoch (- Salikutluk/
Podkowik 2024). Im Zuge der Coronapandemie waren 55 % der befragten Personen
aus asiatischen Communities von antiasiatischem Rassismus betro en, davon 11% von
physischer Gewalt (- Suda/Kohler 2024). Schwarze und muslimische Personen tragen
ein besonders hohes Risiko, keine Wohnung zu finden (-~ NaDiRa 2025).

Jenseits der sichtbaren und erlebten E ekte von Ungleichheit zeigt die Einstellungs-
forschung zudem, dass Rassismus keinesfalls ein gesellschaftliches Randphdanomen ist.
Die Mitte-Studie findet fuir 2024/25, dass knapp 11 % der ,,gesellschaftlichen Mitte*~°
rassistischen und 9 % antisemitischen Aussagen zustimmen. Bei AfD-Wahler:innen
sind es gar ein Drittel bzw. 13,5 % — jeweils die héchsten Werte im Parteienvergleich

(- Mokros/Zick 2025: 139, 147). Die Leipziger Autoritarismus-Studie halt fir das Jahr
2024 fest, dass 11-66 % verschiedenen antisemitischen Aussagen zustimmen. - °® Aus-
gewahlten muslimfeindlichen und antiziganistischen Aussagen stimmen 33—49 % bezie-
hungsweise 40—59 % zu (- Decker et al. 2024: 61, 67).~ '

Jenseits quantitativer Daten ist die qualitativ-interpretative Forschung wichtig, um die
Zahlen besser verstehen und einordnen zu kdénnen. Die Erfahrungsperspektive von
Betro enen sowie Fragen der Institutionalisierung und strukturellen Verankerung von
Rassismus spielen in dieser Art der Studien eine wichtige Rolle. Auf Basis von Inter-
views, (teilnehmender) Beobachtung oder historischer Analyse gehen sie den Funktions-
weisen und Konsequenzen von Rassismen nach, etwa im Umfeld von Hochschulen
(- Koloma Beck/Gauditz 2026) oder bei der Polizei (- Hunold/Singelnstein 2022).
Dabei zeigt sich, dass unterschiedliche Rassismen miteinander verschrankt und ideo-
logisch verbunden sind (- UEM 2024: 6). So haben sich seit der Eskalation des Israel-
Palastina-Konfliktes sowohl der Antisemitismus als auch der antimuslimische Rassis-
mus und damit verbundene Diskriminierungs- und Unsicherheitserfahrungen verschéarft
(- Deutscher Bundestag 2024c: 222; —» Koloma Beck/Gauditz 2026). Gleichzeitig treten
verschiedene rassistische Uberzeugungen bei Befragten oft gemeinsam auf und tiber

Rassismus ist
kein gesellschaftliches
Randph&nomen
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schneiden sich zudem signifikant mit manifest oder latent rechtsextremen Einstellungen
(- Wagner et al. 2025: 2; - Mokros/Zick 2025: 149—151).

ANTIMUSLIMISCHER RASSISMUS IN DEUTSCHLAND

Im hier zugrunde gelegten Verstédndnis ist AMR eine Form des Rassismus gegentber
Muslim:innen oder Personen, ,,die aufgrund ihrer (angenommenen) Herkunft, ihres
Aussehens oder ihres Namens als Muslim:innen sortiert und gesta elt werden“ (- Amir
Moazami 2026). Besonders ausgepragt ist im Fall des AMR die kulturelle Dimension
des Rassismus: So werden der ,,islamischen Kultur* oder ,,muslimischen Kulturkreisen*
angeblich unverédnderbare Eigenschaften pauschal zugeschrieben, insbesondere Riick-
standigkeit und Bedrohlichkeit. Dadurch werden ,,bewusst oder unbewusst eine
,Fremdheit’ oder sogar Feindlichkeit gegentiber der deutschen Mehrheitsgesellschaft
konstruiert” (- UEM 2024: 24). Typische Unterstellungen beziehen sich auf vermeint-
liche Integrationsunféahigkeit oder -verweigerung, aber auch auf vermutete Versuche
einer Unterwanderung der Gesellschaft (,,Islamisierung*), sodass die Diskriminierung
von Menschen, die als Muslim:innen identifiziert werden, ,,nicht nur als gerechtfertigt,
sondern bisweilen gar als geboten erscheint” (- Attia/Keskinkilic/Okcu 2021: 18).

Typisch fir den AMR ist eine Konstruktion und Wahrnehmung von als muslimisch
gelesenen Menschen als gefahrlich oder als inkompatibel mit den Vorstellungen einer
sogenannten Leitkultur. Dies schlug sich erst jingst in der sogenannten ,,Stadtbild-
Debatte” nieder. Bundeskanzler Friedrich Merz hatte im Kontext seines Berichts tiber
sinkende Zahlen bei Asylantréagen gedul3ert, es gebe ,,naturlich immer im Stadtbild
noch dieses Problem* (- Grasnick 2025). Im Nachhinein préazisierte sein Parteikollege
Jens Spahn: ,,[E]s ging nie um Hautfarbe. Es ging nie um Ethnie. Sondern es geht doch
um eine kulturell-religiose Pragung. Es geht um Gewalta nitat” (- Malik 2025).

Gleichzeitig ist es typisch fur den AMR, dass seine Existenz im 6 entlichen Leben ge-
leugnet oder relativiert wird. Auch dafir finden sich in jungerer Zeit Beispiele. So teilte der
Parlamentarische Staatssekretar im BMI, Christoph de Vries, laut Medienberichten mit,
»[MmJan wolle der Erzéhlung, Muslime seien Opfer einer rassistischen Mehrheitsgesellschaft,
etwas entgegen[...]Jsetzen* (- Pfahler 2025). Denn dieses ,,Narrativ* diene vor allem
dazu, dass ,,radikale Gruppen* erfolgreich Anhanger:innen ,kédern“ (- Pfahler 2025).

Suggeriert wird hier, es handele sich beim AMR um eine islamistische Erfindung, die
der Radikalisierung von Muslim:innen diene. Die eigenstandige Bedeutung des AMR,
unabhangig von Sicherheitsdebatten, wie auch sein tatséachliches Ausmaf3 werden da-
durch negiert. Die Vorstellung, dass Muslim:innen und Menschen, die dieser Gruppe
zugerechnet werden, gar keine Opfer von Diskriminierung wéren, sondern stattdessen
eigentlich als potenzielle Tater:innen in den Blick genommen werden mussten, ist
durchaus verbreitet — wenn auch nicht immer so drastisch formuliert.

Menschen, die als
Muslim:innen wahr-
genommen werden,
wird unterstellt,

sie seien gefahrlich
und gewaltgeneigt
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Dabei ist die Tater-Opfer-Umkehr insgesamt typisch flr Rassismen und insbesondere
aus dem Antisemitismus (dort beispielsweise durch Relativierungen des Holocausts)
bekannt. Hinsichtlich des AMR spielt eine angenommene pauschale Gewaltneigung
des Islams eine wichtige Rolle. Daraus abgeleitet wird Muslim:innen eine A nitéat zu
Extremismus und Gewalt unterstellt, die sich in einer regelméafigen Gleichsetzung von
Frommigkeit und Fundamentalismus niederschlagt. In der Konsequenz reichen Forde-
rungen bis zur Einschrankung der Religionsfreiheit fir Muslim:innen und der Aberken-
nung gleicher Teilhaberechte (- UEM 2024: 8).

Dem Abstreiten des AMR als gesellschaftlichem Problem stehen zahlreiche Studien Zahlreiche Studien
entgegen, die ihn umfangreich dokumentieren. Der Bericht des vom BMI eingesetzten ;ﬁ:i;;”;;“;;;':ﬂus
Unabhéangigen Expertenkreises Muslimfeindlichkeit etwa bezieht sich auf eine ,,Flille  nachgewiesen
reprasentativer Untersuchungen®, die zeigten, dass ,,[e]twa jede*r Zweite in Deutschland

[...] muslimfeindlichen Aussagen zustimmt* und Abwertungen wie Diskriminierungs-

erfahrungen fur viele Muslim:innen und als muslimisch wahrgenommene Menschen

zum Alltag gehdren (- UEM 2024: 6, 8, 9). Frauen, die ein Kopftuch tragen, sind bef

sonders von Anfeindungen betro en; ihnen wird haufig Selbstbestimmung abgesprochen

(- Pickel/Augustin 2024: 44).

Strukturelle Diskriminierung erfahren als Muslim:innen identifizierte Personen auf dem
Arbeitsmarkt, bei der Wohnungssuche und im Bildungsbereich. Konkrete rassistische
Ubergri e melden Betro ene eher selten an die Behdrden, sodass es — wie in anderen
Feldern des Rassismus — eine hohe Dunkelzi er von justiziablen Vorkommnissen gibt,
die nicht o ziell registriert werden (- UEM 2024: 9). Dies hangt auch damit zusammen,
dass Menschen mit Diskriminierung in behérdlichen Kontexten konfrontiert sind. In
der vom BMI geférderten InRa-Studie etwa gaben 40—50 % der befragten Muslim:in-
nen an, Diskriminierung in Jobcentern, Sozial- und Auslanderbehérden erfahren zu
haben (- Pickel et al. 2024: 133). Auch Uber AMR in Schulen berichtet diese — ebenso
wie die UEM-Studie — als zentrales Problem. Sie verweisen zudem auf eine erhdhte
Anfalligkeit von Polizeibehdrden fur islam- und muslimfeindliche Einstellungen. Gleich-
zeitig fehlt ein detailliert ausgearbeitetes Instrumentarium zur Erfassung von AMR.
Wie wir unten diskutieren, bestehen aufRerdem Ermittlungspraktiken fort, die Vorurteile
eher noch verscharfen (- UEM 2024: 12; - Pickel/Augustin 2024: 66—71). Malinahmen
in Reaktion auf die genannten beauftragten Studien, ihre Ergebnisse und Empfehlungen
sind bisher zudem ausgeblieben.
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5.2  Antimuslimischer Rassismus und Sicherheitspolitik:
Die Konsequenzen des langen war on terror

ie typischen Merkmale und Auspragungen des antimuslimischen Rassismus in
D Deutschland stehen im Zusammenhang mit langeren, teils globalen Entwicklungen.
Eine wesentliche ist der sogenannte war on terror der letzten 25 Jahre. Dieser hat eine
Entwicklung beférdert, in der als muslimisch identifizierten Menschen primaér als Sicher-
heitsproblem wahrgenommen und behandelt wurden. Die im war on terror mobilisierten
Stereotype gri en dabei teils auf jahrhundertealte Bilder von Muslim:innen und Islam
zurick.

Nach den Anschlagen des 11. Septembers 2001 fuhrten zahlreiche Staaten tiefgreifende
Maflnahmen zur Terrorismusbekampfung ein. Erwagungen der inneren Sicherheit prag-
ten den politischen und gesellschaftlichen Diskurs. Weitere dschihadistisch motivierte

Anschlage — in Deutschland etwa auf den Weihnachtsmarkt am Berliner Breitscheidplatz
im Jahr 2016 — verstarkten diese Dynamik und zogen immer neue Sicherheitsmaf3nah-
men nach sich.

Nicht nur galten Muslim:innen mitunter pauschal als potenzielle Sicherheitsbedrohung. Einige sicherheits-

Der Islam wurde zudem von vielen Stimmen als unvereinbar mit einer sogenannten mafinahmen im Zuge

) . ] . . des war on terror haben

»Leitkultur® dargestellt. Sicherheitsbehtrden schatzten bestimmte Einstellungen und  den antimuslimischen
Profile als Risikofaktoren daftir ein, dass Menschen zu Gewalt greifen. Damit leisteten ~2ss/smus in Peutschland

beférdert
sie der Wahrnehmung bestimmter Gruppen als Sicherheitsproblem Vorschub.

Einige Aspekte des Kampfes gegen den Terrorismus haben den antimuslimischen
Rassismus in Deutschland so — bewusst oder unbewusst — reproduziert und beférdert.
Das gilt sowohl fiir die Vielzahl repressiver Sicherheitsmalinahmen als auch fir die
teils stigmatisierenden E ekte der Radikalisierungspravention. Das Erbe des langen
war on terror wirkt insofern auch zweieinhalb Jahrzehnte nach 9/11 immer noch fort.

DAS ERBE DES LANGEN WAR ON TERROR

Mit Verweis auf die Bedrohung durch den islamistischen Terrorismus wurden auch in
Deutschland zahlreiche neue Regelungen erlassen und die Befugnisse der Sicherheits-
behdérden erweitert. Viele Entscheidungen richteten sich nicht ausschlief3lich gegen die
vermeintlich hohe Gefahr des islamistischen Terrorismus. Gerade besonders weitgehende
praventive MaRRnahmen wurden vor allem mit Blick auf dieses Phdnomen gerechtfertigt.

Uber die Jahre hat sich eine kaum noch tberschaubare Fiille an Regelungen und Kom-
petenzen angehauft. Fur Deutschland finden sich allein auf der Bundesebene zwischen
2001 und Ende 2023 iber 80 Gesetze mit Bezug zu Terrorismusbekampfung. Einzelne
Anschlége I6sten immer wieder hektische politische Reaktionen aus, die vor allem das
Szenario des jeweils jingsten Ereignisses adressierten, so etwa nach 9/11, in der Folge
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der Anschlage von Madrid 2004 und London 2005 sowie in der Hochphase der ISIS-
Organisation nach 2014 (- Stephanblome et al. 2025: 282—283). Diesem Muster folgend
legte die damalige Bundesregierung im Herbst 2024 in Reaktion auf die Anschlage von
Mannheim und Solingen ein neues ,,Sicherheitspaket* vor, das unter anderem Verschér-
fungen im Asyl- und Wa enrecht sowie neue Befugnisse der Sicherheitsbehérden zum
Abgleich grofRer Datenmengen vorsieht.

Ein zentraler Trend ist dabei die Ausweitung staatlicher Eingri smdglichkeiten und SicherheitsmaBnahmen
die Erweiterung zugrundeliegender Bedrohungsbilder. Zahlreiche Sicherheitsmafnahmen gi%igﬁg‘;:i!::; 143
setzen immer weiter im Vorfeld an und dienen der Vorbeugung hypothetischer Gefahren. immer weiter im Vorfeld an
Derartige Risikoprognosen erd nen ein breites MaRnahmenrepertoire, das von Tele- /"¢ "ehmen tberwiegend

den Phdnomenbereich
kommunikationstiberwachung bis zur praventiven Ingewahrsamnahme reicht. Die Islamismus in den Blick
genaue Eingri sschwelle ist dabei oftmals ebenso unscharf wie die Umrisse des Phano-
menbereichs Islamismus. In dieser Hinsicht wurden auch die Konturen dessen, was

als extremistisch kategorisiert wurde, kontinuierlich erweitert.

Dies fuhrt nicht nur zu einer Verengung von Freiheitsrechten. Es verhindert auch, dass
staatliche Kapazitaten auf manifeste statt vermuteter Gefahren innerhalb des islamis-
tischen Spektrums konzentriert werden. Zudem hat die Uberbetonung des Islamismus
in der Terrorismusbekampfung lange Zeit die Vernachléassigung anderer Bedrohungen
beférdert. Das gilt vor allem fur die extreme Rechte wie beispielsweise den ,,National-
sozialistischen Untergrund“ (NSU), eine Gruppe, die sich wahrend der war on terror-
Jahre formieren und Uber zehn Jahre terroristische Anschlége begehen konnte.

STIGMATISIERENDE EFFEKTE IN DER TERRORISMUSBEKAMPFUNG
UND RADIKALISIERUNGSPRAVENTION

Im Zuge dieses ,,Kampfes gegen den Terrorismus* wurden Menschen, die als Muslim:in-
nen wahrgenommen werden, zunehmend stigmatisiert. Dies zeigt sich besonders
deutlich im Feld der Radikalisierungspravention sowie in der Nutzung der Kategorie
des ,,Gefahrders™.

Nach den Anschlagen von 9/11 wurde Terrorismus zunéchst als eine Gefahr dargestelit,
die von auRen kommt. Mit der Zunahme von Anschlagen durch Tater:innen, die in Europa
geboren oder aufgewachsen sind — insbesondere in Madrid 2004 und London 2005 —,
verschob sich der Fokus der Terrorismusbekadmpfung immer mehr nach innen. Als vorran-
giges Problem galt, dass sich Personen bestimmte Ideologien und Uberzeugungen aneig-
nen, die als mdgliche Vorstufe auf dem Weg in die terroristische Gewalt gewertet wurden.
Gewisse Personlichkeitsprofile und Hintergriinde galten als besonders anféallig und
dienten als Grundlage fur Risikoeinschatzungen. Dabei ist der Zusammenhang zwischen
Einstellungen und Verhalten deutlich komplexer. Nur die wenigsten Menschen mit ,,radi-
kalen* Einstellungen greifen zu politischer Gewalt, wahrend nicht alle Urheber:innen
terroristischer Gewalt durch Ideologien angetrieben werden (- Schuurman/Taylor 2018).
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All dies beférderte den AMR vor allem dadurch, dass Konzepte wie Radikalisierung Radikalisierung und
und Terrorismus im & entlichen Bewusstsein iberwiegend mit Muslim:innen assozi- IS:ET;:”;SHWGMG”
iert wurden. Obwohl es einen breiten Diskurs um Rechtsextremismus gibt und dieser  muslim:innen assoziiert —
fur besonders viele Gewaltopfer verantwortlich ist, spielte er in der Debatte um Radi- :Zghizs;:r?r:en
kalisierung und Terrorismus nur eine untergeordnete Rolle. Auch auf der MaZnahmen-

ebene wurde ein besonderer Fokus auf muslimische Gemeinschaften gelegt, etwa bei

den vielfaltigen Programmen zur Radikalisierungspravention. Diese liegen zwar unterhalb

der Schwelle repressiver Sicherheitsmaf3nahmen, konnen jedoch kontraproduktive

und stigmatisierende E ekte haben. Sie konstruieren Menschen, denen eine muslimische

oder migrantische Identitat zugeschrieben wird, als ,Verdachtsgemeinschaften*

(- Daase et al. 2024: 90).

Konkret zeigt sich die Logik des Verdachts, mithilfe derer spezifische Ideologien und
personliche Merkmale als Risikofaktoren besondere Mal3nahmen begriinden, auch

in der Figur des ,,Gefahrders". Nach wie vor nicht legal definiert, wird der Begri doch
regelmaRig in innenpolitischen Debatten genutzt und ist fest in der Polizeipraxis
etabliert. Mit ihm werden Personen bezeichnet, bei denen ,,bestimmte Tatsachen die
Annahme rechtfertigen, dass sie politisch motivierte Straftaten von erheblicher Bedeutung
[...] begehen [werden]” (- BKA 0. D.). Es handelt sich um eine Gefahrenprognose:
Durch sie wird als wahrscheinlich angenommen, dass eine Person kiinftig eine fir den
Staatsschutz relevante Straftat begehen konnte. Wie die Einstufung durch die zustandigen
Landeskriminalamter oder das BKA erfolgt, ist kaum bekannt und liegt maR3geblich im
Ermessen der einzelnen Beamt:innen. Auch weil dies nicht zuletzt ein Einfallstor fur
pauschale und vorurteilsgepragte Zuschreibungen darstellt, haben der Begri und mit
ihm verbundene MafRnahmen immer wieder Kritik aus Politik und Wissenschaft hervor-
gerufen (- Kretschmann 2017; — Samour 2020).

37 PMK Gesamtstraftatenaufkommen, extremistisches Personenpotenzial und registrierte Gefahrder
nach Phanomenbereich (2024) Quelle - 5/153

Extremistisches

Phdanomenbereich PMK Gesamtstraftaten Personenpotenzial Gefahrder
Rechts 42.788 50.250 76
Links 9971 38.000 9
Religios 1.877 28.280 469
Auslandisch 7.343 32.500 17
Sonstige 22.193 27.500 14

Gesamt 84.172 176.530 585
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Auch in den behordlichen Statistiken zeigen sich die Probleme der Figur des ,,Gefahrders*.
In den Fallzahlen zur PMK liegt das mit Abstand héchste Straftatenau  ommen, auch
bei den Gewaltstraftaten, im Phanomenbereich ,,rechts” (- BKA/BMI 2025). In den
Lagebildern des Bundesamts flr Verfassungsschutz ist das Personenpotenzial im
Rechtsextremismus ebenfalls am grof3ten (- BfV 2025). Im Gegensatz dazu stehen
jedoch die Zahlen der als ,,Geféhrder* eingestuften Personen: Von den insgesamt 562
Personen, die das BKA im Juli 2025 als ,,Gefahrder* fuhrte, fielen 449 in die Kategorie
»religiose Ideologie* (nahezu ausschlief3lich aus dem islamistischen beziehungsweise
dschihadistischen Spektrum), 71 in die Kategorie ,,rechts”, 13 in die Kategorie ,,aus-
landische ldeologie®, zehn in die Kategorie ,,links* und 19 unter ,,sonstige Zuordnung*
(- Deutscher Bundestag 2025a: 23—25) - 37.

Was also das Risiko anbelangt, das von einzelnen Personen ausgeht, schatzen Sicher-
heitsbehorden Islamist:innen mit Abstand als am geféhrlichsten fir die 6 entliche
Sicherheit und Ordnung ein — obwohl dies den Zahlen zu tatsachlich begangenen
Straftaten widerspricht.

Eine Untersuchung der Verwendung des ,,Geféahrder“-Begri s in Bundestagsdebatten
zwischen 2014 und 2024 bestatigt diese Bedrohungswahrnehmung. Dort wurde der
Begri vornehmlich mit dem Bild einer mannlichen, islamistischen und auslandischen
Person assoziiert (- Stephanblome/Ahmed 2026: 19). Die Debatten zeichneten dabei
eine Bedrohung, die nicht mehr hypothetisch ist, sondern einen deterministischen
Charakter annimmt und damit erhebliche Sicherheitsbefugnisse als gerechtfertigt er-
scheinen lasst. In ihrem umstrittenen EntschlieBungsantrag kurz vor der Bundestags-
wahl 2025 forderte etwa die Unionsfraktion ,,unbefristeten Ausreisearrest* flr ausreise-
pflichtige Geféahrder (- Deutscher Bundestag 2025a: 2).
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5.3  Aktuelle Treiber und Entwicklungen des antimuslimischen
Debatten um Migration und Antisemitismus

eben den langerfristigen, teils institutionalisierten E ekten des langen war on terror

wird AMR in den letzten Jahren durch neue Dynamiken im politischen Diskus
befordert. Dazu zahlt zum einen die zugespitzte Debatte um den Zusammenhang von
Migration und innerer Sicherheit. Zum anderen wird Antisemitismus immer 6fter auf
ein ,importiertes” Problem reduziert, das dann einseitig bei Muslim:innen verortet
wird. Diese stark verkiirzenden VerknUpfungen werden nicht nur von rechtspopulisti-
schen und rechtsextremen Akteuren instrumentalisiert, sondern reprasentieren ein
Vordringen rechter Ideen und Sprache in die politische Mitte. Dies erschwert angemes-
sene Antworten auf die Herausforderungen der inneren Sicherheit ebenso wie auf den
verbreiteten Antisemitismus und den antimuslimischen Rassismus. Gleichzeitig lenkt
eine einseitige Fokussierung auf Muslim:innen als vermeintliche Gefahr von Hass- und
Gewaltkriminalitat bei der extremen Rechten ab.

DIE POLARISIERENDE VERBINDUNG VON INNERER SICHERHEIT UND MIGRATION

Vor allem seit dem Jahr 2024 und dem anschlieenden Wahlkampf zur Bundestagswahl
2025 wird die Frage der inneren Sicherheit in besonders zugespitzter Form mit den
Themen Migration und Integration verbunden, wobei sich beide Diskursfelder auf den
Islam und vor allem muslimische Manner konzentrieren. Blickt man etwa auf die De-
batten im Bundestag und dartber hinaus, wird deutlich, dass rechtsextreme und rechts-
populistische Akteure jene Narrative und Feindbilder gezielt aufgreifen, die im Zuge
des Anti-Terror-Diskurses entstanden sind.

Die Einwanderung von Menschen, die als muslimisch wahrgenommen werden, und
die Tatigkeit von Islamverbé&nden in Deutschland sei unmittelbar fur eine vermeintliche
Verschlechterung der Sicherheitslage verantwortlich. Abgeordnete der AfD zeichnen
im Bundestag distere und verstérende Zerrbilder von ,,Kinderleichen, totgefahrene[n]
Weihnachtsmarktbesucher[n], gruppenvergewaltigte[n] Madchen, lebensgefahrlich
mit Messern verletzte[n] Birger[n], jeden Tag“ (- Curio in Bundestag 2025b: 27594).

Wie sehr derartige Feindbilder mittlerweile in der Gesellschaft verwachsen sind, zeigte
sich unter anderem am Beispiel der Debatten und Resonanz-Straftaten im Nachgang
des Anschlags auf den Magdeburger Weihnachtsmarkts 2024. Aufgrund der saudischen
Staatsangehorigkeit des Taters wurde dieser aus rechten Kreisen zunachst als Islamist
und die Tat als dschihadistisch deklariert. Infolgedessen kam es zu rechten Agitationen
und einem Anstieg an Ubergri en auf Menschen in Magdeburg, denen eine muslimi-
sche ldentitat zugeschrieben wurde. Dass bereits friihzeitig eine islamistische Tatmoti-
vation ausgeschlossen wurde, der Tater tatsachlich islamfeindlich aufgetreten war und
unter anderem Inhalte der neuen Rechten geteilt hatte, wurde ignoriert oder ausgeblendet.

Rassismus:

Einwanderung von

als muslimisch wahrge-
nommenen Menschen —
wird mit der Verschlech-
terung der Sicherheitslage
in Verbindung gebracht
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Politikwissenschaftliche Studien zeigen, dass auch demokratische Parteien bewusst
polarisierende Migrationsdiskurse tibernehmen und sich in ihren Debatten und Pro-
grammen zunehmend von rechtsextremen und rechtspopulistischen Akteur:innen
beeinflussen lassen, die aus taktischen Gruinden versuchen, die demokratische Mitte
zu spalten und die Fahigkeit zum Kompromiss zu unterminieren — insbesondere bei
den Themen Islam und Migration (- Saldivia Gonzatti/Volker 2025). In der Diskussion
um Grenzkontrollen etwa beschrieb Kanzler Merz illegale Migration als eine ,,Gefahr-
dung der 6 entlichen Sicherheit und Ordnung“ (- CDU 2025) und stellte sie als ursach-
lich fur die Gewalttaten in Magdeburg und Ascha enburg dar. Die Ho nung, dadurch 147
Waéhler:innen aus dem rechten Spektrum zurickzugewinnen, wird jedoch kaum erfullt.

Im Gegenteil: Die Ubernahme von Agenden der extremen Rechten kann zu deren Star-

kung fuhren (- Krause et al. 2022).

DOMINANZ DER ,,IMPORTTHESE* IN DER DEBATTE UBER ANTISEMITISMUS

Ahnliche Dynamiken sind in Bezug auf die laufende Debatte tiber Antisemitismus in
Deutschland zu beobachten. Menschen, denen eine muslimische Identitat zugeschrieben
wird, sehen sich immer ofter einem generalisierten Antisemitismusverdacht ausgesetzt.
Unterstellt wird dabei, dass dieser Antisemitismus durch Migration ,,von auf3en“ nach
Deutschland gekommen und insgesamt fiir steigende Zahlen hierzulande verantwort-
lich sei. Dies wird auch als ,,Importthese* bezeichnet (- Wagner et al. 2025).

Aktuelle Debatten zeigen, wie verbreitet diese These inzwischen ist. Bei seinem Amts-
besuch in den USA erklarte der Bundeskanzler 2025, ,,Deutschland habe seit 2015 ,eine
Art importierten Antisemitismus mit dieser grof3en Zahl von Migranten erlebt** (Merz
zitiert in » Wagner et al. 2025: 5). Auch die Forschungsférderung des Bundes setzt
diesen Fokus auf den Zusammenhang zwischen Islamismus, muslimischen Milieus
und Antisemitismus, wie jingere Ausschreibungen sowie ohne Ausschreibung erfolgte
Mittelvergaben zeigen (- Hesch 2025).

Dariber hinaus verdeutlichen zwei Bundestagsresolutionen, die eine breite Mehrheit
von Grunen bis AfD verabschiedete, dass bei politischen MaRnahmen ein einseitiger
Schwerpunkt auf die Bekdmpfung eines sogenannten ,,zugewanderten* Antisemitismus
gesetzt wird. Eine der Resolutionen betont zwar, dass sich Antisemitismus ,,in allen
gesellschaftlichen Bereichen findet“, hebt aber dann den ,,auf Zuwanderung aus den
Landern Nordafrikas und des Nahen und Mittleren Ostens* basierenden Antisemi-
tismus wegen seines ,,erschreckende[n] Ausmalf3[es]* besonders hervor (- Deutscher
Bundestag 2024a). Die AfD-Abgeordnete Beatrix von Storch kommentierte dies mit
den Worten, es handle sich um ,,Chi ren fur importierten muslimischen Antisemi-
tismus®, und begrif3te die repressive Stolirichtung der Resolution: ,,Auf Deutsch:
muslimische Antisemiten in den Flieger setzen und ab in die Heimat*“ (- Deutscher
Bundestag 2024b).
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Wissenschaftliche Studien untersuchen die Verbreitung von Antisemitismus als Ein-
stellung, einerseits unter Muslim:innen in Deutschland (- Arnold 2024) und anderer-
seits im Verhéltnis zur genauen Herkunft befragter Personen mit Migrationshintergrund
(- Wagner et al. 2025). Es zeigt sich, dass es zu manchen Formen des Antisemitismus
tendenziell héhere Zustimmungsraten unter Muslim:innen gibt, zu anderen hingegen
vergleichbare oder sogar niedrigere Werte als in der Mehrheitsgesellschaft (- Arnold
2024). Zur ,,Importthese* im engeren Sinne wurde jingst eine umfassende Studie
vorgelegt (-~ Wagner et al. 2025). Sie zeichnet ein di erenziertes Bild. Ein fur dieses
Kapitel zentrales Ergebnis ist, dass Unterschiede in antisemitischen Einstellungen
nicht pauschal auf einen muslimischen Hintergrund zurtickzuftihren sind. Vielmehr
zeigt sich, dass neben genauer Herkunftsgesellschaft Faktoren wie Aufenthaltsdauer
in Deutschland, deutsche Staatsangehdrigkeit und politische Praferenzen eine Rolle
spielen — und zwar unterschiedlich je nach untersuchter Gruppe.

Befragte mit muslimisch gepragtem Migrationshintergrund lehnen klassische antise-
mitische Aussagen mit deutlicher Mehrheit ab (80 %). Gegenuiber anderen Gruppen
weisen sie hingegen erh6hte Zustimmungswerte zu sekundar-antisemitischen Aussagen
auf.~ *Allerdings weisen die Autor:innen der Studie darauf hin, dass die mit Blick auf
die Mehrheitsgesellschaft Ublichen Erklarungen des sekundéren Antisemitismus fir
migrantische Befragte nur begrenzt anwendbar sind. Denn bei dieser Gruppe kann es
nicht um Schuldabwehr der Nachkommengenerationen nach dem Holocaust gehen.
Sie stellen die Hypothese auf, dass die Zustimmung vielmehr aus der Wahrnehmung
relativer Benachteiligung als Minderheit erwéchst, markieren hier aber weiteren For-
schungsbedarf. Auch in Bezug auf israelbezogenen Antisemitismus zeigen sich ver-
gleichsweise hohe Zustimmungswerte unter Menschen mit muslimischem Hintergrund.
So stimmen 28 % der Aussage zu, durch die ,,israelische Politik wirden ihnen Juden
immer unsympathischer. Den Autor:innen zufolge begiinstigen hier aber unscharfe
Grenzziehungen zwischen Kritik an israelischem Regierungshandeln und antijidischen
Feindbildern ,,eine verstarkte Rezeption antisemitischer Narrative im Kontext des
Nahostkonflikts* (- Wagner et al. 2025: 50).

Die Studie warnt davor, antisemitische Deutungsmuster sowohl in der Mehrheitsgesell- Antisemitismus
schaft als auch in nicht-muslimischen Gruppen mit Migrationshintergrund auszublenden. ;Setsz:lcshcth?;;ife“mmte
Sie zeigt auch, dass die Zustimmung zur Importthese selbst oft mit antisemitischen Milieus beschrankt
und antimuslimischen Einstellungen einhergeht. Zudem macht sie deutlich, dass unter

AfD- und BSW-Anhanger:innen ahnlich hohe oder héhere Zustimmungswerte zum

sekundaren Antisemitismus wie unter Befragten mit muslimischem Hintergrund zu

finden sind, bei AfD-Wahler:innen auRerdem eine deutlich erhéhte Zustimmung zu

klassisch antisemitischen Aussagen. Besonders klar ist auf3erdem der Zusammenhang

zwischen Parteipraferenz und antimuslimischen Einstellungen: Jeweils knapp die Halfte

der Befragten mit AfD-Praferenz stimmt zu, dass Muslim:innen nicht in die deutsche

Gesellschaft passen, keinen Zugang zu allen gesellschaftlichen Positionen haben sollten

und dass AMR gleichzeitig nicht wirklich existiere.
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Auch die PMK-Statistiken liefern keine Grundlage dafir, auf den ,,importierten* Anti-
semitismus zu fokussieren. Darin erkennbar ist zundchst in der Tat ein sprunghafter
Anstieg von antisemitischen Straftaten in den Phanomenbereichen ausléandische und
religiose Ideologie, wo ein ,,importierter” Antisemitismus der Logik der 8 entlichen
Debatte zufolge zu finden sein misste. Fur 2023 liegen fast 53 % der fur das Gesamtjahr
2023 registrierten Félle nach dem 7.10.2023, weshalb das BMI davon ausgeht, dass der
Anstieg ,,originar auf den Angri der Terrororganisation HAMAS auf den Staat Israel
und dessen Auswirkungen auf die Sicherheitslage in Deutschland zurickzufihren® sei
(- BKA/BMI 2024: 12). Trotz des registrierten Anstiegs: Mit 48 % kommen die mit
Abstand meisten antisemitischen Vorfélle weiterhin aus dem Phanomenbereich rechts
- 38. Es lohnt sich aber ein noch genauerer Blick in die Statistiken.

POTENZIALE DER VERSCHARFUNG DES ANTIMUSLIMISCHEN RASSISMUS
IM ERKLARTEN KAMPF GEGEN ANTISEMITISMUS

Aus den Quartalszahlen zur PMK lassen sich einige wichtige Trends ablesen, die im
jéhrlichen Bericht des BKA nicht erkennbar sind.- °Laut der vorlaufigen Statistik fallen
24% beziehungsweise 29 % der Straftaten in diesen Phdnomenbereichen unter Propa-
gandadelikte.~ *° Warum ist das wichtig und worin bestehen diese Propagandadelikte?
Im November 2023 wurde die Wortfolge ,,From the river to the sea* (vom Fluss bis zum
Meer) vom BMI als eindeutiges Kennzeichen von Hamas und damit Symbol einer terro-
ristischen Vereinigung erklart, obwohl es sich um einen weltweit bei paléstinasolida-
rischen Protesten verwendeten Slogan handelt. In keinem anderen Staat ist der Spruch
verboten. Sowohl das Bundesverfassungsgericht als auch der Bundesgerichtshof befassen
sich derzeit wegen einer Verfassungsbeschwerde beziehungsweise eines Revisionsver-
fahrens mit der Frage der eindeutigen Zuordenbarkeit. Unabhangig von einer etwaigen
Stra arkeit ist zweifelhaft, dass die Verwendung des Spruchs allein als Nachweis fur
eine antisemitische Gesinnung dienen kann (- Goldberg/Confino 2024).

38 Entwicklung antisemitischer Straftaten nach Phanomenbereich in der PMK-Statistik
inTausend (2020-2024) Quelle - 5/153
mmm  Sonstige
mmm Religios
mmm  Auslindisch
mmm Links
mmm Rechts

2020 2021 2022 2023 2024
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Mehrere Medienberichte gehen davon aus, dass die meisten Propagandadelikte auf die  Der statistisch ver-
Verwendung dieser Parole zuriickzufiihren sind — was den steigenden Antisemitismus ~2¢¢""eteAnstied des
Antisemitismus seit 2023

in den PMK-Statistiken grof3tenteils erkléaren kdnnte (- Sayram 2024); der starke Anstieg stent im zusammenhang
2023 und 2024 steht klar im Zusammenhang mit Palastina-Protesten (- Reuband 2026), ™' 4" Falstina-Protesten

Vor einer solchen Ausweitung dessen, was als antisemitisches Delikt eingestuft wird,
warnten Jurist:innen bereits 2023 (- Ambos et al. 2023). Dies sei etwa die Folge einer
Anwendung der Antisemitismus-Arbeitsdefinition der IHRA als Regulierungsinstrument,
wofur diese ihren Autor:innen zufolge nie vorgesehen war. Inzwischen beanstandeten
zudem der Kommissar flir Menschenrechte des Europarates und die VN-Sonderbericht-
erstatterin fir Meinungsfreiheit, dass es in Deutschland eine Tendenz gébe, legitime
Kritik an der israelischen Regierung mit Antisemitismus gleichzusetzen und auf dieser
Basis signifikante Einschrankungen der Meinungsfreiheit vorzunehmen (- O’Flaherty
2025; - Khan 2026). Auch Einschrankungen der Versammlungsfreiheit und diverse
Falle von Polizeigewalt bei Demonstrationen sind in diesem Kontext zu konstatieren.

Weil die Palastina-Proteste auch von migrantischen und muslimischen Communities getra-
gen werden, droht die Verengung auf importierten Antisemitismus die Diskriminierungen
und den strukturellen antimuslimischen Rassismus zu verscharfen. Die geschilderten
MalRnahmen und Debatten flihren zu pauschalen Verdachtigungen von Menschen und
Communities, denen eine muslimische Identitat zugeschrieben wird — nun als vermeint-
lich groR3te antisemitische Bedrohung in Deutschland. Eine eingehende Auseinander-
setzung mit den Auspragungen und Ursachen fiir Antisemitismus in Deutschland sowie
rassistischen Kontinuitaten nach 1945 findet indes nach wie vor nicht ausreichend statt.

Schlussfolgerungen

Rassismen — von Antisemitismus (iber Anti-Schwarzen Rassismus bis Antiziganismus —
sind in Deutschland nicht auf den rechten Rand beschrankt, sondern in der politischen
Mitte verbreitet. Ihre Bekampfung erfordert eine breite, langfristig angelegte Strategie,
die strukturelle Ungleichheit auf verschiedenen Gebieten ebenso adressiert wie tief ver-
ankerte und institutionalisierte Einstellungsmuster und Praktiken. Voraussetzung ist nicht
zuletzt eine angemessene Datengrundlage. Amtliche Statistiken zum Rassismus in Deutsch-
land sind oft intransparent beziiglich definitorischer Neuerungen oder der Einordnung
strittiger Falle. Dies kann Fehlinterpretationen und Instrumentalisierungen im 6ffentlichen
Diskurs befordern.

Auch der AMR ist in Deutschland weit verbreitet und hat vielfaltige Auswirkungen auf als
Muslim:innen identifizierte Personen. Daran lassen zahlreiche vorliegende Studien keinerlei
Zweifel. Dennoch wird seine Existenz vielfach abgestritten, was entschlossene Antworten er-
schwert und ihn weiter beférdern kann. Stattdessen sollten den Behdrden vorgelegte Pro-
blemdiagnosen und Empfehlungen, etwa in Form der durch das BMI beauftragten Studien,
ernst genommen und handlungsleitend werden.
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Der AMR ist dabei in besonderer Weise durch die Sicherheitsdiskurse des war on terror
gepragt. Sie legten die Grundlage fiir einen generalisierten Verdacht gegeniiber Mitgliedern
der deutschen Gesellschaft, denen eine muslimische Identitat zugeschrieben wird. Um
stigmatisierenden Effekten vorzubeugen, sollten Anséatze der Radikalisierungspravention
gestarkt werden, die evidenzbasiert verschiedene Bedrohungen in den Blick nehmen

und nicht einseitig nur auf bestimmte Ideologien und individuelle Merkmale zielen. 25 Jahre
nach 9/11 ist es zudem an der Zeit, die Wirkungen des langen war on terror zu iiberpriifen,
etwa durch eine transparente Evaluation der diversen Sicherheitsgesetze. Bisherige Ver-
suche werden diesem Anspruch nicht oder nur unzureichend gerecht.

Inzwischen fungiert der AMR als Vehikel fiir die Verankerung rechter Agenden und Sprach-
gebrauche im gesamten politischen Spektrum. Verstarkt wird dies durch einen zunehmend
mit antimuslimischen Feindbildkonstruktionen verbundenen Diskurs zu Migration, in dem
immer scharfere MaBnahmen gefordert werden. Demokratische Parteien werden dadurch
kaum Wahler:innen der AfD zuriickgewinnen kdnnen; sie laufen vielmehr Gefahr, deren
Agenda zu befordern. Sie sollten daher auf eine einseitige und polarisierende 6ffentliche
Kommunikation verzichten.

Dariiber hinaus wirkt der Fokus auf den Antisemitismus der ,Anderen” stigmatisierend.

Er verdrangt zudem die notwendige Aufmerksamekeit fiir Antisemitismus in der Mehrheits-
gesellschaft und gerade bei der extremen Rechten sowie die Bearbeitung anderer um
sich greifender Rassismen. Unter Wahrung demokratischer Prinzipien und mit gréBtmog-
lichen Freiheitsraumen Rassismen aller Art konsequent zu bekdampfen, sollte MaBgabe

des Regierungshandelns sein. Dazu miissen manifeste Bedrohungen verfolgt und politisch
motivierte Gewalttaten aus allen Phanomenbereichen aufgearbeitet werden. Eine Politi-
sierung des Kampfes gegen Rassismus fiir andere Zwecke als Gleichheit herzustellen,
droht dagegen, Rassismen zu verscharfen und gegeneinander auszuspielen.

Wir verwenden Muslimfeindlichkeit und antimuslimischen Rassismus 6  Wir beschranken uns hier auf die auch in anderen Studien verwendeten
im Folgenden synonym. Siehe dazu auch (- UEM 2024: 23—41; Unterkategorien ,,israelbezogener Antisemitismus* und ,,Schuldabwehr-
- Keskinkili¢ 2019). antisemitismus®.
Dabei soll nicht verschwiegen werden, dass in wissenschaftlichen 7 Unterschiede in den Ergebnissen sind nicht zuletzt auf teils stark von-
Debatten durchaus umstritten ist, ob diese Phanomene alle unter dem einander abweichende Definitionen und Abfrage-Items sowie Auswer-
Uberbegri  des Rassismus verhandelt werden sollten. Siehe fiir einen tungsmethoden zuriickzufuhren. Einige der Items sind in der wissen-
Uberblick (- Foroutan 2020: 16). schaftlichen Debatte zudem stark kritisiert worden.
Ihr Ziel ist es insbesondere, subjektive rassistische Erfahrungen von 8 Mit sekunddrem Antisemitismus werden nach dem Zweiten Weltkrieg
Betro enen zu dokumentieren. Die Starke dieser dezentralen, community- entstandene Uberzeugungen bezeichnet, die den deutschen Tater:innen
basierten Erfassung ist, dass sie auf den Vertrauensbeziehungen der und ihren Nachfolgegenerationen zur Schuldabwehr am Holocaust
Meldestellen und der mit ihnen kooperierenden Personen zu Betro enen dienten. Abgefragt wird er beispielsweise durch die Zustimmung zur
basieren. Aus Platzgriinden vernachlassigen wir diese Erhebungen hier. Aussage, Juden:Judinnen versuchten, Nutzen aus der Erinnerung an den
. . - . . Holocaust zu schlagen.
Das Kapitel verwendet hier Begri ichkeiten aus den PMK-Statistiken,

auch wenn diese teilweise selbst problematisch sind. Der Begri der 9
.Fremdenfeindlichkeit“ etwa erkléart Betro ene pauschal zu Fremden. Im
Weiteren verzichten wir auf Anfiihrungszeichen zur Markierung dieser
Problematik.

In den Quartalszahlen des BMI zu PMK sind jedoch nur rund 43 % der
Falle aus den finalen Statistiken bertiicksichtigt, insbesondere im Phéano-
menbereich Rechts wird darin noch unterberichtet.

10 Die Berechnungen erfolgten auf Grundlage der Antworten der Bundes-

Die Mitte-Studie untersucht die deutsche Wohnbevélkerung und befragt
eine Stichprobe von Menschen, die sich in weiten Teilen politisch, sozial
und/oder 6konomisch als Mitte verstehen lasst* (- Zick 2025: 22).

regierung auf die kleinen Anfragen der Gruppe ,,Die Linke*, die quartals-
weise Statistiken und weitergehende Informationen zum Antisemitismus
abfragten.
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ie imperialistische Gro3machtpolitik
D andert die Vorzeichen von Krieg, Frieden
und Sicherheit. Staaten agieren zunehmend
wie Warlords und setzen Krieg als Mittel der
Politik ein. Ubergange von Gewaltkonflikten
zu Frieden werden als ,,Deals* behandelt,
Mittelméchte wie die Golfstaaten treten mit
neuem Selbstbewusstsein, aber ambivalentem
Kurs auf, und technologische Innovation ver-
andert Kriege und erschwert die Regulierung.
Zugleich befindet sich die internationale Ko-
operation in der Friedenssicherung — etwa
in der Entwicklungszusammenarbeit oder
in den Vereinten Nationen — in ihrer schwers-
ten Krise. Innenpolitisch nehmen auch in
Deutschland rassistische Einstellungen zu.
Das Friedensgutachten 2026 analysiert Op-
tionen, dennoch Frieden zu fordern.

Mit seinen konkreten Handlungsempfehlungen
fur Bundestag und Bundesregierung ist das
Friedensgutachten ein zentrales Medium fur
den Dialog zwischen Wissenschaft, Gesell-
schaft und Politik. Die deutschen Friedensfor-
schungsinstitute (BICC/ IFSH/INEF/PRIF)
geben das Gutachten seit 1987 heraus.

friedensgutachten.de

Gefordert durch die
Deutsche Stiftung Friedensforschung (DSF)

978-3-8376-8360-8


http://friedensgutachten.de

	Cover

	Friedensgutachten 2025 Inhalt
	Stellungnahme
	Empfehlungen

	Statement
	Recommendations

	F	Fokus
	Friedensübergänge /
	Empfehlungen
	F.1	Frieden ist mehr als ein „Deal“ oder eine bloße Waffenruhe
	F.2	�Zielkonflikte und Handlungsdilemmata beim Übergang zum Frieden
	F.3	Aktuelle Konfliktlagen
	Schlussfolgerungen

	1	Bewaffnete Konflikte
	Die Golfstaaten zwischen Krieg und Frieden /
	Empfehlungen
	1.1	Analyse der weltweiten Konfliktsituation
	1.2 	Die Golfstaaten zwischen Krieg und Frieden
	Schlussfolgerungen 

	2	Nachhaltiger Frieden 
	Reset der EZ?! Entwicklungs­zusammen­arbeit als Schlüssel zu nachhaltigem Frieden / 
	Empfehlungen
	2.1	Aktueller Zustand der EZ 
	2.2	Globale Koordination der EZ
	2.3	EZ und Frieden: Die vernachlässigte Dimension
	2.4	EZ als politisches Instrument
	Schlussfolgerungen

	3	Rüstungsdynamiken 
	Risiken und Chancen neuer Technologien /
	Empfehlungen
	3.1	Technische Innovationen und Dual-Use-Problematik
	3.2	Technische Innovationen und Rüstungskontrolle
	Schlussfolgerungen

	4	Institutionelle Friedenssicherung 
	Reform oder Abstieg: Die Vereinten Nationen am Scheideweg /
	Empfehlungen
	4.1	Die Krise der VN aufgrund von Großmachtrivalitäten
	4.2	Die Friedens- und Sicherheitsinstrumente der VN: Ein Überblick
	4.3	�Auswirkungen der Reformvorschläge auf das Friedensengagement der VN
	Schlussfolgerungen

	5	Gesellschaftlicher Frieden
	Anti­muslimischer Rassismus in Deutschland /
	Empfehlungen
	5.1	�Grundlagen und Daten: Muslimfeindlichkeit als eine Form von Rassismus in Deutschland
	5.2	�Antimuslimischer Rassismus und Sicherheitspolitik: Die Konsequenzen des langen war on terror 
	5.3	�Aktuelle Treiber und Entwicklungen des antimuslimischen Rassismus: Debatten um Migration und Antisemitismus
	Schlussfolgerungen

	Abkürzungsverzeichnis
	Impressum



